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Es finden besondere Berücksichtigung:

Graf W itte — Gapon — Rasputin — Nikolaj 11. 
Kerenski — Z eretelli — Nabokow — D enikin  

Koltscliak — Machno — Lenin — Trotzki

Dieses Buch enthält eine Fülle von Beschreibungen russischer füh­
render Köpfe der letzten Jahrzehnte, u. a. Rasputin, Nikolaj II., 
Kerenski, Denikin, Koltschak, Lenin, Trotzki. Der Verfasser verfügt 
über genaue und reiche Kenntnisse der Vorgänge in der russischen 
Innen- und Aussenpolitik, des Staatslebens und des russischen be­
sonderen Volkscharakters. E r schildert die Personen und die Ge­
schehnisse ungeschminkt und der Leser gewinnt über manches und 
manchen ein ganz anderes Bild. W er sich über russische Staats­
männer, über Abenteurer und Revolutionäre unterrichten will, lese 
dieses empfehlenswerte Buch

(Landeszeitung, Rudolstadt vom 1. Juli 1925)

. . . Man muss zugeben, dass Hurwicz an die Bewältigung seiner 
Aufgabe m it Ernst herangetreten ist. Persönliche Eindrücke und ein 
reiches biographisch - psychologisches Material setzten ihn in den 
Stand, ein interessantes Gemälde zu entwerfen, wie es nur auf dem 
Hintergrund des eigenartigen russischen Reiches denkbar ist. — 
Das Buch wird Beachtung finden.
Aus einer Besprechung der freien Arbeiterpresse, Lodz vom 25.6. 25.
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Die .Arbeiterbewegung in Finnland.

Von

N. R. af Ursin und Karl H. Wük (H elsingfors) y .
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gegen den russischen Imperialismus S. 57. 13. Innere Entwicklung der Ar­
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vom November 1917 S. 90. 22. Der Konflikt wird unlösbar. Revolution und 
Bürgerkrieg S. 93. — L i t e r a t u r  S. 103.

I. Bis zum Ausbruch des Weltkriegs.
1. F innland ist ein ziem lich großes Land. B ei einer Fläche 

von 387 ,565  km 2 übertrifft es an Größe Preußen. D ie relative 
Bevölkerungsziffer Preußens beträgt 100 au f den km 8, in  F inn­
land dagegen nur 9. F innland ist das w aldreichste Land Europas­
S ein e W älder bedecken 61 °/o der Landesfläche. Der Moorboden 
beträgt 30 ,8  % , w ovon w en igsten s ein D rittel sich zur Bebauung  
eignet. Von der Gesamtfläche sind nur 8 ,4  %> in Anbau g e ­
nommen, und zwar 5,6 °/o als Acker, 2 ,8  %  als natürliche W iese.

1) Die Darstellung bis 1914 (I.) stammt vom erstgenannten Verfasser. 
Die spätere (II.) von K. H. W iik .
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Obwohl d ie bebaute F läche dreimal größer sein  könnte, ist F inn­
land doch zur Forstwirtschaft w ie geschaffen. A uf sie  w eist auch 
der große W asserreichtum  des L andes hin, der gute G elegenheit 
zur Holzflößerei b ietet; ebenso die zahlreichen W asserfälle, deren 
Kraft sich zur Verarbeitung des H olzes eignet. Das kalte K lim a  
—  die durchschnittliche Jahrestemperatur beträgt 3 — 6 0 C —  
ist auch für den Ackerbau nicht günstig. D ie  Holz- und Papier­
produkte haben im mer größere B edeutung für den Export g e ­
wonnen (1921: bezw. 45 ,8  und 16,8 % ), während bei den land­
w irtschaftlichen Erzeugnissen  die um gekehrte E ntw icklung fest­
zustellen  ist.

Von der Landesfläche gehören dem Staat ca. 40  °/n, fast aus­
schließlich W ald. D ieser große staatliche W aldbesitz ist dadurch  
entstanden, daß zu Beginn der neuen Z eit der Staat einfach  
alles a ls sein  Eigentum  erklärte, w as nicht nachweisbar Privaten  
gehörte. Dam als w ar fast der ganze N orden F innlands eine  
m enschenlose Öde und zu E nde des 18. Jahrhunderts wurden  
alle durch eine dam als vorgenom m ene große Güterregulierung 
abgesonderten T eile  der Güter vom Staate übernommen.

A ngesichts der angedeuteten K onsignation sollte d ie Forst­
wirtschaft d ie bedeutendste Erw erbsquelle des finnischen V olkes 
sein. S ie wird aber noch verhältnism äßig prim itiv betrieben und  
ihre Produktivität ist k ein esw egs derjenigen in den größeren  
K ultuiländern ebenbürtig. Zum T eil noch in der G egenwart werden  
die W älder in F innland recht schlecht bewirtschaftet und auch  
dem Staat trägt w egen des .Mangels an Transportm itteln im Nor­
den, w o sich der größte T eil der W älder befindet, und infolge  
der großen A usdehnung der Forstbezirke die Forstwirtschaft nicht 
das, w as sie  tragen könnte und sollte. D ie Haupterw erbsquelle 
des L andes bildet daher vorläufig d ie Landw irtschaft, obgleich  
sie seit einigen Jahrzehnten ziem lich zurückgegangen ist. 1865  
waren ihr noch 79 ,3  “/,> der Bevölkerung bernfszugehörig, 1900  
aber nur mehr 68 und 1920 gar bloß 65,1 ‘Vn. Seit den 80er  
Jahren, d. h. seitdem  das billige am erikanische Getreide dem  
finnischen konkurrenziert, hat d ie Viehzucht, zum T eil auf K osten  
des Ackerbaus, stark zugenom m en, und die finnische Butter hat 
sich einen sicheren Platz au f den A uslandsm ärkten erworben. 
D ie H älfte des Brotbedarfs muß daher jetzt importiert werden.
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Der W eltkrieg, während dessen  die Einfuhr abgeschnitten war, 
brachte aber eine rückläufige B ew egung zugunsten der Acker­
wirtschaft.

D ie überw iegende Mehrzahl der finnischen Ackerwirte besteht 
aus Kleinbauern und sie  erfährt infolge der staatlichen Inter­
vention noch stetige Steigerung. A uf den E benen im Süden und  
Südw esten herrschen dagegen die Großgüter vor, deren Betrieb  
ganz kapitalistisch  ist. A ktiengesellschaften, d ie W aldabtreibung  
und H olzindustrie betreiben, besitzen 2 lU M illionen Hektar, m eist 
im  Norden und Osten. S ie haben ihren B esitz zum T eil gesetz­
w idrig erworben und früher entstandene Kulturen verfallen lassen , 
w eshalb die Bauern, nicht ohne Erfolg, das E inschreiten des  
Staates gegen  die G esellschaften gefordert haben.

Im Jahre 1910 gab es 2 2 1 3 3 9  landwirtschaftliche Betriebe, 
darunter 169 482  =  76,6  °/o K leinw irtschaften von ' h — 10 ha  
Acker, au f d ie jedoch  nur 32 ,8  °/o der Kulturfläche entfielen, 
während die M ittelbetriebe von 10— 50 ha 48 ,7  u/o und die 3 678  
Großgüter 18,5 °/n der bebauten F läche umfaßten. Schon d iese  
B etriebsverteilung mußte allen Freunden einer ruhigen gesellschaft­
lichen E ntw icklung als sehr ungünstig erscheinen, m ehr aber 
noch die Tatsache, daß ein sehr beträchtlicher T eil der K lein ­
betriebe den W irten nicht zu eigen  gehörten, sondern Pacht­
betriebe waren. D iese  Pachtgüter gehörten beinahe insgesam t zu 
den k leinsten  Größenkategorien und ihre Bebauer lebten m eist 
in den dürftigsten V erhältnissen. Nach einer Statistik  von 1912  
verfügten 56 636 von ihnen (die T o r p p a r i t )  über eine Anbau­
fläche von mehr als 3 ha, aber fast insgesam t über w eniger als 
10 ha. D aneben aber gab es 95 290  M ä k i t u p a l a i s e t  (Häusler), 
die kaum  oder keinen  Ackerbau betrieben, sondern in eigenem  
H ause auf Pachtboden w ohnend m it Viehzucht, als Taglöhner  
usw. ihren Unterhalt erwarben. D iese  K leinpächter lebten m eist 
in  unsicheren und schweren V erhältnissen: mit übergroßen Pacht­
zahlungen belastet, b ei kurzbem essenen Pachtfristen usw . Am 
zahlreichsten waren sie  dort, w o die kapitalistische Großwirtschaft 

vorherrscht.
D azu kam und kom m t im w eitesten  S inne des W ortes land­

lose B evölkerung von m ehreren Hunderttausenden, in denen zu 
großem  T eil der W unsch, eigenen Boden zu erwerben, lebt. E ine
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Statistik  von 1920 zeigt uns 215 937 Taglöhner, 15 937 Instleute, 
d. h. verheiratete Knechte, denen der D ienstherr d ie W ohnung  
beistellt, schließlich 2 2 1 0 3  Knechte und 4 2  044  Arbeiterinnen, 
d ie nach der dam als noch gültigen  G esindeordnung a u f ein Jahr 
gem ietet wurden. D ie  A rbeitsbedingungen sind schlechter bei 
den Kleinbauern, denen die Konkurrenz m it den Großgrund­
besitzern schw er fä llt. Für alle K ategorien der landw irtschaft­
lichen A rbeiter ist der Naturallohn vorherrschend. D er Arbeitstag  
in der Landwirtschaft ist noch nicht gesetzlich  geregelt, er be­
trug im Jahresdurchschnitt 8 Vs Stunden (im Juli 10 .23, im D e ­
zem ber 6 .84  Stunden). D ie K nechte und Arbeiterinnen m it Jahres­
d ienst w ohnen allgem ein in den W ohnungen des H ausherrn; die 
W ohnungsVerhältnisse entsprechen bei w eitem  nicht den  F ord e­
rungen der H ygiene.

D ie Agrarfrage ist som it se it Jahrzehnten schon die w ichtigste  
sozia le Frage in Finnland. D ie Machthaber haben denn auch 
schon vor Jahrzehnten ihren Ernst erkannt und waren bemüht, 
durch Gründung von K reditkassen den Erwerb von K lein ­
gütern zu erleichtern. E ine irgendw ie ernsthafte B esserung war 
jed och  von vornherein von dieser Aktion nicht zu erhoffen, schon  
w eil sie  m it ganz ungenügenden Mitteln unternom men worden  
war. D ie  Unzufriedenheit w uchs daher ständig sow ohl unter 
den Kleinpächtern als unter der eigentlich  landlosen B evö lk e­
rung und beide B evölkerungsgruppen schlossen  sich so gut w ie  
ganz der Sozialdem okratie an.

Nachdem  Finnland um die Jahresw ende 1 917 /18  selbständig  
gew orden war und der im Januar 1918 ausgebrochene Bürger­
krieg  mit dem S ieg  der bürgerlichen K lassen geendet hatte, 
wurde sogleich  an die L ösun g der Agrarfrage geschritten. S ie  
zeigt nunmehr einigerm aßen dieselben Züge dar w ie d iejen ige des  
B altikum : die zu einer hervorragenden Stellung im Staate g e ­
langte Bauernschaft war bestrebt, durch Schäftung neuer Scharen  
von kleinen Grundbesitzern die Grundlage ihrer Macht zu er­
weitern und zu befestigen.

D ie erste Maßnahme in dieser Richtung war ein G esetz von 
1918, das den Kleinpächtern die M öglichkeit eröffnet, unter vor­
teilhaften Bedingungen Land zu erwerben. S ie  haben d iese G e­
legen h eit auch benutzt, und zwar in einem  Um fang, daß man
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tatsächlich fast von der Liquidierung der K leinpächterklasse und  
des seit langem  als unökonom isch erkannten K leinpächtersystem s 
sprechen darf. D ie jün gste A grarstatistik  von 1920 bietet daher 
bereits ein  anderes B ild  als d ie von 1910. D ie  Zahl der B e­
triebe beziffert sich danach m it 250  749 und der Zuw achs be­
zieht Bich so gut w ie ganz auf die Kleingüter. Ihre Zahl beträgt 
nunmehr 1 9 4 7 3 2 , s ie  besitzen 33,7  °/n der bebauten F lä c h e ; die  
5 2 2 4 4  m ittelgroßen Güter besitzen 4 8 ,9  °/o und die 3773  Groß­
güter 17 ,4  °/o der Anbaufläche. Ü beraus interessant ist dabei, 
daß, während die Zahl der Betriebe von 1910— 1920 um 47 ,7  °/o 
zugenom men hat, jen e  der Pachtgüter um 28 ,9  °/o gesunken  ist. 
D ie Prozentualquote der Pachtgüter ist in dieser Z eit von 43 ,4  
au f 27 ,3  °/o aller B etriebe zurückgegangen.

D ie  T endenz dieser ökonom ischen E ntw icklung ist unver­
kennbar. S ie w ird ohne Z w eifel a u f die politischen Zustände 
rückwirken. A llerdings bleibt es noch dahingestellt, ob die neu­
erschaffenen selbständigen  Bauerngüter sich als lebenskräftig  er­
w eisen , denn zum T eil sind sie  schon, ungeachtet aller gesetz­
geberischen Vorsichtsm aßnahm en, zu Spekulationsobjekten  g e­
worden.

N icht zufrieden mit den erzielten Resultaten, ist die finnische 
Bauernschaft noch einen Schritt w eiter gegangen  und hat b e­
schlossen  —  auch unter Verletzung des privaten Eigentum srechts 
—  zw an gsw eise neue G ebiete der A nsied lung zu eröffnen. Ein  
G esetz von 1 9 2 2  —  nach seinem  Urheber a ls L ex  K a l l i o  b e­
zeichnet —  verpflichtet die Großgüter gew isse  Quoten ihres un­
bebauten oder schlecht bebauten B odens dem Staate gegen  E nt­
schädigung abzutreten. D ie so gew onnenen F lächen sollen  an 
N eusiedler ausgetan werden. Der Erfolg dieser Maßnahmen läßt 
sich noch nicht übersehen.

D ie ungünstigen Zustände in der Landw irtschaft haben seit 
m ehreren Jahrzehnten eine sehr starke Ausw anderung nach Ü ber­
see  hervorgerufen. D ie A uswanderer gehören fast zur Gänze der 
landlosen Bevölkerung an. Durch den W eltkrieg unterbrochen, 
hat die A usw anderung in den letzten Jahren einen neuen Auf­
schw ung genom m en. Auch in anderen Form en äußert sich die 
Landflucht. D ie  Bevölkerung der Städte w ächst fortwährend, 
relativ und absolut: 1920 wohnten 16,1 °/o der G esam tbevölke­
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rung in den Städten. Große Scharen haben sich der Industrie 
zugew endet, besonders seit den 60er Jahren, in denen sich in ­
folge schwerer Mißernten große Massen von Bauern und K lein ­
pächtern vom  B oden loslösten . W ährend 1865 d ie Industriebe­
völkerung nur 4 ,9  °/o ausm achte, hat sie  sich bis 1920 auf 14,8  °/<> 
vermehrt. Im merhin ist, in fo lge von M angel an Kapital, das W achs­
tum der Industrie ein langsam es, obwohl F innland mit seinen  
gew altigen  Holzvorräten und seiner W asserkraft w ie prädestiniert 
erscheint, ein bedeutendes Industrieland zu werden.

Im  18. Jahrhundert existierten nur 3 oder 4  Fabriken und  
einige H üttenw erke; zu B eginn des 19. entstanden dann einige  
größere Fabriken, aber erst in der zw eiten  H älfte des Jahrhun­
derts m achte sich in der industriellen  E ntw icklung ein rascheres 
Tem po bemerkbar. Hierzu trug vor allem  bei, daß seit 1857  
die A nw endung der D am pfkraft im H auptindustriezw eig F in n ­
lands, in den Sägew erken, erlaubt w u r d e; und als die Endpunkte  
der F lö ß u n g sw eg e: Kotka, W iborg u. a. zu Standorten der S äge­
w erke wurden, nahm en d iese einen gew altigen  A ufschw ung und  
der Ausfuhrwert der holzindustriellen  E rzeugnisse stieg  von  
5'/2 Mill. Fm k im Jahre 1856, innerhalb eines Jahrzehntes a u f  
16 Mill. oder 5L°/o des finnischen G esam texports. D er A ufstieg  
hat seither so gut w ie ununterbrochen angedauert. D er Bruttowert 
der industriellen Produktion bezifferte sich 1887 m it 113,5 Mill., 
1913 aber schon m it 750 Mill. und 1920 m it 6168  Mill. Fm k, 
w obei allerdings nicht zu übersehen ist, daß in folge des W elt­
krieges der Geldwert auf w en ig  mehr als 1/io gesunken ist. Die 
Zahl der in der finnischen Industrie beschäftigten Arbeiter ist 
von 1885 bis 1920  von 43  000  au f 117 000  gew achsen.

D er Großbetrieb drängt stetig  vor: 1909 verfügte er über 
M aschinen m it 2 6 1 6 8 2 , 1920 aber schon über 4 5 8  839  Pferde­
kräfte. D ie  H auptrolle sp ielen  hierbei die Sägem ühlen und H olz­
schleifereien, die Z ellu lose- und Papierfabriken, in denen auch 
—  ebenso w ie auch sonst vielfach —  ßingb ildungen  stark ent­
w ick elt sind.

D er durchschnittliche Jahreslohn eines finnischen Industrie­
arbeiters stellte sich im Jahre 1920 au f 7 ,864  F m k; in den  
M aschinenfabriken etw as höher, nämlich auf 10,123, in den S ä g e­
mühlen w ieder auf nur 8 ,191 , in den Textilfabriken endlich, in
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denen hauptsächlich Frauen beschäftigt werden, au f nicht mehr als 
a u f 5 ,871 Fmk.

D er Achtstundentag ist seit 1917 gesetzlich  festgelegt und im  
ganzen auch praktisch durchgeführt, w enngleich  das Gesetz 
mehrere Ausnahm en zuläßt. Andere Schutzgesetze aus derselben  
Z eit begrenzen die E instellung w eiblicher und jugendlicher Ar­
beitskräfte. D ie soziale Versicherung umfaßt vorläufig nur die 
U nfallversicherung; andere Z w eige w erden vorbereitet. D ie Ar­
beitslosenkassen  der G ewerkschaften erhalten staatliche Zuschüsse, 
ebenso gew isse  Bildungseinrichtungen von Arbeiterorganisationen.

2. Bevor das A ufkom m en einer selbständigen A r b e i t e r ­
b e w e g u n g  Einfluß au f die allgem eine M einung und die G esetz­
gebung gew ann, unterstanden die finnischen Arbeiter patriar­
chalischer Zucht, und sprichwörtlich hieß e s : „Tue dem Arbeiter 
recht, aber nicht w oh l.“ D ie  A rbeitszeit betrug oft 17— 18 
Stunden und der Lohn war gering. A llerdings änderten sich  
allm ählich die Z eiten und der W ert der M enschen w uchs. Aber 
noch im Jahre 1893 äußerte der berühm te finnische Staatsm ann  
L . M e c h e l in :  „D ie Arbeiter F innlands gehören einem  m aßvollen  
V olke an, w elches weiß, daß der Fortschritt im sozialen Leben  
und das individuelle Glück nur das Ergebnis geduldiger und 
em siger Arbeit sein  kann. W ie  j a m m e r v o l l  i s t  d a s  B i l d  
i n  m a n c h e n  f r e m d e n  L ä n d e r n ,  w o  d i e  S o z i a l i s t e n ,  
A n a r c h i s t e n  u n d  a n d e r e  V e r b r e i t e r  g l e i c h  v e r d e r b ­
l i c h e r  L e h r e n  i h r e  A g i t a t i o n  i n n e r h a l b  d e r  A r b e i t e r ­
k l a s s e  g e t r i e b e n  h a b e n .  D ie  Arbeiter F innlands w issen, 
daß R egierung und Volksvertretung, die in  der letzten Z eit das 
B este  der A rbeiterklasse b ezw eckende G esetze erlassen haben, 
immerfort ihr W ohl im A uge behalten .“ (!) D iesen  Ausspruch kann  
man m it dem jenigen J. S t u a r t  M i l l s  vergleichen, daß d ie R e­
gierung von den Hoffnungen und Vorteilen derjenigen abhängt, 
die Stimmrecht haben. D ie Arbeiter hatten dam als fast kein  
Stimmrecht und auch die G esetzgebung w eiß nur von einem  Ar­
beiterschutzgesetz aus dem Jahre 1889, einem  U nfallversicherungs­
gesetz von 1895 und höchstens noch von ein paar bescheidenen  
Versuchen, die ländlichen Arbeiterverhältnisse zu regeln. Im  
G egensatz zu M e c h e l in  freilich erkannten andere, w eiterblickende  
Staatsm änner, w ie z. B. der Führer der finnisch-nationalen B e­
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w egung Y r jö -K o s k in e n , daß „das Unkraut des S ozialism us“ 
bei entsprechender ökonom ischer E ntw icklung auch in Finnland  
nicht ausbleiben werde. A ndere finnisch-nationale Führer er­
blickten in der em porkom m enden A rbeiterbew egung einen Bun­
desgenossen  im K am pfe gegen  die herrschende schw edisch­
sprachige Bureaukratie und B ourgeoisie und es entstand tatsäch­
lich zw ischen den beiden B ew egungen eine gew isse  Zusam m en­
arbeit, das allerdings parallel zum A ufkom m en auch einer fin­
nischen K apitalistenklasse und dem gem äß klarerem  Hervortreten  
des K lassenbew ußtseins unter den Arbeitern w ieder sich ab­
schw ächte und aufhörte.

W ie anderwärts so verkörperte sich die A rbeiterbewegung  
auch in F innland ursprünglich in B ildungsvereinen . D ie ersten  
dieser Arbeitervereine w urden 1883 —  unter Führung des 
modern gebildeten, enthusiastischen Fabrikanten W . v o n  W k ig h t
—  in der Hauptstadt H elsingfors und in W asa (an der W estküste) 
gegründet. S ie  dienten dann anderen als Muster. D iese  ersten  
Arbeitervereine F innlands dienten zunächst w eniger zur V erteidi­
gung der eigentlichen Arbeiterinteressen als vornehm lich Kultur­
zw ecken aller Art. S ie gew annen  a ls B ildungs-, G esang- und  
N ähvereine, sow ie als Kednerschulen bahnbrechende Bedeutung. 
Freilich  lag  in ihnen von Anfang an der Keim  zu Schw ierig­
keiten  aller Art. W e ig h t  w ollte natürlich das B este der Arbeiter
—  aber so w ie er es verstand. Vor allem  w ollte er Streitig­
keiten  zw ischen den Arbeitgebern und Arbeitern verm ieden w issen . 
Er vertrat also im W esentlichen  die g le ich e Harm onielehre w ie  
M e c h e l in ,  jedoch  in Verbindung mit praktischer B etätigung zur 
Erreichung des H arm oniezieles.

Auch in F innland standen zu Beginn der B ew egu ng an der 
Spitze der Arbeitervereine in der H auptstadt sow ohl w ie an  
anderen Orten vor allem  Unternehmer, Arbeitsleiter und dergl. 
E s muß auch zugestanden werden, daß die Arbeiter selbst da­
m als zur Selbständ igkeit der L eitung noch nicht reif genug waren. 
Dem gem äß w ies die V ereinstätigkeit im ganzen durchaus bürger­
liches Gepräge a u f und es dominierte der G edanke der Inter­
essengem einschaft zw ischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. D as  
änderte sich m it der allm ählich w achsenden Fähigkeit und dem  
zunehm enden Selbstbew ußtsein  der letzteren. Man darf aber
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trotzdem nicht glauben, daß die Bem ühungen W r ig h t s  und seiner  
G esinnungsgenossen  in den bürgerlichen K reisen besondere Z u­
stim m ung und Förderung gefunden hätten. D as G egenteil w ar  
der F all. B esonderer F eind seligkeit begegnete nam entlich d ie  
Befürwortung des 12stündigen A rbeitstags durch W k ig h t  —  w o­
bei man sich zu erinnern hat, daß in England bereits 1847 der  
lO stündige Arbeitstag gesetzlich  eingeführt worden war. E in von  
W k ig h t  1888 im L andtage eingebrachter Antrag a u f Einführung  
des 12stündigen A rbeitstages fand nur geringe Unterstützung. 
Immerhin hielten jed och  bereits auch die bürgerlichen A bgeord­
neten ein ige P alliative gegen  die von außen her heranziehende  
sozialistische Gefahr für opportun und schufen daher ein paar  
G esetze zugunsten der Arbeiter.

3. Zum Selbstbewußtsein und zum Verständnis ihrer Sonder­
interessen erwachten d ie großen M assen einigermaßen erst zu 
Beginn der 90er Jahre. Den Anstoß hierzu gab natürlich die 
ökonom ische N otlage. D ie  Jahre 1891 /93  brachten schlechte  
Ernten. D ie infolgedessen  erfolgte Steigerung der Brotpreise ver­
schärfte sich noch durch die G etreidespekulation. D ie L öhne  
hinwiederum  sanken vielfach bis a u f 1 Mark pro T ag und die 
N ot stieg  in solchem  Grade, daß einm al hungernde Arbeiter aua 
der K aufhalle der H auptstadt L ebensm ittel r a u b t e n .

Unter solchem  Druck kam  es 1893 zu einem  Kongreß der 
Vertreter von 21 Arbeitervereinen in H elsingfors. Um jen e  Z eit 
gab es im Lande 23 Arbeitervereine mit etwa 10 000  Mitgliedern, 
von denen übrigens v ie le  k eine eigentliche Arbeiter waren. D er  
G edanke, einen Arbeiterkongreß abzuhalten, war schon zw ei Jahre 
früher aufgetaucht. Er konnte aber nicht zur Ausführung komm en, 
w eil der G eneralgouverneur den Kongreß m it der M otivierung 
verbot: er könnte „Unordnungen veran lassen “. Dann war 1892  
der Vorschlag zur B ildung eines a llgem einen  Arbeiterverbandes 
gem acht w orden. Aber auch er wurde von den V erwaltungs­
behörden als gefährlich angesehen, so daß die Proponenten zu­
nächst nur ein  E xekutivkom itee bildeten.

U ngeachtet der Leiden der Arbeiterschaft konnte dam als noch 
der V orsitzende, W k ig h t , behaupten, „daß persönliche Leiden  
und daraus entstandene Erbitterung der A rbeiterbew egung des
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L andes ihren Stem pel nicht aufgedrückt h ab e“. In der Tat, die 
Erbitterung war erst im Entstehen. S ie hatte bereits zu Arbeits­
niederlegungen geführt. D iese  waren zunächst p lanlos und daher 
auch erfolglos. Größeren W iderhall erw eckte erst der T ypo- 
graphenstreik von 1890, der die höheren Schichten zu der A uf­
fassung zw ang, daß die finnischen Arbeiter w eniger ruhig und 
verläßlich seien, als man angenom m en hatte. Nun em pfanden  
sie , daß eine ernste G ewitterw olke an dem früher so klaren  
H im m el erschienen sei. B ei all dem handelte es sich aber um  
V orhutgeplänkel. Erst um das Jahr 1895 begann die Arbeiter­
schaft in  größerem U m fang im W ege von Streiks Forderungen  
geltend  zu m achen. 1895 erschien auch die erste Arbeiterzeitung  
der „ T y ö m i e s “ (Der Arbeiter). S ie stieß natürlich au f sofortige 
F ein d seligk eit von seiten  der höheren Schichten. Kaum ins 
Leben getreten, bekam  sie auch schon eine offizielle W arnung  
w egen  eines A rtikels: „D ie H ebung des B ildungsniveaus der 
A rbeiterklasse“. Im Jahre 1896 —  dem „roten Jahr“ —  brachen 
dann mehrere Streiks aus, und die „vaterländischen“ Arbeitgeber 
brachten über die Grenze russische Streikbrecher.

In  dem selben Jahr fand der bedeutsam e z w e i t e  K o n g r e ß  
der Arbeitervereine zu Tam m erfors statt. Inzw ischen w ar in der 
finnischen Partei eine Spaltung ein getreten ; ihr konservativerer 
T eil, die sog. Altfinnen, zog sich allm ählich von der Arbeiter­
bew egung zurück; d ie radikalen Jungfennom anen dagegen aber 
traten jetzt a ls Vormünder und Gönner der Arbeiter auf. D ie  
Spaltung zeigte sich auch au f dem Kongreß von Tammerfors. 
Am schärfsten äußerten sich die G egensätze in der Stim m rechts­
frage. D ie E inen waren Anhänger eines abgestuften Z ensusw ahl­
rechtes, die Anderen traten für die Forderung des allgem einen  
Stim m rechts ein. D er S ieg  fiel der sog. „radikalen R ichtung“ zu. 
D as alte Arbeiterprogramm hatte so ziem lich den Anschauungen  
der Altfinnen entsprochen. Nun gelangte der Program m entwurf 
eines jungfinnischen Führers, des späteren Reichspräsidenten  
K. J. S t a h l b e e g ,  im  großen Ganzen zur Annahme. D erselbe  
forderte die Abschaffung des zensusm äßig abgestuften W ahlrechts, 
das den höheren Steuerträgern auch ein Pluralwahlrecht sicherte, 
für die politischen W ahlen. Fortan sollten  nur die D ienstboten  
a u f dem Lande, sow ie die Soldaten vom Stimmrecht au sge­
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schlossen , sonst aber jed er Bürger mit einem  direkten Einkom m en  
von 4 0 0  Fm k in den Städten, beziehungsw eise 200  Fm k au f dem 
Lande, stim m berechtigt sein. D ieser „Sieg des R adikalism us“ 
b ew og W r ig h t ,  sich von der L eitung der A rbeiterbew egung zu­
rückzuziehen. Gar viel hatte freilich dieser R adikalism us nicht 
zu bedeuten. Erklärte sich ja  g leichzeitig  der Kongreß gegen  
Streiks als Mittel zur Erlangung kürzerer A rbeitszeit; auch sprach 
er sich gegen  die A nstellung besonderer Agitatoren aus usw.

D iese  überaus gem äßigte Politik  der Arbeiter verm ochte jedoch  
k ein esw egs etw a Zustim m ung unter den bürgerlichen K lassen  zu 
erringen. Deren Angriffe gegen  die A rbeiterklasse wurden vielm ehr 
immer heftiger; und in dem selben Maße stieg  m it jed em  Jahr 
die U nzufriedenheit unter den Arbeitern. 1897 wanderte der 
erste Arbeiteragitator, T . T a in io , durch das Land und ein an­
derer, E e t u  S a l in ,  folgte bald nach. Im gleichen  Jahr fand in 
H elsingfors die erste M assenversam m lung im Freien statt. In 
einigen  Städten forderten die Arbeiter eigene Vertretung in der 
G em eindeverw altung; te ilw eise  m it Erfolg. A ls 1898 ein neues, 
im S inne von K u r o p a t k in  abgefaßtes W ehrpflichtgesetz dem  
Landtag vorgelegt werden sollte, bestrebten sich die Arbeiter bei 
den W ahlen, ein ige eigene Vertreter durchzusetzen, w eil ja  das 
W ehrpflichtgesetz auch für sie  von tiefgreifender Bedeutung  
werden müßte. Ihre dahin abzielenden Bem ühungen wurden  
aber von seiten der herrschenden Parteien zurückgew iesen. D iese  
H altung der bürgerlichen Parteien erzeugte unter den, schon zu 
einem  gew issen  Selbstbewußtsein gelangten  Arbeitern böses Blut, 
und in der Hauptstadt wurde der W ahlstreik proklamiert —  der 
freilich, angesichts der geringen Zahl von Arbeiterwählern, nur 
e in e dem onstrative Bedeutung hatte. Immerhin w uchs durch all 
das ständig die Kluft zw ischen Bürgerlichen und Arbeitern und  
d ie  Arbeiterschaft in H elsingfors, Äbo uud Tam m erfors konsti­
tuierte sich zu eigenen  lokalen A r b e i t e r p a r t e i e n .  Ich selbst 
hatte bereits 1896 sow ohl iu der Arbeiterzeitung als auch auf 
dem Arbeiterkongreß zu Tam m erfors die B ildung einer selbstän­
digen Arbeiterpartei em pfohlen —  ohne daß die K ongreßleitung  
m einen Antrag auch nur zur Abstim m ung zugelassen  hätte. Nun 
aber wuchsen die Selbständigkeitsbestrebungen innerhalb der 
A rbeiterschaft immer mehr und wurden vielfach sichtbar. S o

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus XII, hrsg. v. G r ä n b e r g .  3
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waren z. B. die Arbeiter mit der bisherigen bürgerlichen Ab­
stinentenbew egung unzufrieden, w eil ihnen als ein H auptfeind  
das A lkoholkapital schien. S ie  proklam ierten daher einen g e ­
w altigen  „A lkoholstreik“, woran sich zuletzt ca. 70 000  Personen, 
m eist Arbeiter, beteiligten, die den A bstinentenvereinen nicht an­
gekörten. E rfü llte nun auch die A lkoholstreikbew egung letzten  
E ndes die au f sie  gesetzten Hoffnungen nicht, so trug sie  doch 
dazu bei, daß au f dem Abstinentenkongreß zu Tam m erfors 1898  
die A bstinenten- und die Arbeiterbewegung als ebenbürtige Ge­
schw ister anerkannt wurden, und daß dann w ieder im darauf­
folgenden Jahr das absolute Alkoholverbot unter die Programm ­
forderungen der Arbeiterschaft aufgenom m en wurde.

So lange sich die Arbeiter hauptsächlich au f die Forderung  
des allgem einen und gleichen W ahlrechts beschränkten, ohne als 
eine K lassenpartei aufzutreten, zeigten sich die bürgerlichen Radi­
kalen ihnen gegenüber w ohlw ollend. Allm ählich aber änderte 
sich das Bild. Im Jahre 1899  schritten die russischen Macht­
haber zu entscheidenden Russifizierungsmaßnahmen, und der Zar 
erließ in dieser Absicht das berüchtigte Februar-M anifest. A nge­
sichts der Gefahr, die das ganze Vaterland bedrohte, drängten 
die Arbeiter eifriger als j e  zum M itbestimm ungsrecht in den 
öffentlichen A ngelegenheiten. A llein die Bürgerlichen waren von 
ihrer eigenen  Vortrefflichkeit a ls Führer im nationalen Verteidi­
gungskam pfe zu sehr überzeugt, um die Forderungen der Ar­
beiter zu berücksichtigen. G egen das Februar-M anifest wurde 
eine große Protestaktion vorgenom m en. E ine A dresse an den 
Zaren wurde von mehr als l is M illion finnischer Bürger unter­
zeichnet und dem Monarchen übergeben; die hervorragendsten  
Führer der Arbeiter aber wurden von der geplanten Maßnahme 
absichtlich ferngehalten. Auch fand die Protestadresse von seiten  
der Arbeiter keine ungeteilte Unterstützung. D er Chefredakteur 
der Arbeiterzeitung „T yöm ies“, M. K u e ik k a , legte dar: „die un­
w iderstehliche Macht eines V olkes sei eben das Volk selbst als  
ein  Ganzes, zum Denken und zum Selbstbewußtsein erzogen“, 
und „der einzige W eg zur Erhaltung der nationalen Persönlich­
keit gehe durch die Reihen der organisierten A rbeiterschaft“. 
Ausführungen, die von den bürgerlichen Patrioten als vaterlands­
verräterisch bezeichnet wurden. Man versuchte sogar, das W eiter­
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erscheinen des „T yöm ies“ zu verhindern, und K u r ik k a  sah sich 
gezw ungen nach A m erika auszuwandern.

4 . In fo lge dieser E reignisse w uchs das Selbstbew ußtsein  der 
Arbeiter gew altig  und kam am klarsten in der Gründung einer 
eigenen  Partei zum Ausdruck. Schon 1898 waren, w ie gesagt, 
örtliche Arbeiterparteien in drei Städten geb ild et worden. D ie  
Gründung der G esam tpartei fand dann au f dem III. Kongreß 
der Arbeitervereine in Abo im Som m er 1899 statt. A uf diesem  
Kongreß kam  es auch zur endgültigen Trennung der bürgerlichen  
R adikalen von den Arbeitern. In der Tat mußte auch der Führer 
der ersteren zugeben, daß „die Arbeiterpartei, w enngleich  noch 
nicht organisiert“, eigentlich  schon existierte. D er Vorschlag, 
diese O rganisationsarbeit durchzuführen, se i a lso zwar fo lge­
richtig, doch p asse das sozialistische Programm als solches für 
die V erhältnisse iu F innland nicht. D er Kongreß nahm jedoch  mit 
55 gegen  3 Stim m en den ihm  vorgelegten, dem deutschen Er­
furter Programm ziem lich treu nachgebildeten Program m entwurf 
in seinem  praktischen T eil an. W as den theoretischen T e il an­
belangt, so besagte er, im H inblick au f die zugespitzten p oli­
tischen V erhältnisse, etw as vorsichtig, daß sich die finnische Ar­
beiterpartei „hinsichtlich der gesellschaftlichen  E ntw icklung auf 
die Prinzipien der allgem einen Arbeiterbew egung gründe“. B e­
m erkensw ert ist, daß in diesem  theoretischen T eil des Programms 
die nationale F reiheit F innlands als eine w esentliche Voraus­
setzung der w irtschaftlichen und sozialen  Befreiung der finnischen  
A rbeiterklasse bezeichnet wurde. Ausdrücke w ie  „Sozialism us“ 
und „sozialistisch“ wurden vollständig  verm ieden. D essen  unge­
achtet w üteten die Gegner, und die bis dahin von den G em einde­
verwaltungen den Arbeitervereinen gew ährten Subventionen wurden  
eingestellt. Mehrere größere Vereine, in denen die Bürgerlichen  
noch ihren Einfluß behalten hatten, b lieben denn auch vorläufig 
der Partei fern; von den im Jahre 1900 vorhandenen 69 Vereinen  
mit 8 1 9 4  M itgliedern schlossen  sich ihr jedoch  die größten 24  
mit 6555  Mitgliedern an. D ie bürgerlich gesinnten M itglieder 
traten m eist aus.

B em erkensw ert ist, daß die Zahl der A rbeitervereine auf dem  
Lande ebenso groß war w ie  in den Städten, bis sie  schon im 
Jahre 1904 die städtischen überflügelten (58 und 41). D ie  wirt-

3 *
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schaftlicben Mißstände waren eben a u f dem Lande m indestens  
gleich  groß w ie  in  den Stiidten und der Sozialism us gew ann  dort 
beinahe vom  A nbeginn an starke Verbreitung.

D er Kongreß zu Abo erörterte auch mehrere w ichtige Fragen, 
d ie später w eiter entw ickelt wurden. D ie  Forderung nach dem 
allgem einen Stimmrecht, auch für Frauen, w urde endgültig  an­
genom m en und als Mittel zu deren D urchsetzung der G eneral­
streik in  A ussicht genom m en. G leicherm aßen wurden gefordert: 
die volle Gleichberechtigung der Frauen und der achtstündige Ar­
beitstag (mit einigen Ausnahm en), die L ösung der Frohnbauern- 
frage, die Schaffung der A ltersversicherung und die Gründung von 
Arb eiterin sti tuten.

In derselben Z eit w ie unter den finnischen Arbeitern gew ann  
der Sozialism us auch B oden unter den schw edischen Arbeitern 
Finnlands. D as schw edische V olkselem ent hat bis au f den heu­
tigen T ag unter dem einseitigen Einfluß der schw edischen Herren­
k lasse gestanden und sein Selbständ igkeitsgefüh l hat dadurch 
starke A bschw ächung erfahren. Dazu kommt, daß die nationalen  
G egensätze von der schw edischen B ourgeoisie bewußt ausgenutzt 
wurden, um die Führung der gesam ten schw edischen B evölk e­
rung F innlands in der Hand zu behalten. Trotzdem gelan g  1899  
die Gründung des „Schwedischen Arbeiterverbands F in n lan ds“, 
obgleich diesem  anfangs nur 3 Ortsgruppen sich gesellten . B e­
sondere Bedeutung für die ganze A rbeiterbewegung F innlands  
erlangte der Bund dadurch, daß er statutenm äßig das R echt zur 
B ildung von Ortsgruppen besaß. In folgedessen  vermochten in 
der Zeit der finsteren R eaktion bis 1905, in der die Behörden  
überhaupt keine neue Statuten bestätigten, rein finnische Arbeiter­
vereine durch Anschluß an den schw edischen  Arbeiterverband  
zu legalem  D asein  zu gelangen, und an 200  finnische —  d. h. fast 
alle dam als gegründeten — nutzten tatsächlich d iese M öglich­
k eit aus.

Auch unter den Arbeiterinnen fing es dam als an sich zu regen. 
Ihr erster Kongreß fand 1900 statt. E s wurden au f ihm  haupt­
sächlich Lohn- und A rbeitszeitfragen erörtert. Schon im Jahre zu­
vor war der erste Arbeiterinnen streik  in Äbo ausgebrochen, der 
mit großer Energie geführt wurde und siegreich endete.

W as die G ew erkschaftsbew egung anbetrifft, so hatten Ende
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1899 und A nfang 1900 zw ei allgem eine G ewerkschaftskongresse  
stattgefunden. S ie verliefen  jedoch  w egen Z w istigkeiten  m it der 
Leitung der politischen Partei erfolglos. D er Parteitag zu Abo 
hatte näm lich die E inberufung des G ew erkschaftskongresses dem  
Parteivorstand übertragen, ein ige G ewerksciiaftsverbände w ollten  
sie aber in eigen e H ände nehm en, so daß die gep lante B ildung  
einer gew erkschaftlichen Landeszentrale vorläufig unterblieb.

D ie geschilderte B ew egu ng unter der Arbeiterschaft Finnlands 
steigerte die F eindseligkeit gegen  die Arbeiter sow ohl unter den  
Arbeitgebern als auch unter den russischen M achthabern. D ie  
Versam m lungsfreiheit w urde schon im Jahre 1900 aufgehoben; 
das Hauptorgan der Arbeiter, der „T yöm ies“, w urde au f einen  
Monat eingeste llt; die Zensur gegen  die vier dam als existieren­
den Arbeiterblätter wurde strengstens gehandhabt. D ie  Arbeiter 
antworteten mit großen Protestversam m lungen und die Verhält­
n isse verschärften sich noch mehr, als der Generalgouverneur 
B o b r i k o f f  im Jahre 1903 mit diktatorischer G ewalt bekleidet 
wurde.

5. A u f den —  verhältnism äßig unbedeutenden —  W iborger 
Parteitag von 1901 folgte zw ei Jahre darauf, a ls die R eaktion am  
heftigsten w ütete, der zu Forssa. Er fand unter Polizeibew achung  
statt. D er w ichtigste Punkt der Tagesordnung, die Schaffung eines  
neuen Parteiprogram m s, wurde daher erst zum Schluß verhandelt, 
w eil m an die polizeiliche A uflösung fürchtete. D ie Beratungen  
schlossen mit der A nnahm e ein es rein sozialistischen Programms, 
das im w esentlichen  noch heute gilt. A u f dem Forssaer Kongreß 
nahm die Partei die B ezeichnung „Sozialdem okratische Partei 
F in nlan ds“ an —  was allein dam als schon fast eine Tat war. 
Der theoretische T eil des neuen Parteiprogram ms stim mt mit dem  
österreichischen fast wörtlich überein —  mit dem  Z usatz: daß 
eine Zusam m enarbeit mit Bürgerlichen nur dann Platz greifen  
dürfe, w enn hierdurch das Parteiprogramm in keiner Art verletzt 
würde. So hatte fortan die finnische Arbeiterpartei ein Programm, 
das in seinem  theoretischen T eil dem  der deutschen S ozia l­
dem okratie überlegen war, w eil ja  V ic t o r  A d l e r  in dem öster­
reichischen eine richtigere K risentheorie aufgestellt hat. B eson ­
ders hervorzuheben ist die Form ulierung: daß die Partei „zur 
Verwirklichung ihrer Z iele a lle zw eckm äßigen und dem natür-
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liehen R echtsgefühl des V olkes entsprechenden Mittel verw en­
d en “ w olle. Von g e s e t z l i c h e n  Mitteln wurde nicht gesprochen. 
Ohne Z w eifel, w eil man unter dem Druck einer A usnahm egesetz­
gebung lebte und die Sozialdem okraten d ie G esetzm äßigkeit des 
bestehenden Staates nicht in  allen Beziehungen anerkannten.

Eben mit R ücksicht auf den Ausnahm ezustand erfolgte die 
Annahm e des theoretischen T eils  des Programm s nur m it 63 
gegen 8 Stim m en, d ie für einen Aufschub waren. Freilich wird  
man im gedruckten Kongreßprotokoll vergebens nach ihm suchen. 
D er Zensor hatte es sofort konfisziert und erst nach dem G ene­
ralstreik von 1905 gelangte es ans Licht.

D ie  hauptsächlichen Forderungen des P a r t e i p r o g r a m m s ,  
a u f die sich der Kongreß geein igt hatte, w aren: allgem eines, 
geheim es, g leiches und direktes (Aktiv- und Passiv-)W ahlrecht 
für säm tliche Bürger vom 21. L ehensjahr an; Proporzsystem ; 
Einkam m ervertretung; A hgeord neten-D iäten ; V olksin itiative und  
R eferendum ; vollständige Vereins-, V ersam m lungs-, P resse- und  
R ed efre ih eit; allgem eine Schulpflicht; U nentgeltlichkeit des Unter­
richts und U m bildung der V olksschule zu einer V orschule für 
die M ittelschule; Erklärung der R eligion  als P rivatsache; Trennung  
von K irche und Staat; progressives S teu ersystem ; H öherbestcue- 
rung von Zinsen, Erbschaften und unverdientem  W ertzuwachs; 
U nentgeltlichkeit der R echtspflege; staatliche und komm unale 
G esundheitsp flege; M ilizsystem ; G leichstellung von Mann und 
Frau; a llgem eines A lkohol verbot; achtstündiger A rb eitstag ; Mini­
m allöhne; Verbot der Nachtarbeit; 36stündige R uhezeit in der 
W oche; Verbot der Arbeit von Kindern unter 14 Jahren und B e­
schränkung der Frauenarbeit; Vermehrung der G ew erbeinspek­
toren; Erweiterung der Arbeiterversicherung; Pflege der W aisen­
kinder.

D as zugleich angenom m ene M u n i z i p a l p r o g r a m m  forderte 
ebenfalls: a llgem eines und g leiches W ahlrecht für die G em einde­
vertretung; K om m unalsozialism us; Maßnahmen gegen  die W oh­
nungsnot; U nentgeltlichkeit der kom m unalen Krankenpflege und 
R ech tsh ilfe ; B eseitigun g des Entrepreneursystem s für kom m unale 
Arbeiten; lokale Option in der A lkoholfrage bis zur Einführung  
des allgem einen A lkoholverbotes; Som m erkolonien für Arbeiter; 
U nentgeltlichkeit der Schulm aterialien usw .
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D as A g r a r p r o g r a m m  endlich verlangte vornehm lich ein 
neues, den Interessen der Kleinpächter angepaßtes Pachtrecht; 
die L oslösung des Jagd- und Fischereirechts vom Grundbesitz; 
die A ufhebung der G esindeordnung und die Expropriation von  
Grund und Boden zugunsten des Staates.

B esonders scharf trat das gesteigerte K lassengefühl der Ar­
beiter in der Parteitagsresolution über das Stim m recht zutage. 
Offen w urde in ihr ausgesprochen, daß d ie A rbeiterklasse die 
veraltete Volksvertretung und deren gesetzgeberische B eschlüsse  
nicht anerkennen könne, w eil durch das geltend e W ahlsystem  
die große Mehrheit des V olkes vom  Einfluß au f die öffentlichen  
A ngelegenheiten  ausgeschlossen  sei. Solange die Rechte so un­
gleich  verteilt seien , übernehme die Partei k eine Verantwortlich­
k eit für das Urteil, das die G eschichte über das V olk  w egen  
der im Kam pfe um seine E xistenz gezeigten  Schw äche fä llen  
werde. D iese  kühne und offene Erklärung bildete den H öhe­
punkt des K ongresses und m achte a u f die oberen K lassen  einen  
tiefen Eindruck, trotzdem oder vielm ehr w eil sie  in ihrer G e­
radheit unter den obwaltenden Verhältnissen „gefährlich“ scheinen  

mochte.
6. Nach dem F orssaer Kongreß mußte die A rbeiterklasse —  

w ie übrigens ja  auch schon früher —  zw ei Gegnern gegenüber  
Front m achen. Von der einen Seite  her drängte d ie einheim ische  
B ourgeoisie. E in ige große Unternehm er hatten schon 1901 ihren  
Arbeitern die Verbreitung von Arbeiterliteratur oder die A nge­
hörigkeit zu Arbeitervereinen verboten. W er sich zu keinem  ent­
sprechenden R evers verstand, w urde ohne w eiteres entlassen. 
Dies geschah kurz nach der E ntstehung des finnischen Arbeit­
geberverbandes. 1904 kam es dann —  unter den Papierarbeitern  
in W oikka —  zum ersten großen Streik, gegen  den W affenge­
w alt aufgeboten w urde; zw ei Arbeiter wurden verhaftet, der ört­
liche Arbeiterverein aufgelöst und sein V erm ögen konfisziert. E in  
ernster K onflikt mit den russischen Machthabern entw ickelte sich  
1902, als die Arbeiter sich, ebenso w ie die fortschrittlichen E le­
m ente überhaupt, dem neuen, verfassungsw idrigen Wehrptlicht- 
gesetz nicht fügen  w ollten. D ie herrschende reaktionäre Rich­
tung brachte besonders nach A ufhebung der Versam m lungsfrei­
heit für Arbeiter viel U nheil, es wurde viel Spionage getrieben.
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Vereine wurden aufgelöst, die P olizei ließ keine Vereins Versamm­
lung, ja  sogar keine Sitzung der V ereinsvorstände unüberwacht 
und auch der Partei Vorstand hatte alle Mühe, sich die Polizei 
vom L eibe zu halten, genau so w ie  zur Z eit B ism a r c k s  in 
D eutschland. W ollte man sich über das Verbot hinw egsetzen  
und M assenversam m lungen abhalten, so mußten d iese m ittels g e­
schriebener Z ettel einberufen w erden —  um dann doch oft g e ­
nug überrascht und aufgelöst zu w erden. D ie Zeitungszensur  
war ebenfalls unerträglich. A ll das verm ochte jedoch  die sozia­
listisch e B ew egu ng nicht einzudäm m en. A gitationskurse wurden  
veranstaltet, überall waren A gitatoren tätig, Flugblätter wurden  
fleißig verbreitet. Auch die Landarbeiter begannen im mer mehr 
sich der B ew egu ng anzuschließen und setzten in den Jahren 1902  
bis 1903 an m ehreren Orten einen kürzeren Arbeitstag durch.

Für d ie Erstarkung der B ew egu ng war das Jahr 1904  ent­
scheidend. Nach dem Kongreß zu F orssa  fingen auch die oberen  
Schichten an zu verstehen, daß die alte Volksvertretung sich  
überlebt hatte. Betonten ja  auch d ie russischen Im perialisten in 
ihrem K am pf gegen  die A utonom ie F innlands, daß der Landtag  
tatsächlich das finnische V olk nicht vertrete —  da er zu i U aus 
selbstberechtigten E delleuten, zu 3U aber aus Vertretern der 
G eistlichkeit, der Städtebew ohner und der Bauernschaft bestand  
—  die nach einem  ganz undem okratischen W ahlrecht entsendet 
wurden.

Im Som m er 1904  wurde der Generalgouverneur B o b r ik o f f  
durch einen finnischen Patrioten ermordet. Er hatte die Unter­
drückung au f die Spitze getrieben, die russische Sprache auf 
fast allen Verwaltungsgebieten aufgedrängt, russische Pioniere 
des zaristischen Im perialism us oder dessen  finnische Helfershelfer 
gesetzw idrig in die Ämter eingesetzt, finnische Patrioten aus dem  
Lande getrieben oder ihrer Ämter entsetzt usw . D er Tod des 
Satrapen erfüllte nun d ie Gemüter mit neuen Hoffnungen. A uf 
eine einheitliche T aktik  konnte sich aber die A rbeiterklasse nicht 
einigen. A ls 1904  L andtagsw ahlen stattfanden, befürworteten  
m anche die B eteiligung an den W ahlen und erreichten auch, daß 
einige w en ige Arbeitervertreter in d ie K andidatenlisten der bürger­
lichen Parteien aufgenom m en und gew ählt wurden. D ie  R adi­
kaleren waren an sich für die W ahlenthaltung, erklärten sich
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jedoch  bereit, jen e  bürgerlichen Kandidaten und Parteien zu 
unterstützen, die sich au f das allgem eine W ahlrecht bei den  
W ahlen der städtischen Abgeordneten verpflichten würden. Als 
jedoch  d iese Bedingung von keiner bürgerlichen Partei ange­
nommen wurde, kam  es w irklich zu einem  allgem einen W ahl­
streik der Arbeiter. D ie  herrschenden K lassen waren also im  
Herbst 1904 noch nicht geneigt, sich m it dem allgem einen W ahl­
recht abzufinden. D iese  Frage so llte  vielm ehr vorläufig noch  
vertagt w erden. D en  Vorwand bot, daß im L ande k eine gesetz­
lichen Zustände herrschten, w as freilich die gesetzgeberische  
E rledigung verschiedener anderer Fragen nicht hinderte.

D ie  Em pörung unter den Arbeitern w uchs in folgedessen  immer 
mehr an. Im Februar 1905 fanden überall gut geleitete und  
gelungene D em onstrationen zugunsten des allgem einen W ahl­
rechts und des Einkam m ersystem s statt. Doch hatte inzw ischen  
die Arbeiterschaft ihre Forderungen gesteigert. S ie  verlangten  
nunmehr die unverzügliche und vollständige Abschaffung der ver­
alteten Ständeversam m lung und die E inführung eines m odernen  
Parlam ents. Als am 14. April d ie W ahlrechtsreform  im Land­
tage zur Entscheidung stand, dem onstrierten an 30 000  aus 
dem ganzen Lande herbeigeeilte Arbeiter vor dem L andtagsge­
bäude und warteten noch fast d ie ganze Nacht hindurch auf die 
Beschlußfassung. A ls d iese dennoch negativ ausiiel, brach in 
den M assen ein solcher Sturm los, daß sie nur mit Mühe von  
unüberlegten Taten abgehalten w erden konnten. D iese  D em on­
stration kann als die Reifeprüfung der finnischen Arbeiter b e­
trachtet werden.

W ährend des Jahres 1905 zeigte der V erteidigungskam pf 
gegen  die R ussifizierungspolitik  die N eigung zu schärferen und 
aktiveren Form en. Unter den Bürgerlichen b ildete sich eine revo­
lutionäre Partei, die sich nicht mehr mit bloßer P assivitätspolitik  
begnügte, sondern zu terroristischen H andlungen überging; und  
auch unter den Arbeitern entstanden, unter Einw irkung der 
bürgerlichen „A ktivisten“, an einigen Orten k lein e terroristische 
Gruppen. Die große M asse h ielt aber an der bewährten sozia l­
dem okratischen P olitik  fest, nicht ohne gleich  entschieden gegen  
das russische K nutenregim ent Stellung zu nehm en. So z. B. 
dem onstrierten die H elsingforser Arbeiter im August 1905, un­
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m ittelbar vor dem Polizeigebäude, in einer gew altigen  Versam m ­
lung gegen  die reaktionäre, dem oralisierte P olizei.

7. Im  Herbst 1905 brach der Sturm in Rußland los. Der 
unglückliche K rieg gegen  Japan rief dort den G eneralstreik her­
vor, und dieser griff bald nach Finnland über. D ie  Arbeitei­
begannen den Streik, bald nachher folgten die Studenten und 
andere patriotische Bürger. E s dauerte nicht lange und ein  
großartiger politischer N ationalstreik  hatte das ganze Land und 
a lle  V olksschichten erfaßt. D ie  H elsingforser Arbeiter veran­
stalteten Versam m lungen, an denen b isw eilen  4 0 0 0 0  Personen  
teilnahm en, w ählten ein Streikkom itee und errichteten, vorläufig  
in Zusam m enarbeit m it den Bürgerlichen, eine Miliz. D er Ver­
k au f von alkoholischen Getränken wurde au f A nregung der Ar­
beiter verboten. Ohne deren vorbildliche M assenbew egung wäre 
offenbar aus der ganzen B ew egu n g nichts gew orden. E s war 
ein w ahres Glück, daß die Arbeiterschaft F innlands schon im  
Jahre 1905 in fo lge der vorhergehenden Aufrüttelung ihrer Auf­
gabe so klar bewußt war, daß sie  mit der größten E ntschieden­
heit in den politischen Ausstand trat. Am letzten T age des 
Oktober war derselbe in vollem  Gange. Man zog in großen  
M assen singend durch die Straßen j auch die Kinder sangen  die 
M arseillaise. D ie  bürgerlichen Patrioten der sog. K onstitutionellen  
Parteien forderten in einer großen Versam m lung außer der 
W iederherstellung der verfassungsm äßigen Ordnung die Entfernung  
der ungesetzlich  angestellten  Beam ten und der russifizierten fin­
nischen R egierung, sow ie die Einberufung des Landtags. Nun  
waren unter dem Eindruck der M assenbew egung die Bürgerlichen  
geneigt, das allgem eine W ahlrecht fast ohne A usnahm e zu be­
w illigen . A llein die Arbeiter gingen  jetzt in ihren Forderungen  
weiter. S ie w ollten  vollständige R ede-, Presse-, Versam m lungs­
und Vei einsfreiheit und die E inberufung einer Konstituierenden  
Versam m lung mit der A ufgabe, eine m oderne Volksvertretung zu 
schaffen. Außerdem forderten sie  die Schließung der Schenken  
und Bordelle, sow ie die Z ugestehung des vollen  Bürgerrechts 
an die Juden.

D ie E in igkeit zw ischen den Arbeitern und den bürgerlichen  
K onstitutionellen g in g  jedoch  sofort in d ie Brüche, a ls sich d iese  
der Einberufung der K onstituante w idersetzten. Auch innerhalb
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der M iliz entstand eine Splitterung: die Studenten und sonstige  
Bürgerliche bildeten die „weiße G arde“, d ie Arbeiter ihrerseits 
die „rote G arde“ . D ie letztere hatte eine Stärke von etw a 6000  
Manu. S ie übernahm den gesam ten W achtdienst und besorgte 
ihn vortrefflich. D er russische Generalgouverneur, Fürst Ob o -
I.EKSKI, beobachtete dem Streik  gegenüber völlige Passivität, was  
um so auffallender ist, a ls  das russische Militär, die Kanonen  
Sveaborgs und die russischen Panzerschiffe im Hafen Helsingfors 
vollständig beherrschten. D eputationen der Volksversam m lungen  
gegenüber erklärte sich die russisch-finnische R egierung zur D e­
m ission bereit, was die ungeheure V olksm asse auf der Straße 
m it lautem  Jubel begrüßte, w orauf vor dem Denkm al des F inn­
land freundlich gesinnt gew esen en  K aisers A l e x a n d e r  n . die
N ationalhym ne gesungen wurde.

In Tam m erfors, „Finnlands M anchester“, veröffentlichten die 
Arbeiter eine „rote Proklam ation“ , d ie von einer vieltausend­
köpfigen M asse unter A bsingung der M arseillaise und der N a­
tionalhym ne angenomm en und von einer Arbeiterdeputation m it­
tels E xtrazug nach Helsingfors gebracht wurde. Inhaltlich stimmte 
sie  im ganzen mit den Beschlüssen der hauptstädtischen Arbeiter 
überein. S ie  wurde dann auch in der H auptstadt von einer 
großen V olksversam m lung als das eigentliche Manifest der Ar­
beiterklasse angenom m en.

Indessen hatten die K onstitutionellen ein kaiserliches Mani­
fest entworfen und es dem K aiser vorgelegt, der es auch in der 
N acht voin 3. zum 4. Novem ber Unterzeichnete. Als das Mani­
fest nach H elsingfors gelangte, lud der G eneralgouverneur Ver­
treter der verschiedenen Parteien zu sich —  mit A usnahm e der 
Arbeitervertreter. D iese hatte m an „aus V ersehen“ zu laden  
unterlassen. Offenbar erachtete m an es nicht als zweckm äßig, 
auch den Arbeitern G elegenheit zu geben, auf die Zusam m en­
setzung der künftigen Regierung Einfluß zu nehmen.

Im kaiserlichen M anifest war zwar die R ede vom allgem einen  
Stim mrecht. Jedoch weder von einer Parlam entsreform  noch vom  
Frauenstim m recht oder von R ede-, Vcrsam m luugs- und V ereins­
freiheit. D ie Zensur allerdings sollte gleich abgeschafft und  
mehrere drückende und gesetzw idrige Verordnungen aus den 
letzten Jahren aufgehoben w erden. Das M anifest wurde von den
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Bürgerlichen m it grenzenlosem  Jubel em pfangen, von den Ar­
beitern mit gem ischten G efühlen . D ie  Errungenschaften d es  
Generalstreiks schienen vorläufig den Arbeitern zu unbedeutend  
und zu unsicher. S ie  beeilten  sich daher nicht, den Streik zu 
beendigen. D as zeitigte Unruhen und Zusam m enstöße mit den  
Bürgerlichen. Und da offensichtlich für die Arbeiter nichts m ehr  
von einer Fortsetzung des Streiks zu erwarten war, so hörte 
dieser endlich auf, nachdem  die Arbeiter in einem  feierlichen  
Aufruf versichert hatten: sie  würden sich fortan zu einem  neuen, 
entscheidenden K am pf gegen  die B ourgeoisie und deren Vorrechte 
rüsten. D ie rote Garde sollte beibehalten werden, um ihren 
Forderungen Nachdruck zu geb en ; ebenso das A lkoholverbot; 
und der Parteitag sollte m öglichst bald zusam mentreten.

D ie  Spannung zw ischen den Bürgerlichen und den Arbeitern 
dauerte also auch nach dem G eneralstreik fort. D iese  hatten  
um so w eniger Sicherheit, daß die Bürgerlichen das Einkam m er­
system  annehm en würden, als d ie M utigsten unter den K onser­
vativen noch hofften, durch Schaffung eines Oberhauses die B e­
deutung des a u f Grund des allgem einen Stim m rechts gew ählten  
Parlam entes verringern zu können.

In der ersten Z eit nach der Erlassung des Novem ber-M ani­
festes beeilte man sich in F innland, die neugew onnene Freiheit 
auszunutzen, bevor die R eaktion in Rußland genug erstarkt wäre, 
um auch nach Finnland überzugreifen. Auch die Arbeiter waren  
sehr rege. D ie  Sozialdem okratie versam m elte sich schon im N o­
vem ber 190.5 zu einem  außerordentlichen Parteitag. Dort befür­
worteten ein ige die Teilnahm e an dem letzten Ständelandtage, 
unter der B edingung, daß einerseits die B ourgeoisie sich für das 
Einkam m ersystem  erklären und anderseits d ie Partei sich zugleich  
zum Generalstreik rüsten würde. Andere verfochten den W ahl­
streik und eine Mehrheit von 191 gegen  96 entschied sich in 
diesem  Sinne. E in e M assenversam m lung der H elsingforser Ar­
beiter am 30. D ezem ber 1905 gab diesem  Beschluß Nachdruck.

8. D ie  neue, aus lauter K onstitutionellen  zusam m engesetzte  
R egierung bestellte eine 14gliedrige K om m ission (darunter drei 
Sozialisten), um ein n eu es W ahlgesetz und eine neue L andtags­
ordnung auszuarbeiten. D er E ntw urf w urde Ende Februar 1906  
fertig und der letzten Ständeversam m lung vorgelegt. Er zeigte,
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daß w eder d ie finnischen noch die russischen Machthaber etw as 
W esentliches an den Forderungen der Arbeiterschaft zu ändern 
gew agt hatten. Nur daß das W ablrechtsalter mit 24  Jahren be­
stim mt wurde und daß durch Schaffung einer „großen Kom ­
m ission “, nach Muster des norw egischen L agtings, sow ie durch 
Einführung des Proportionalw ahlsystem s ein ige Garantien gegen  
allzu w eitgehende A usw irkungen des allgem einen  Stim m rechts 
geschaffen werden sollten. D er G edanke an ein Zw eikam m er­
system  blieb aber aufgegeben und das —  aktive und p assive —  
Frauenstim m recht w urde zugestanden. D ie Ausnahm en vom a ll­
gem einen Stimmrecht waren von geringer B edeutung. D er L and­
tag seinerseits änderte an der R egierungsvorlage so gut w ie  
nichts. Nur unter den A deligen hatten einige den Mut, die ganze  
Vorlage ablehnen zu w ollen. D ie Arbeiter aber veranstalteten  
im Mai 1906 in H elsingfors w ieder eine M assenversamm lung, 
m it Teilnehm ern auch aus anderen Orten, die ingesam t Vs Million 
M enschen vertraten, und es wurde festgestellt, daß überall im 
Lande Streikkom itees bereit waren, einen eventuellen  neuen  
G eneralstreik zu leiten. D as w irkte und der Landtag votierte 
d ie  Vorlage.

Ohne Z w eifel hatten v ie le  L andtagsm itglieder ihr nur mit 
blutendem  Herzen zugestim m t. A llgem ein wurde eingestanden, 
daß die großzügige Reform ein W erk der A rbeiterklasse war, 
w elche während des N ovem berstreiks so zielbew ußt die Führung  
an  sich genom m en hatte. D as neue G esetz, das am 20. Juli 
1906 vom  K aiser bestätigt wurde, verzehnfachte die Zahl der 
Stim m berechtigten. E s w ar dies eine Revolution, obw ohl mit 
unblutigen Mitteln zustande gekom m en.

D as finnländische Staatsw esen  erfuhr durch das neue Grund­
gesetz  —  das in w esentlichen Stücken immer noch g ilt —  einen  
bedeutenden Anstoß zu fortschrittlicher Entw icklung. D ie  L eg is­
latur blieb nach w ie vor eine dreijährige, aber der Landtag  
mußte nunmehr alljährlich zusam m entreten, statt w ie früher jed es  
dritte Jahr. Er w ählte nunmehr seinen Vorsitzenden selbst. Ein, 
freilich beschränktes, aber nachm als erweitertes Interpellations­
recht war bew illigt worden. Von einer Verantwortlichkeit der 
Regierungsm itglieder war jedoch  noch k ein e R ede und eb en so­
w en ig  von einer Initiative des Landtags hinsichtlich  der grund­
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gesetzlichen , der m ilitärischen, der Presse- und der Zollfragen. 
E benso blieb sein Budgetrecht äußerst beschränkt. Erst von 1917  
an kam  es auch in diesen Punkten zu einer freieren E ntwicklung.

D er G eneralstreik hatte w ie  jed e  Revolution sow ohl gute als 
schlechte Folgen. D iese  zeigten sich gleich  nach seiner B een di­
gung. Der Erfolg hatte offenbar den K opf einiger der roten  
Garde angeschlossenen  Arbeiter verdreht. S ie entwarfen w eit­
schw eifende P läne und trennten sich immer mehr vom  Partei- 
vorstande und der organisierten Arbeiterschaft. E in ige standen  
unter dem Einfluß der sog. A ktivisten. Unter den niedrigsten  
Schichten der Arbeiterschaft b ildeten sich an einigen Orten förm­
liche Banditenbanden, w elche allerlei Unfug trieben und w elche  
die Parteileitung nur mit Mühe paralysieren konnte. D ie vom  
Parteivorstand unabhängige W irksam keit der roten Garde zeigte  
sich anläßlich des bekannten Aufruhrs der Besatzung der Festung  
Sveaborg E nde Juli 1906. D er Führer der roten Garde prokla­
m ierte —  offenbar im Einverständnis mit den A ktivisten  und  
den Aufrührerischen —  ohne G enehm igung des Parteivorstandes 
und gegen  dessen W illen den politischen Generalstreik, der aber 
über einen halbm ißlungenen Versuch nicht h inauskam . E ine A b­
teilung der Rotgardisten nahm an der R evolte teil und mehrere 
von ihnen wurden verhaftet und später zu mehrjähriger Zucht­
hausstrafe verurteilt. Auch mit der bürgerlichen „Schutzw ache“ 
geriet d ie rote Garde in H elsingfors in offenen K am pf und es  
gab au f beiden Seiten  T ote und Verwundete. Zum erstenm al 
stürmten die Bürgerlichen und die Arbeiter F innlands bewaffnet 
gegeneinander an. Infolgedessen  sprach sich der Arbeiterkongreß  
in  U leäborg (20. — 27.  VIII. 1905) von der roten Garde los. S ie  
wurde — ebenso w ie  auch d ie bürgerliche Schutzwache —  von  
der R egierung gleich  nach dem Zusam m enstoß aufgelöst. Ander­
seits brachte der Generalstreik der A rbeiterbew egung einen großen 
Aufschwung. D ie Zahl der organisierten Arbeiter betrug Ende 
1904 1 6 6 1 0  in 99 Vereinen; Ende 1905 schon 4 5 2 9 8  in 177 
V ereinen; E nde 1906 8 5 0 2 7  in 937 Vereinen. Noch auffallen­
der war das Erwachen der G ewerkschaften zu neuem  regen  
L eben. Nun erschien die Gründung neuer Fachverbände m ög­
lich, und das machten sich u. a. die E isenbahner zunutze.

Ein Kongreß von Gewerkschaftlern, der im Som m er 1907 in
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Tammerfors stattfand, löste endlich die Frage einer gew erk ­
schaftlichen Landesorganisation. D ieser neuen Zentrale schlossen  
sich zunächst nur 19 Verbände an, w elche E nde 1907 2 5 4 9 7  
M itglieder, d. h. 25 °/o aller Industriearbeiter zä h lten ; außerhalb 
der Zentralorganisation blieben 9 Verbände m it etw a 7000 Mit­
gliedern. Einstim m ig w urde vom  Gewerkschaftskongreß die E ben­
bürtigkeit der politischen und der gew erkschaftlichen Arbeiter­
bew egung festgestellt, die Zugehörigkeit zur politischen Organi­
sation jedoch  wurde nicht unbedingt gefordert.

Von großer W ichtigkeit war der erste Kongreß der K lein ­
pächter vom  Jahre 1906. Im Pachtgesetz von 1902 war dem  
w eichenden Pächter nur eine — übrigens unzureichende —  E nt­
schädigung für die von ihm gem achten M eliorationen gesichert 
worden. N ach w ie  vor aber war die L age der Kleinpächter un­
sicher und schlecht geblieben, und oft entstanden Streitigkeiten  
zw ischen ihnen und den Bodeneigentüm ern. D er Pächterkongreß  
beschloß daher: die Dauer der Arbeit bei A bleistung der von  
den Kleinpächtern den Verpächtern zu prästierenden D ien ste solle  
im Somm er 10 und im W inter 7 Stunden nicht übersteigen, der 
Pachtvertrag schriftlich und au f w en igstens 50 Jahre abgeschlossen  
und der Pachtschilling nur in Geld berechnet werden. Zugleich  
beschloß der Kongreß e i n s t i m m i g  die U nterstützung der S o ­
zialdem okratie. E in Beschluß, der v ie l dazu beigetragen hat, daß 
seither das ländliche Proletariat einen  so großen T eil der sozial­
dem okratischen Partei ausm acht. Ferner w urde die gesetzlich e  
F estlegun g der „Bauungspflicht“ gefordert, so daß also a lles zur 
B ebauung geeign ete Staats-, Gem einde- und Privatland, w enn  
der Eigentüm er es nicht selbst nutzen w ollte  oder konnte, der 
landlosen Bevölkerung zur Nutzung überlassen werden sollte.

Seit dem großen Streik vom  Herbst 1905 datiert der Auf­
schw ung auch mehrerer anderer Arbeiterbestrebungen. So wurde 
1906  ein sozialdem okratischer Journalistenbund begründet, m it 
dem Z iel, d ie fachlichen Interessen  der sozialdem okratischen  
Journalisten zu fördern. —  Schon vor dem großen Streik waren  
m ehrere sozialdem okratische Jugendvereine entstanden und 1906  
kam  es au f einem  Kongreß in Tam m erfors zur B ildung eines  
sozialdem okratischen Jugendverbandes mit entschieden antim ilita­
ristischem  Charakter. Er schloß sich bald darauf der Jugend­
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internationale an, wuchs mit der Zeit gew altig  an und zählte am  
E nde 1913 7 000  M itglieder in 250  Ortsgruppen. Er verfügte auch 
über ein eigenes Organ, die „T yöläisnuoriso“ (Arbeiterjugend). —  
Schon im Jahre 1900 hatten sich die Arbeiterinnen zusam m en­
gesch lossen , um gem einsam  „m it den Frauen der oberen K lassen  
für die Erlangung des allgem einen  Stim m rechts“ zu arbeiten, „sow eit 
d ies ohne Schädigung der Interessen der proletarischen Frauen­
bew egung geschehen k ön n e“. 1904 beteiligten sich denn auch 
m ehrere Arbeiterinnen an dem großen W ahlrechtskongreß der bürger­
lichen Frauen, au f dem das W ahlrecht für 21jährige Frauen  
gefordert wurde. Später trennte sich dann allerdings die prole­
tarische Frauenbew egung von der bürgerlichen, ohne jedoch  im 
Eifer für die Erkäm pfung des Frauenstim m rechts zu erlahmen. 
B esonders verdienstvoll w irkten die Arbeiterinnen durch die Grün­
dung von „Idealvereinen“ zur Erziehung der proletarischen K in­
der in sozialdem okratischem  G eiste. D er publizierten Vertretung 
aller dieser B estrebungen war das B latt „T yölä isn ainen “ (D ie 
Arbeiterfrau) gew idm et, d ie seit 1907 erschien.

Auch der m eist gedrückte und übersehene T eil der prole­
tarischen Frauen, die D ienstboten , erwachte dank dem G eneral­
streik zum E igenleben . Freilich  waren schon seit dem Jahre 
1892 D ienstm ädchenvereine gegründet worden und hatten in 
den  oberen Schichten Unruhe gezeitigt. Jetzt erst aber gew ann  
die B ew egu ng Ausdehnung und Vertiefung. 1906 wurde au f  
einem  Kongreß, auf dem 7000  D ienstboten vertreten waren, ein  
D ienstbotenverband geb ildet. H ier und auf den folgenden K on­
gressen  von 1907 und 1909 wurde vor allem  die Verkürzung der 
Arbeitszeit und die Abschaffung der veralteten Gesindeordnung  
gefordert. D ie städtischen D ienstm ädchen erstrebten auch, m itErfolg, 
d ie  F reilassung eines N achm ittags im Laufe der W oche und eines  
einw öchentlichen, entlohnten, Sommerurlaubs, und besonders in 
den  Städten kam  die G esindeordnung tatsächlich außer Übung. —

E in ige Monate nach dem Generalstreik endlich wurden die 
Statuten des „Finnischen Arbeiterverbandes“ bestätigt und er er­
h ielt das Recht, überall im Lande Ortsgruppen zu bilden. D a­
m it war die rechtlich gesicherte M öglichkeit einer freien organi­
satorischen E ntw icklung für die finnische Arbeiterschaft gegeben  
— eine der größten Errungenschaften des G eneralstreiks.
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D ie schw edischsprechenden A rbeiterschlossen sich zahlreicher als 
j e  in ihrem im Jahre 1899 gegründeten Verbände zusam m en, der 
in ein nahes Verhältnis zur Partei trat. Im H inblick  au f m ancherlei 
—  allerdings w en ig  bedeutende —  R eibungen zw ischen finnischen  
und schw edischen Arbeitern erklärte der Parteitag in Uleäborg 
1906, die schw edische Sprache für das G edeihen der Arbeiter­
bew egung unter den finnländischen Schw eden als ein unum gäng­
liches Mittel zur Verbreitung der abendländischen Kultur, sow ie  
der sozialdem okratischen Ideen und daher für das ganze fin­
n ische V olk w ichtig; sie so lle desw egen  beibehalten und geför­
dert w erden. Zugleich wurden in den Parteivorstand auch Ver­
treter der schw edischen Arbeiter gew ählt und bedeutende A n­
strengungen zur Organisierung der letzteren gem acht. D as erschien  
um so gebotener, w eil die bürgerlichen Parteien die N ationali­
tätenfrage als Vorspann zur F estigu ng ihrer S tellung auszunutzen  
suchten. Auch ein paar russische A rbeitervereine entstanden und  
schlossen  sich der Partei an, wurden aber schon 1907 von den  
russischen Behörden aufgelöst.

D ieser enorm e und vie lse itige A ufschw ung der A rbeiterbewe­
gu ng rief in den A rbeitgeberkreisen Unruhe hervor. D iese  
hatten sich schon 1905  zu dem m ächtigen „ F i n n i s c h e n  A r ­
b e i t g e b e r v e r b a n d e “ zusam m engeschlossen. Auch entstanden  
unter bürgerlicher Führung ein ige gelbe G ewerkschaften, die 
jedoch  bald w ieder verschw anden. E tw as größere B edeutung  
hatten die sog. „ C h r i s t l i c h e n  A r b e i t e r v e r e i n e “, die auf 
■einem Kongreß im Jahre 1906 einen Verband b ildeten, der für 
d ie B efreiung der A rbeiterklasse aus der G ewalt des K apitals 
w irken sollte, sow eit d ies „nicht im G egensatz stünde zum Ge­
w issen  und zur christlichen R elig ion “. D ieser christliche Ar­
beiterbund war b isw eilen  durch 1— 2 A bgeordnete im Landtag  
vertreten.

9. Von hervorragender Bedeutung war der schon erwähnte 
Kongreß von U leäborg. D as auf dem Parteitag von F orssa  
beschlossene Parteiprogramm w ar nach drei Jahren schon te il­
w eise veraltet. A llerdings fehlten noch die Grundlagen für ein  
reifer durchdachtes Programm, vorläufig aber w urde Abhilfe da­
durch geschaffen, daß der Parteitag ein besonderes W ahlprogramm  
für die bevorstehenden W ahlen veröffentlichte, von dem einige Stücke

Archiv 1. Geschichte d. Sozialismus XII, hrsg. v. G r ü n b e r g .
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über das Parteiprogramm hinausgingen, besonders w as die Agrar­
frage betraf. E s wurden in ihm gefordert: ein neues Pacht­
gesetz; der A nbauzwang und Rodungen m it staatlicher Unter­
stützung; die A ufhebu n g aller W ahlrechtsbeschränkungen, die  
Schaffung einer Invalid itäts- und A ltersversicherung und die Er­
weiterung der A rbeiterschutzgesetzgebung mit besonderer Berück­
sichtigung von Kindern, Jugendlichen und Frauen; endlich eine  
Steuerreform au f Grundlage des Prinzips der Progressivität.

D ie  rasch w achsende Parteim itgliedschaft forderte unabw eis- 
lich neue Statuten. D ie  Grundlage der sozialdem okratischen  
Organisation, so w ie sie  jetzt noch (1925) besteht, w urde durch 
das Gesetz über d ie politischen W ahlen gelegt. Im H inblick au f 
dieses w ird die K reisorganisation von allen in dem selben W ahl­
kreise wohnhaften Parteim itgliedern gebildet ; daneben bilden die 
Parteim itglieder in derselben G em einde eine G em eindeorgani­
sation. D ie K reis- und G em eindevorstände leiten  die W ahlagi­
tation, kassieren die Beiträge ein und sam m eln parteistatistische 
D aten usw . D er Parteitag setzt sich aus Vertretern der K reis­
organisationen zusam men. Er w ählt den Parteivorstand, dem  
2 Vorsitzende, 1 Sekretär und 4  B eisitzer angehören. Dem  Vor­
stande übergeordnet ist der „Parteirat“, der aus den Mitgliedern  
des Vorstandes und Vertretern der K reisorganisationen besteht 
und w enigstens zw eim al jährlich Zusammentritt. E in Parteibe­
schluß kann auch durch Urabstim m ung zustande kom m en.

Einstim m ig wurde in U leäborg beschlossen, daß die Partei 
keine W ahlbündnisse mit Bürgerlichen eingehen dürfe und daß 
kein  Parteiangehöriger sich von Bürgerlichen w ählen lassen  dürfe. 
In der Erkenntnis, daß die innere Autonom ie Finnlands, solange  
das reaktionäre R egierungssystem  in Rußland fortdauere, in keiner  
Art garantiert wäre und k eine Gewähr für die friedliche Ent­
w icklung der gesetzgeberischen T ätigkeit bestünde, erklärte e.s 
die Partei a ls ihre ernste Pflicht, m it der Freiheitsbew egung in 
Rußland solidarisch zusam m enzugehen, dabei jedoch  stets d ie  
eigentüm liche Stellung F innlands im Auge zu behalten. Ferner  
wurde ausgesprochen, daß die russische Sprache nicht desw egen  
zu hassen sei, w eil es russischsprecheude Unterdrücker gebe. 
Auch das Problem des „M inisterialism us“ beschäftigte den Partei­
tag. E s war nämlich ein bewährtes Parteim itglied, der V olks-
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Schullehrer J. K. K a m , nach dem G eneralstreik in die R e­
gierung eingetreten. D er dam alige Parteivorstand war damit ein­
verstanden gew esen , die Arbeiter aber m ißbilligten K a m s Schritt 
schärfstens, w eil die R egierung nur dem Zaren, nicht dem Land­
tage verantwortlich war. D er Parteivorstand ließ denn auch  
K a m  im Stich, der aus der Partei ausgeschlossen  wurde und 
bald nachher dem issionierte.

B esondere A ufm erksam keit w endete der Parteitag der Frage  
einer Kräftigung der Agitation z u : A gitatorenkurse und ein S e­
minar für Agitatoren sollten  eingerichtet w erden und wurden  
dann auch im Jahr 1909 eingerichtet. In das Internationale 
Sozialistische Bureau in B rüssel wurden zw ei Vertreter der Partei 
entsendet.

10. D as E nde des Jahres 1906 und die ersten Monate von  
1907 beschäftigten die bevorstehenden W ahlen das ganze Land. 
D ie  W ahlagitation war sehr lebhaft —  man sollte ja  jetzt  
„das neue Finnland au fb au en “. Flugblätter, Parteiprogramme, 
W ahlproklam ationen (d ie sozia listischen  in 3 0 0 0 0 0  Exem plaren) 
wurden überall verbreitet; zahlreiche, oft gut vorbereitete A gi­
tatoren durchzogen das L an d; m ehrstündige D iskussionen  von  
Vertretern verschiedener Parteien wurden veranstaltet. Jede Partei 
versprach sehr v ie l; die Altfinnen und die schw edische Partei 
ritten das Steckenpferd des N ation a lism u s; d ie Jungfinnen hoben  
ihren K am pf für die Verteidigung der Autonom ie h erv o r; die 
Sozialisten  wandten sich an die Arbeiter und K leinpächter; der 
Bund der Landw irte suchte d ie Kleinbauern zu gew innen. D as  
Ergebnis der W ahlen vom  15. März 1907 brachte allen eine  
vollständige Überraschung. D ie siegesbew ußten  Altfinnen und  
Jungfinnen errangen nur j e  59 bezw . 26 M andate, d ie Land­
wirte 9, d ie Schw eden 24, d ie Sozialdem okraten aber 80. 7 0 2/3 °/o 
der W ahlberechtigten hatten abgestim m t. Von den abgegebenen  
Stim m en entfielen a u f d ie Sozialisten  37 ° /o; Altfinnen 2 7 ,4  u/o; 
die Jungfinnen 13,6 °/«; die Schw eden 12,6  u/o; die Landwirte 
7,7 ° /n. l n den Städten erhielt d ie Sozialdem okratie 33 ,3 , aut 
dem flachen Lande 37 ,6  °/o aller Stim m en.

A ls  stärkste Partei des Landtags hatte die Sozialdem okratie  
den Anspruch auf B eistellun g des ersten Präsidenten. S ie  ver­
zichtete jedoch  a u f ihn, w eil s ie  prinzipiell alle Bürgerlichen als

4*
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e i n e  reaktionäre M asse betrachtete1). Zum Präsidenten wurde 
daher der als ein zuverlässiger Patriot angesehene Jungfinne 
P. E. S v in h u f v u d , zum ersten V izepräsidenten der M itverfasser 
dieser Abhandlung, a f  U k sin , gew ählt.

D ie  Sozialisten  besaßen beinahe k ein e parlam entarisch er­
fahrene Vertreter, w ohl aber kannten sie  gut die H offnungen und  
Forderungen der A rbeiterklasse, und parlam entarische Erfahrung 
erwarben sie  allm ählich. D ie  Reform fragen erfüllten  die Luft, 
die verschiedenen Parteien bem ühten sich, einander in R eform ­
eifer zu überbieten, und die W ahlprogram me der bürgerlichen  
Parteien waren in w ichtigen H insichten eine N achahm ung des sozial­
dem okratischen. E s schien, als ob nun vielfache soziale Reformen  
durchführbar seien  —  sow eit sie  bloß vom  finnischen Landtage  
abhingen. E in ige kam en denn auch zustande. Vor allem  das 
G esetz über die Arbeit in  B ä ck ere ien : die Nachtarbeit, von 
9 Uhr nachm. b is 6 Uhr vorm., wurde verboten; die A rbeits­
w oche wurde m it 4 8  Stunden fixiert; die Lohnauszahlung sollte  
fortan nur in Geld erfolgen und für Ü berstunden wurde ein  Z u­
schlag von 50 °/ > vorgeschrieben. D ies G esetz trat am 1. Juli 
1909 in Kraft. D as von der A rbeiterklasse heiß ersehnte Gesetz 
gegen  Erzeugung, Einfuhr und V erkauf alkoholischer Getränke 
dagegen  wurde zwar trotz W iderstandes vom  L andtage mit großer 
Mehrheit angenom m en, jed och  nicht sanktioniert; und nicht 
anders wurde es, a ls es der Landtag 1909, unter Berücksichtigung  
der von den russischen Behörden gew ünschten Abänderungen, 
neuerdings votiert und dieser w iederholt se ine B estätigung ver­
langte.

11. Mit B ezug au f die Errungenschaften der parlam entarischen  
T ätigkeit vor der R evolution ist noch folgendes zu erwähnen.

D ie  Arbeiterschutzgesetzgebung war veraltet und bedurfte 
einer Reform. D rei au f eine solche abzielende Gesetzentwürfe 
wurden auch im Jahre 1909 vom  Landtage angenom m en. Das 
G esetz betreffend die Arbeit in  den industriellen Betrieben ver­
bot die E instellung von  Kindern unter 14 (in einigen Fällen  so ­
gar unter 13) Jahren; für K inder von 14 bis 15 Jahren wurde

1) Yon dieser veralteten, aber damals noch streng festgehaltenen Auf­
fassung wurde nur im Jahre 1913 eine Ausnahme gemacht, indem der So­
zialdemokrat 0 . T o k o i  zum Landtagspräsidenten gewählt wurde.
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der A rbeitstag mit 6, fiir Jugendliche von 15 b is 18 Jahren mit 
8 Stunden festgesetzt und zudem  die Nachtarbeit (mit ein igen  
Ausnahm en) untersagt. Für Erw achsene w urde eine Arbeits­
w oche von höchstens 120 Stunden vorgeschrieb en ; für Über­
stunden, die in  beschränktem  Um fang zugelassen  wurden, sollte  
ein Z uschlag von 50  °/o bezahlt werden. E ine Sonntagsruhe von  
30 Stunden wurde vorgeschriehen, d ie Nachtarbeit Erwachsener 
nur zugelassen , wenn in 8  Stundenschichten gearbeitet würde. 
W öchnerinnen wurde eine R uhezeit von vier W ochen nach der 
Entbindung zugesichert.

D ie Arbeitgeber und die bürgerlichen Parteien überhaupt 
setzten dieser Reform  starken W iderstand entgegen. A ls sie  
dennoch m it den Stim m en der Sozialdem okratie und denjenigen  
der radikalen Bauern angenom m en wurde, deren W ähler an 
der Sache w en ig  interessiert waren, forderte d ie reaktionäre 
Presse die R egierung auf, dem K aiser die Sanktionierung zu 
widerraten. D as rief unter der Arbeiterschaft große Erregung  
hervor, die sich in M assenversam m lungen Luft m achte. Unter 
dem Druck der öffentlichen M einung beschloß dann auch der 
Landtag im Jahre 1913, dem K aiser die Sanktionierung zu 
em pfehlen. D iese erfolgte jedoch  erst 1917, nach der R evolution.

D as zw eite im  Jahre 1909 beschlossene G esetz betrifft den 
Schutz der Arbeiter gegen  Betriebsgefahren. E s brachte nur B e­
stim m ungen, die schon län gst in den m eisten zivilisierten L än­
dern gelten . D ie Landw irtschaft wird von diesem  G esetz nur 
w enig berührt. E s wurde 1914  bestätigt und bildet, nebst dem  
G esetz betreffend die Arbeit in den Bäckereien, das so gut w ie  
einzige den Arbeitern unm ittelbar w ertvolle positive R esultat des 
allgem einen Stim m rechts vor der R evolution von 1917.

D ie Fabrik inspektion  war b is 1909 sehr m angelhaft. D ie  
Anzahl der Inspektoren war zu k lein , die Fabriken wurden also  
zu selten inspiziert und oft, nachdem  der Inspektor sich im voraus 
beim Fabrikanten angem eldet hatte. D iesen  Mängeln so llte  ein  
1909 votiertes, aber ebenfalls erst 1917 sanktioniertes G esetz ab­
helfen, das eine jährlich w en igstens einm alige Inspektion  vor­
schrieb. Zugleich wurden den Inspektoren G ehilfen aus den  
Arbeiterkreisen zur Seite  gestellt.

D ie  A rbeitsverm ittlung hatte, in den Händen privater U nter­
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nehmer, eine scham lose A usbeutung der A rbeitssuchenden ver­
anlaßt. Durch ein 1911 angenom m enes und 1917 bestätigtes  
G esetz w urden daher alle S tädte m it mehr als 5000  Einw ohnern  
verpflichtet, Arbeitsverm ittlungsbüros zu gründen. D ie  A rbeits­
verm ittlung soll stets unentgeltlich  sein und ist, außer G em ein­
den, nur V ereinen, nicht aber Privaten gestattet.

D ie Sozialversicherung w ar und ist in  F innland immer noch 
ganz unentwickelt. D och beschloß der Landtag schon 1910, auf 
Antrag der Sozialdem okraten, eine Petition um Errichtung einer 
A ltersversicherung. D anach so llte  jed em  Lohnarbeiter m it einem  
Jahreseinkom m en von w eniger als 2500  Fm k (wozu noch fakul­
tativ gew isse  Gruppen von Personen kam en) vom 65. L ebensjahr 
an ein bescheidener A ltersbezug gesichert w erden. D ie  Prämien 
sollten  j e  zur H älfte von den Arbeitgebern und Arbeitern auf­
gebracht werden. Auch eine M utterschaftsversicherung sollte er­
richtet und die seit langem  schon bestehende, aber m angelhafte 
U nfallversicherung reformiert werden. D iese  Petition wurde aber 
von der Regierung nicht beachtet. 1912 beschloß dann der 
Landtag, die Ausdehnung der U nfallversicherung a u f mehrere 
von ihr bisher ausgeschlossenen  B etriebszw eige, u. a. a u f land- 
und forstwirtschaftliche, Verkehrs- sow ie elektrische Betriebe. D ie  
Unterstützungen wurden erhöht und sog. Versicherungsräte zur 
Schlichtung von Streitigkeiten eingesetzt. Auch das U nfallver­
sicherungsgesetz für Seeleu te wurde reformiert. A lle d iese B e­
schlüsse b lieben aber unbestätigt, und erst d ie R evolution öffnete 
auch a u f diesem  G ebiete die M öglichkeit einigen Fortschrittes.

1913 votierte der Landtag die Reform  der veralteten G e­
werbeordnung. Er beschloß d ie E insetzung von paritätischen  
gew ählten  „G ew erbebevollm ächtigten“ vor allem zur Schlichtung  
von Streitigkeiten, und er schuf ein G esetz betreffend die F a ­
brikordnungen, d ie für jed en  Betrieb mit w en igstens 10 A r­
beitern obligatorisch sein sollten und über deren Inhalt die Ar­
beiter selbst berechtigt waren, ein Gutachten abzugeben. Auch 
dieses G esetz blieb aber unbestätigt.

Seit den 90er Jahren schon waren die Arbeiter bestrebt, sich 
den Z ugang zur G em eindeverw altung zu erkäm pfen. D as Prin­
zip des allgem einen und gleichen Stim m rechts sollte auch aut 
dem G ebiete verw irklicht werden. Nun, im Jahre 1908, gelang
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es tatsächlich, im L andtage neue K om m unalgesetze durchzu­
bringen, nach denen allen 21jährigen finnischen Bürgern, ohne 
Unterschied des G eschlechts, das G em eindewahlrecht zugestanden  
wurde. D ie Entscheidung gew isser w ichtiger Fragen sollte  
jedoch  nur der „verstärkten“ Gem eindevertretung zustehen-, ver­
stärkt durch Vertreter, die au f Grund eines nicht sehr be­
schränkten Zensusw ahlrechts gew ählt w erden sollten. D ieses  
G esetz wurde von der höheren B ourgeoisie, die sich in ihren 
w ichtigsten  Interessen bedroht glaubte, m it den düstersten Voraus- 
sagungen bekäm pft, ruhte m ehrere Jahre in  den A kten  und wurde 
endlich vom  K aiser abgelehnt. U ngeachtet im m er w ieder von 
der Sozialdem okratie aufgenom m ener Bem ühungen, eine kom ­
m unale W ahlrechtsreform durchzusetzen, blieb die Arbeiterschaft 
b is zur R evolution von jed em  direkten Einfluß au f d ie gem eind­
lichen A ngelegenheiten  ausgeschlossen .

Auch die Forderung nach einer Verbesserung der S tellung der 
Frau in zivilrechtlicher Hinsicht, w elche den m odernen, auch 
von den sozialdem okratisch organisierten Frauen lebhaft ver­
teidigten Ansprüchen b ei weitem  nicht genügte, b lieb vorläufig  
unbefriedigt. Durch ein 1911 votiertes und später bestätigtes 
G esetz wurde aber die fakultative Z ivilehe gestattet. E in  Ge­
setz von 1917 ließ ferner alle finnische Bürger ohne Unterschied  
des G eschlechts zur A usübung der R echtsanwaltschaft zu.

D ie  se it Jahrzehnten sow ohl in Arbeiter- w ie in Lehrerkreisen  
immer w ieder erneute D isk ussion  über die U m bildung der V olk s­
schule zu einer E inheitsschule für alle finnischen Bürger, die 
direkt zu den m ittleren Lehranstalten hinüberleiten sollte, ver- 
anlaßte endlich im Jahre 1912 den Landtag zu einer einschlä­
gigen  Petition , d ie aber von der R egierung unberücksichtigt g e­
lassen  wurde.

D as große allüberragende gesellschaftliche Problem  war aber 
die Bodenfrage, und von allen den ihr zugehörigen Problem en  
w ieder war das brennendste die S tellung der Kleinpächter. Der 
Tam m erforser Pächterkongreß von 1908, auf dem 6 2 0 0 0  Pächter 
vertreten waren, unterstrich die zw ei Jahre zuvor beschlossenen  
Forderungen und verschärfte sie. E s sollten  danach die Pacht 
stufenw eise binnen 50  Jahre aufgehoben, den von ihren Stellen  
bereits vertriebenen Pächtern eine Vergütung gew ährt und für die



56 N . K. a f  U r s in  u n d  K a r l  H . W i i k ,

Zukunft solche Tragödien gesetzlich  verhindert werden. D as  
solidarische Auftreten der Pächter selbst und ihr Anschluß an 
die sozialdem okratische Partei, die sich ihre Forderungen zu 
eigen machte, beeindruckte die Bürgerlichen und die Machthaber 
sehr stark. Auch unterbreitete d ie R egierung dem L andtage  
gleich  danach einen G esetzentwurf, der die Stellung der K lein­
pächter einigerm aßen sicherte. Er wurde auch noch im gleichen  
Jahre, trotz m annigfacher Opposition von bürgerlicher Seite, vo­
tiert und 1909 vom  K aiser sanktioniert. Er fixiert eine Pacht­
zeit mit w en igstens 25 (in m ehreren Fällen sogar m it 50) Jahren 
und berechtigt den Pächter zur Entrichtung der Pacht in Geld, 
so daß er, der Frondienste led ig , seinen eigenen Kulturen mehr 
Z eit und Arbeit w idm en kann als früher. Außerdem erhöhte das 
Gesetz d ie E ntschädigung für M eliorationen. Zur D etailregeluug  
der Pachtverhältnisse wurden örtliche, paritätisch gew ählte Kom ­
m issionen eingesetzt, und da vorauszusehen war, daß m anche 
Grundbesitzer lieber ihre Pächter nach A blauf der Pachtzeit 
exm ittieren als sich dem neuen G esetz unterwerfen würden, 
wurden diejenigen Pachtverträge, die in den nächsten Jahren  
ablaufen sollten, au f m indestens 7 Jahre, also b is 1916 prolongiert.

B e i all d iesen legislativen  F lickversuchen stellte es sich j e ­
doch im mer klarer heraus, daß das K leinpachtsystem  den For­
derungen eines m odernen, rationellen Ackerbaues überhaupt nicht 
entspreche. Ein solcher bedurfte qualifizierter Arbeitskraft, w ie 
die Kleinpächter sie  nicht prästierten. So gew ann denn der 
Lohnarbeiter an B edeutung au f K osten des K leinpächters. D ie  
w achsende Bedeutung der W älder steigerte die A bneigung der 
Grundbesitzer gegen  die Einräum ung eines W aldnutzungsrechts 
an die Pächter. Ohne dasselbe aber verm ochten d iese nicht zu 
bestehen. Seitdem  in den 80er Jahren das billige am erikanische  
G etreide dem finnischen Ackerbau E intrag tat, hatte die V ieh­
zucht stetig gesteigerte Bedeutung gew onnen. D iese aber forderte 
ausgedehnte W eideflächen, die oft nur im W ege einer E inschrän­
kung des Pachtbodens zu erlangen waren. Kurz, die E insicht 
wurde allm ählich allgem einer, daß das Pächtersystem  unwirt­
schaftlich und zu beseitigen  sei. Für die Sozialdem okratie aber 
war klar, daß das nicht den blinden und zum T eil gar nicht be­
absichtigten Ausw irkungen des eben verabschiedeten Pächter­
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gesetzes überlassen w erden dürfe. D a feststand, daß d ie bis 
1916 gesetzlich  prolongierten Pachtverhältnisse nachher von den 
Grundeigentüm ern m eist nicht erneuert w erden würden, ga lt es, 
durch neue gesetzliche Maßnahmen den Übergang der K lein­
pächter zu anderen E xistenzbedingungen zu regeln. E ine ganze  
V olksklasse als solche sollte dem nach zwar vernichtet, zugleich  
aber die ihr zugehörigen E inzelfam ilien  geschützt werden. E in  
dem L andtage im Jahre 1913 von der R egierung vorgelegter  
G esetzentw urf betreifend die erneute Verlängerung der bestehen­
den Pachtverhältnisse konnte infolge von M einungsverschieden­
heiten unter den Bürgerüchen nicht verabschiedet werden. Es  
drohte also den K leinpächtern und ihren A ngehörigen —  in sge­
samt etw a '/2 Million M enschen —  ein furchtbares G eschick. Es  
wurde nur dadurch abgew endet, daß die R egierung im Jahre 1916, 
zu einer Zeit, in der infolge des K rieges der Landtag überhaupt 
nicht zusammentrat, eigenm ächtig die Pachtverhältnisse verlängerte. 
D ie endgültige L ösung dieser Frage konnte erst später, nach der 
Revolution, stattfinden.

12. Nach dem S iege der R eaktion in Rußland über die revolutio­
näre B ew egung um 1907 glaubte sich der Zarism us stark genug, 
um seinen  K am pf gegen  die konstitutionellen Rechte F innlands  
w ieder aufzunehm en. S ein e Angriffe hatten neben ihrem reak­
tionären Z iele  auch ein im perialistisches. E s gab , „Finnland  
zurückzuerobern“, es Rußland einzuverleiben und seine autonom e 
Stellung zu vernichten. Mit d iesem  politischen Z iele stimmten  
die ökonom ischen Interessen verschiedener russischer Kreise 
überein: höhere und niedere russische B eam te lechzten  nach 
den m eist gut bezahlten finnischen Staatsäm tern, russische K api­
ta listenkreise hofften, F innland w irtschaftlich ausbeuten zu können  
usw. D as finnische V olk war jed och  nunmehr im stande, einiger­
maßen kräftigeren W iderstand zu le isten  als zu B o b r ik o w s  Zeit. 
D enn die Sozialdem okratie hatte die breiten M assen aufgerüttelt, 
die —- ebenso w ie  die Bürgerlichen —  auch schon G egenw arts­
interessen zu verteidigen hatten, da die L age des finnischen  
Proletariats w eitaus besser war als des russischen, noch mehr 
aber ihre künftigen In teressen  wahren w ollten. D ie  Arbeiter­
schaft w ollte w eitere Fortschritte m achen. Eben hatte sie  das 
W ahlrecht errungen und mußte nun auf zw ei Fronten käm pfen:
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gegen  die einheim ische B ourgeoisie und zugleich gegen  die fremde 
Macht des Zarism us. D abei kam  ihr zustatten, daß sie  so gut 
w ie zur G änze ein ig  im  Lager der Sozialdem okratie stand und  
nicht einm al ihre allerelendesten  Schichten mehr, w ie  noch teil­
w eise  zu B o b r ik o w s  Zeit, der R eaktion als W erkzeug dienten.

D ie politische Führung in F innland hatten in der ersten Zeit 
nach dem  G eneralstreike die „konstitutionellen  P arteien “ (die 
Jungfinnen und Schweden) inne. A usgeschlossen  vom  R eg ie­
rungsblock war die altfinnische Partei, die sich durch ihr Ver­
halten während der BoBRiKOWschen U nterdrückungsperiode kom ­
promittiert hatte. S ie  spähte aber nach einer G elegenheit, an der 
Macht teilzunehm en. E ine solche fand sich, als sich im Jahre 
1908 der Landtag in einer Interpellation über die W irksam keit 
der Regierung politisch  auszusprechen hatte. D ie  Altfinnen  
enthielten sich der Abstim m ung und der Antrag der S ozial­
dem okraten au f Ü bergang zur Tagesordnung, w elcher ein  
M ißtrauensvotum gegen  die Regierung bedeutete, w urde gegen  
die Stim m en der K onstitutionellen angenom m en. D ie F o lge waren  
N euw ahlen und eine R ekonstruktion der R egierung unter Z u­
ziehung der Altfinnen, denen nun in der T at der größte Einfluß 
in ihr zufiel. A ls dann die erstarkende russische R eaktion immer 
größere Zum utungen an die N achgieb igkeit der finnischen R e­
gierung stellte, schieden  aus d ieser die K onstitutionellen ganz 
aus und sie  w urde sogar durch R ussen ergänzt, d ie bald die 
große Mehrheit des K abinetts ausm achten, so daß zw ischen 1910  
und der R evolution von 1917 die „finnische“ Regierung als 
w illenslose Helfershelferin des Zarism us fungierte.

A ls eine w esentliche A ufgabe im Kam pfe gegen  die Autonom ie 
Finnlands betrachteten die Träger der russischen R eaktion die 
Vernichtung der Bedeutung des finnischen Landtages. Durch dessen  
immer erneute A uflösungen —  1908, 1909, 1910 —  sollte das 
Interesse des finnischen V olkes für sein Parlam ent abgestum pft 
werden, w as aber im ganzen nicht gelang. D ie  Zahl derjenigen, 
die das W ahlrecht ausübten, erfuhr zw ar eine geringe Minderung 
—  m ehr aber bei den bürgerlichen Parteien, a ls  bei der best­
disziplinierten sozialdem okratischen W ählerschaft, so daß die Zahl 
der sozialdem okratischen Landtagsabgeordneten allm ählich wuchs: 
von 80  im Jahre 1907 auf 83  im Jahre 1908; auf 8 4  im Jahre
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1909; auf 86 im Jahre 1910; au f 90 im Jahre 1913 —  b is die 
Sozialdem okratie 1916 m it 103 Mandaten die absolute Mehrheit 
im L andtage erlangte. Parallel damit freilich offenbarte sich  
auch das M ißverhältnis zw ischen der scheinbaren Macht der S o­
zialdem okratie und den tatsächlichen R esultaten der parlam en­
tarischen T ätigkeit. D iese  blieben im m er m ehr aus. D ie  russi- 
fizierte R egierung begnügte sich überhaupt nur m it den üblichen  
Steuervorlagen; soziale Reform fragen waren ihr ebenso fremd 
w ie uninteressant. A lle  In itiative auf diesem  G ebiete lag  beim 
Landtag. W as aber dieser beschloß, w urde gew öhnlich  nicht 
bestätigt, ja  sehr oft nicht einm al dem K aiser vorgelegt. Lag  
es doch durchaus nicht im Interesse des russischen Im perialis­
m us, durch Zulassung einer fortschrittlichen sozialen Entw icklung  
in  F innland den G egensatz zw ischen Rußland und seiner finni­
schen „Mark“ zu verschärfen. Fortschritte waren also den F innen  
hauptsächlich nur au f den G ebieten gestattet, a u f denen die E nt­
w icklung auch in Rußland schon mehr vorgeschritten war, d. h. 
also in  ganz geringem  Ausm aße.

Im merhin war der Landtag bemüht, durch B ew illigun g von 
G eldunterstützung zugunsten sozialer und geistiger Bestrebungen  
—  unter anderem wurden auch ein ige von den Arbeitern gegrün­
dete Institutionen subventioniert —  ein iges für die kulturelle 
E ntw ick lung des L andes zu leisten . Aber auch hierin trat Stag­
nation in dem selben Maße ein, in dem die Regierung immer w ill­
kürlicher über die Mittel des finnischen Staates verfügte. F inn­
land sollte dafür bezahlen, daß seine eigen e Armee seit 1901 
gesetzw idrig vernichtet war, und so wurde seitdem  eine jähr­
lich w achsende Anzahl M illionen Mark der finnischen Staatskasse  
entwendet und nach Rußland gebracht. D er Landtag protestierte 
und verw eigerte d ie Yotierung der hierfür geforderten E tats­
positionen; er erreichte aber damit nur, daß die Regierung, um 
die „M ilitärm illionen“ zusam m enzubringen, w illkürlich andere 
Posten  aus dem  Etat strich, und zwar solche, d ie nicht die Inter­
essen  der R egierung, um so fühlbarer aber die des finnischen  
V olkes berührten, z. B . Unterstützungen zugunsten des V olks­
unterrichts und anderer kulturellen Bestrebungen.

Im Jahre 1910 schritt der russische Im peralism us zu seinem  
großen, entscheidenden A ngriff auf die autonom e Stellung F inn-
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lands. E in  berüchtigtes Gesetz, vom  30 . Juni 1910, betreffend 
Übertragung gew isser Z w eige der G esetzgebung vom  finnischen  
Landtage a u f d ie russische D um a wurde von  der nunm ehr über­
w iegend  reaktionär zusam m engesetzten ß eichsdum a angenom m en  
und vom  Zaren bestätigt. E s beraubte den finnischen Landtag des 
G esetzgebungsrechtes in den w ichtigsten A ngelegenheiten  (H eeres­
an gelegen h eiten ; Prinzipien der V erwaltung; A m tssprache; Zoll-, 
Münz-, Post-, E isenbahn- und Schiffahrtsverhältnisse, der Volksunter­
richt, die Preß-, V ereins- und Versam m lungsfreiheit; R echtsstellung  
russischer Untertanen in Finnland u. a.). B elassen  wurde ihm  
bloß das Recht, über die in solchen A ngelegenheiten  von den 
gesetzgeberischen Organen Rußlands getroffenen Entscheidungen  
Gutachten abzugeben. D ie Autonom ie Finnlands, w elche von  
den F innen und auch von den Arbeitern als grundlegende Vor­
aussetzung erfolgreicher kultureller E ntw icklung des L andes be­
trachtet wurde, so llte  m it einem  Schlage vernichtet, der finnische 
Landtag etw a zu einer bloß konsultativen Provinzialvertretuug  
herabgedrückt werden.

Einstim m ig protestierten der Landtag und am kräftigsten die 
Arbeitervertreter gegen  d iese P läne. A ls im Jahre 1912 au f  
Grund des G esetzes betreffend die R eichsgesetzgebung zw ei Ge­
setzentw ürfe: betreffend einerseits die erwähnten „M ilitärm illionen“ 
und anderseits die rechtliche G leichstellung der in Finnland  
wohnenden russischen Untertanen mit finnischen Bürgern den 
Landtag beschäftigten, lehnte dieser es einstim m ig ab, das von ihm  
abgeforderte Gutachten abzugeben. D ie fraglichen G esetze wur­
den dann allerdings trotzdem  von der R eichsdum a angenom m en  
und sanktioniert, aber die Durchführung derselben führte iu 
Finnland zu schweren Konflikten. D ie finnischen Beam ten ver­
w eigerten ihre Durchführung, so daß mehrere von ihnen nach 
Petersburg gebracht und dort von russischen Gerichten abgeur­
teilt wurden. S tetig  mehr R ussen wurden gesetzw idrig  iu der 
höheren Adm inistration F innlands angestellt, immer mehr Raum  
der russischen Sprache sow ohl in der V erwaltung als auch in 
den Schulen gew ährt, obwohl sie  nur von w enigen tausend Per­
sonen in Finnland gesprochen wurde. Offenbar bezielte der 
russische Im perialism us die vö llige Entnationalisierung des fin­
nischen V olkes, so aussichtslos sie  auch scheinen mochte. Und
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im m er w eiter griff das reaktionäre R egim ent au s; k eine V olk s­
k lasse  blieb von ihm  unberührt. Insbesondere wurden die A r­
beiterorganisationen Opfer seiner S ch ik a n en : so durch A bforde­
rung von M itteilungen über den politischen Standpunkt der F unk­
tionäre; durch das Verbot der Aufführung von Theaterstücken, 
d ie au f dem Index des obersten Presseam tes standen; durch 
U ntersagung der oft als Mittel zur Stärkung der V ereinskassen  
benutzten Lotterien; durch scharfe Presseverfolgungen und sp e­
ziell durch A nklagen w egen M ajestätsbeleidigungen gegen  R ed ak ­
teure der A rbeiterzeitungen; lauter D inge, d ie in W ahrheit nur 
die sozialdem okratische A gitation förderten, w eil sie  die Arbeiter­
schaft über das wahre W esen  der zaristischen Fremdherrschaft 
aufklärten. So wurde auch 1908 eine G eldsam m lung zugunsten  
sow ohl der verfolgten Arbeiterzeitungen als auch der nach F in n ­
land geflüchteten russischen R evolutionäre verboten.

D ie  P olizeityrannei gestaltete sich besonders im F estu n gs­
bezirk W iborg unerträglich; Journalisten und andere Personen, 
darunter auch Sozialdem okraten, wurden einfach aus dem Bezirk  
au sgew iesen; in Abo wurde der schw edische Sozialistenführer 
H j a lm a r  B r a n t in g  verhindert, au f einem  Arbeiterfeste zu sprechen, 
und Dr. G e o r g  B o l d t ,  der an der A rbeiterbew egung te ilge­
nommen, w urde durch das oberste Schulam t vom  Lehramt su s­
pendiert. D iese  W illkürherrschaft erregte auch in anderen Ländern  
A ufsehen und die sozialistische Internationale sprach auf ihrem  
Kongreß in K openhagen (1910) dem finnischen Proletariat in 
seinem  D oppelkam pf gegen  die einheim ische B ourgeoisie und  
das russische Z w angsregim ent ihre Sym pathien aus.

D ie  verfassungsw idrige W illkür erreichte endlich im Sommer 
1914  ihren Höhepunkt, als, ungeachtet des einstim m igen Pro­
testes  des L andtages, dem finnischen V olk zugunsten des russi­
schen G etreidehandels G etreidezölle aufgelegt wurden. D iese  ver­
loren allerdings durch den Ausbruch des W eltkrieges ihre prak­
tische Bedeutung, sie  beleuchteten aber grell den ökonom ischen  
Hintergrund der im perialistischen russischen Politik .

D ie finnische Sozialdem okratie war sich den realen Trieb­
federn dieser P olitik  zu w ohl bewußt, als daß sie, w ie  zum großen  
T eil die Bürgerlichen, in der russisch-finnischen Frage etw a bloß 
einen  juristischen  K onflikt zw ischen verschiedenen verfassungs­
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rechtlichen A uffassungen geseh en  hätte. S ie  erwartete eben des­
halb in ihrem K am pfe keinen  augenblicklichen Erfolg, war aber 
anderseits t ie f  davon überzeugt, daß d ie soziale E ntw icklung  
Rußlands selbst dem Zarism us verhängnisvoll w erden und daß 
die Befreiung des russischen V olkes d iejen ige der vom  russischen  
Im perialism us unterdrückten V ölker nach sich ziehen werde. 
W ährend also die bürgerlichen Parteien in F innland in ihrem  
W iderstand gegen  die Russifizierungsbestrebungen allm ählich nm  
so mehr erschlafften, w eil d ie erstarkende Sozialdem okratie sie  
zum Zusam m enschluß getrieben batte, w obei d ie in  der äußeren 
Politik  nachgieb ige altfinnische Partei e ine einflußreiche Stellung  
erlangte, und w ährend die U nternehm erklasse te ilw eise  sogar die 
von außen stam m ende R eaktion sich in ihrem K lassenkam pfe zu 
nutzen m achte, war die A rbeiterklasse entschlossen, den K am pf 
gegen  den Zarism us, wenn nötig, allein zu E nde zu führen. D ie  
Parteitage von 1909 und 1911 unterstrichen diesen Standpunkt. 
„W eil h eu tzu tage“ —  heißt es in der R esolution von 1911 über 
die T ak tik  —  „der K lassen k am p f der Arbeiter nicht nur von der 
finnischen B ourgeoisie, sondern auch von den herrschenden russi­
schen K lassen  und deren R egierung erschwert wird, d ie bestrebt 
sind, in  reaktionärer A bsicht das G esetzgebungs- und Selbst­
besteuerungsrecht des finnischen V olks, sow ie  dessen  bürgerliche 
Freiheiten  zu beschränken, d ie ganze Selbstverw altung zu ver­
nichten, das finnische V olk  wirtschaftlich auszubeuten und die 
V olksbildung zu erschweren, soll d ie Arbeiterschaft unausgesetzt 
ihren K am pf gegen  d iese Bestrebungen fortsetzen und die er­
wähnten Rechte sogar zu erweitern su ch en .“ Zugleich em pfahl 
die R esolution als einzigen  zuverlässigen Verbündeten in diesem  
K am pf die russische sozialdem okratische Arbeiterschaft.

E s kam en denn auch, allerdings nicht besonders rege, Ver­
bindungen zw ischen der sozialdem okratischen Fraktion des fin­
nischen L andtages und derjenigen der R eichsdum a zustande. 
H auptsächlich jedoch  wurde der K am pf von der sozialdem o­
kratischen Landtagsfraktion geführt mit Unterstützung der Ar­
beiterpresse und der in M assenversam m lungen sich äußernden  
M einung der Arbeiterschaft. Im Landtage waren die Sozial­
dem okraten bestrebt, d ie außenpolitischen Äußerungen sachlich  
scharf zu formulieren, und oft ergriffen sie selbst die gesetz­
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geberische Initiative. Seit 1911 w ollte die Fraktion alle Steuern, 
deren B ew illigun g dem L andtag zustand, verw eigern; sie blieb  
damit jed och , trotz der Unterstützung durch ein ige radikaleren  
bürgerliche A bgeordnete in der M inderheit. D ie  finnische Sozial­
dem okratie gelangte so immer mehr zur Ü berzeugung, daß nur der 
S ieg  der russischen R evolutionsbew egung auch Finnland vom  
Alp des Zarism us befreien könne. Freilich schien dieser S ieg  
noch w eit entfernt, und daher die finnische A rbeiterklasse vor­
läufig hauptsächlich a u f ihre eigenen Kräfte angew iesen .

13. D ie durch den G eneralstreik von 1905 hervorgerufene B e ­
geisterung, sow ie das im Anfang so lebhafte In teresse für das 
neugew onnene W ahlrecht erlahmten unter dem Druck der ge­
schilderten V erhältnisse allm ählich in den folgenden Jahren, w eil 
die E rgebnislosigkeit der parlam entarischen T ätigkeit offensicht­
lich erschien. Zwar wurde ihre agitatorische B edeutung aner­
kannt und m an sah in ihr w en igsten s eine Plattform  im Kam pfe 
gegen  die R ussifizierungspolitik ; anderseits aber zog d ie Land­
tagsarbeit unverhältnism äßig v ie l Kräfte von der organisatori­
schen W irksam keit ab, w elche zum T eil desw egen  ins Stocken  
geriet. D azu  gesellten  sich seit 1907 die W irkungen einer öko­
nom ischen W eltkrise. E nde 1909 war '/» der Industriearbeiter 
arbeitslos. D ie M itgliederzahl der Organisationen sank: d ie der 
sozialdem okratischen Partei, w elche E nde 1906 etw a 8 5 0 0 0  be­
tragen hatte, h ielt sich von 1910 an mehrere Jahre hindurch auf  
rund 50 0 0 0 ; die 1907 gegründete gew erkschaftliche L an des­
organisation kam  vor 1912 nicht über 2 0 0 0 0  M itglieder hinaus. 
Natürlich benutzten die Arbeitgeber die G elegenheit, um die von  
den Arbeitern schon gew onnenen  P ositionen  zurückzuerobern. 
D iese hielten sich notgedrungen in der D efensive, 1908 ver­
mochten sie  noch im ganzen ihre Stellungen zu behaupten. 1909  
w urden aber die Angriffe um fassender und heftiger und die m eist 
noch jun gen  Arbeiterorganisationen konnten den starken und  
kam pflustigen A rbeitgeberorganisationen k einen  ausreichenden  
W iderstand leisten . Nach einem  harten V erteidigungsstreik  g ing  
der schon früher errungene achtstündige A rbeitstag in der Papier­
industrie w ieder verloren und der 12stündige wurde eingeführt! 
Ein in der M etallindustrie in H elsingfors proklam ierter Lockout, 
den die Arbeiter mit einem  V erteidigungsstreik beantworteten.
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endete ebenso m it deren N iederlage, w ie ein Streik im H elsing- 
forser M alergewerbe infolge der H eranziehung r u s s i s c h e r  
Streikbrecher. Trotzdem  entw ickelte sich das innere Leben der 
A rbeiterorganisationen w eiter und besonders entfalteten sich die 
geistigen  Bestrebungen jetzt erst, da k ein e um w älzenden poli­
tischen E reignisse d ie A ufm erksam keit au f sich zogen. D ie sozia­
listisch e Propaganda w urde zum  T eil von der G esam tpartei m it­
telst einiger im  D ienst der Partei stehender Agitatoren, m eist 
aber von den Bezirksvorständen betrieben. D aneben wurden  
je d e s  Jahr an m ehreren Orten des L andes V orlesungszyklen ab­
gehalten  und zur Errichtung einer Parteischule wurden Vorar­
beiten gem acht. D ie Zahl der Parteizeitungen wuchs bis auf 17 
(1909). Nachdem  eine von einzelnen Parteim itgliedern in H elsin g­
fors 1 9 0 6 —08 veröffentlichte w issenschaftliche Zeitschrift „Sosia­
listinen  A ik akauslehti“ eingegangen war, wurde die Veröffent­
lichung eines w issenschaftlichen  Organs der Partei a ls solcher 
m ehrm als geplant. E s kam  aber noch nicht zur Ausführung. 
E in  sozialdem okratisches Frauenblatt, ein Jugendblatt, ein  Kinder­
blatt und ein W itzblatt entstanden. D ie in den größeren Städten  
bestehenden Z eitungsgesellschaften  der Arbeiter entfalteten rege 
T ätigkeit und publizierten allm ählich eine sehr bedeutende An­
zahl der hervorragendsten Schriften fremder (besonders deutscher) 
sozialistischer Theoretiker, so daß der finnischen Sozialdem okratie 
ein  geistiges Arsenal geschaffen wurde, dessengleichen nicht 
sehr v ie le  andere Arbeiterparteien besitzen. Seitdem  1909 durch 
Landtagsbeschluß ein Fonds zur Unterstützung der finnischen  
Literatur gegründet worden war, erschien u. a. Ma r x ’ „K apital“ 
in finnischer Sprache —  und w as mehr war: d ieses Standard  
work der sozialistischen  Literatur wurde von den Arbeitern eifrig  
gek au ft und gelesen . D er Parteivorstand veröffentlichte außer­
dem seit 1908 jährlich einen w ertvollen, illustrierten Arbeiter­
kalender, der im A nfang in 4 0 0 0 0 , später in  80  000  Exem plaren  
verbreitet wurde und seit 1911 auch in schw edischer Sprache 
erschien. Endlich wurden oft M assenversam m lungen —  in den 
Jahren 1907— 12 zw eim al jährlich, dazu die Maifeier — , auf A uf­
forderung des Parteivorstandes von den O rganisationen im ganzen  
Lande angeordnet, zur B esprechung w ichtiger innen- oder außen­
politischer Fragen abgehalten.
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D ie  w achsende geistige  B ew egu ng in der Partei trat auch in  
eifrigerer Erörterung taktischer Fragen hervor. Zu dieser Zeit 
begegnen  wir in F innland den gleichen  taktischen Differenzen w ie  
in  der internationalen Sozialdem okratie überhaupt, und w eil d ie fin­
nische Sozialdem okratie vor allem  unter deutschem  Einfluß stand, 
wurden die verschiedenen R ichtungen mit den in D eutschland  
üblichen N am en bezeichnet. D ie  um das Hauptorgan „T yöm ies“ 
gescharten Parteim itglieder, m it den R edakteuren E d w , W a l p a s  
und 0 .  W . K u u s in e n  an der Spitze, bezeichneten sich als „Mar­
x isten “. D ieser R ichtung gehörte d ie Mehrheit der organisierten  
Arbeiter u. a. in H elsingfors und in sgesam t etw a Ls der gesam ten  
Partei an. S ie  hob vor allem  den G egensatz zw ischen Prole­
tariat und B ourgeoisie hervor und bezeichnete gern, m it oder 
ohne Berechtigung, die unter sich b ei w eitem  nicht hom ogene 
Mehrheit der Partei a ls „revisionistisch“. —  In den dam aligen  
V erhältnissen trat auch d ie unter k leinen , im perialistisch au sge­
beuteten Völkern übliche Frage nach dem  „politischen R evision is­
m us“ hervor. Manche Parteim itglieder erachteten den K am pf 
gegen  den russischen Im perialism us als einen für das ganze  
finnische V olk  gem einsam en, w eil auch die B ourgeoisie durch 
ihre K lassen in teressen  zum W iderstand gegen  diesen  Im perialis­
m us getrieben werde und andererseits d ie Arbeiterschaft zu 
schwach sei, um den K am pf iso liert zu führen. D ie Anhänger 
der „m arxistischen“ Richtung aber g laubten: der russische Im ­
perialism us sei für die B ourgeoisie in ihrem K lassenkam pfe gegen  
das Proletariat zu w ertvoll, als daß d ieses sich auf jen e  ver­
lassen  dürfte. —  Ferner zeigte sich, obwohl vereinzelt, in  den  
Schriften des R echtsanw alts K a a po  Mur eo s  eine antiparlam en­
tarische Ström ung, und der 1906 gegründete, te ilw eise  von der 
schw edischen  Jugendbew egung, zum T eil von K ar l  L ie b k n e c h t  
beeinflußte sozialdem okratische Jugendverband vertrat einen radi­
kalen antim ilitaristischen und auch antireligiösen Standpunkt, der 
m it dem  Parteiprogram m  nicht ganz vereinbar war.

A u f dem VI. P a r t e i t a g ,  der im Septem ber 1909 in K otka  
in  der A nw esenheit von 151 D elegierten  stattfand, wurden auch  
die taktischen  Fragen lebhaft erörtert. D ie  B esch lü sse wurden  
aber m eistens so gut w ie einstim m ig gefaßt, w as die Tatsache  
bestätigt, daß der Zusam m enhalt in der Partei tatsächlich w eit
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stärker war, als äußerlich scheinen m ochte. Der Antiparlam en­
tarism us wurde entschieden zurückgew iesen und die Arbeiter­
schaft aufgefordert, unausgesetzt für d ie V erteidigung und Er­
w eiterung der parlam entarischen Errungenschaften zu kämpfen. 
Zugleich wurde die Bedeutung der gew erkschaftlichen B ew egu ng  
unterstrichen und auch die N otw endigkeit des Generalstreiks 
für gew isse  Verhältnisse anerkannt. D er Parteitag erklärte se ine  
Solidarität mit „der russischen F reiheitsbew egung“, warnte vor  
Provokateuren und forderte strenge E inhaltung der Parteidisziplin . 
D ie  R esolution über die T aktik  hatte R edakteur Y r jö  S ir o la  
verfaßt, der eine verm ittelnde S tellung einnahm . Um  aber der 
„m arxistischen“ Richtung G enüge zu tun, wurden in die R evo­
lutionsbegründung ein ige Anregungen der H elsingforser Organi­
sation berücksichtigt, so nam entlich die Feststellung, daß „die 
sozialdem okratische Landtagsfraktion keine ihre Selbständigkeit  
einschränkende Bündnisse eingeben oder m it bürgerlichen Par­
teien eine R egierungskoalition b ilden“ dürfe, sow ie daß d ie Ab­
geordneten, um nicht die Partei in eine bürgerliche Reformpartei 
um zuwandeln, „die K lassengegensätze nicht vertuschen oder in 
den jetz igen  V erhältnissen einem  Zerrbild des sozialen F ried en s  
nachstreben dürfen“. — Der Jugendbew egung wurde m oralische und 
finanzielle Unterstützung zugesprochen. S ie  wurde aber zugleich  
aufgefordert, in den wichtigeren Fragen, besonders in den Fragen  
des M ilitarismus und der Staatskirche, am Parteiprogramm fest­
zuhalten. Auch die von dem sozialdem okratischen Frauenver- 
bande geleitete Arbeit unter den Kindern, d ie in dem sog. Ideal- 
verbande sich verkörperte, wurde anerkannt und unterstützt.

D a  das Parteiprogramm als bereits zum T eil veraltet aner­
kannt wurde, so llte ein Fünferkom itee seine Erneuerung vor­
bereiten -  eine Arbeit, d ie jedoch  erst mehrere Jahre später 
eine Frucht zeitigte. Ferner wurde d ie Gründung eines Arbeiter­
archivs und eines Büros für R echtshilfe beschlossen und für beide 
die M itwirkung der gew erkschaftlichen Landesorganisation ver­
langt und zugestanden. D ie  schon au f dem Parteitag von 1906  
erhobene Forderung nach absoluter A bstinenz der Parteifunktio­
näre wurde erneuert, einstim m ig wurde der einheim ischen Re­
gierung in folge ihres negativen Verhaltens zum V erbotsgesetze  
gegen  alkoholische Getränke das Mißtrauen ausgesprochen.



E inige W ochen nach dem Parteitag versam m elte sich d i e  g e ­
w e r k s c h a f t l i c h e  L a n d e s o r g a n i s a t i o n  zu ihrem  II. K o n ­
g r e ß  in H elsingfors. A nw esend waren 241 D elegierte der F ach­
verbände. D ie  prinzipiell w ichtigste Frage, d ie aber angesichts 
der dam als im allgem einen so großen prinzipiellen E inheitlich­
keit der finnischen A rbeiterbew egung k eine M einungsverschieden­
heiten veranlaßte, betraf das Verhältnis der gew erkschaftlichen  
B ew egung zur Sozialdem okratie. E instim m ig wurde ausgesprochen, 
daß „nur die sozialdem okratische Partei, w eil ebenso w ie  d ie der 
gew erkschaftlichen  L andesorganisation angeschlossenen  Verbände 
a u f dem  Boden des K lassenkam pfes stehend, au f dem Boden  
der G esetzgebung die In teressen  der A rbeiterschaft verteidigt hat 
und verteidigen kann, w eshalb die Landesorganisation der sozial­
dem okratischen Partei ihre vo lle Unterstützung zusichert“. In  
den beschlossenen neuen Statuten der L andesorganisation w urde 
als eine ihrer A ufgaben angegeben, „zusammen mit der sozial­
dem okratischen Partei dahin zu w irken, daß jed er A rbeitende 
einen berechtigten T eil seines Arbeitsertrages selbst genießen  
darf und daß die Produktionsm ittel das Eigentum  der G esellschaft 
w erden “. —  Außerdem wurden R egeln  über das Verhalten der 
organisierten Arbeiter in Arbeitskäm pfen, sow ie über das Verhältnis 
zu Streikbrechern festgeleg t; d ie Gründung eines F onds von m in­
destens 100 000  Mark zur Unterstützung von Arbeitskäm pfen be­
sch lossen  ; prinzipiell a ls richtig anerkannt, daß bei A rbeits­
käm pfen die G esellschaft a ls Vermittlerin auftrete; und zwar 
sollte d iese V erm ittlnngstätigkeit gesetzlich  den Fabrik inspek­
teuren zugew iesen  w erden (w as aber nicht geschehen ist). —  
Auch die Tarifverträge wurden prinzipiell als w ünschensw ert an­
erkannt —  jed e  syndikalistische Ström ung w ar der finnischen  
A rbeiterbew egung w en igstens vor der R evolution durchaus fremd 
—  und es sollte die Teilnahm e der Gem einden als A rbeitgeber 
an d iesen  Verträgen angestrebt w erden. —  D en  Fachverbänden  
wurde die Gründung von A rbeitlosenfonds em pfohlen und deren 
finanzielle Unterstützung vonseiten  des Staates und der Ge­
m einden gefordert. E benso eine gründliche Reform der Arbeiter­
schutzgesetzgebung, u. a. die Durchführung des achtstündigen  
A rbeitstages. D en gew erkschaftlichen Funktionären wurde die 
absolute Abstinenz zur Pflicht gem acht. Endlich  beschloß der
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Kongreß auch form ell den Anschluß an die G ewerkschaftsinter­
nationale, mit der die L andesorganisation schon früher Verbin­
dungen angeknüpft hatte, und bezeugte selbst seine internatio­
nale Solidarität durch eine G eldbew illigung zugunsten des schw e­
dischen G eneralstreiks (insgesam t wurden für diesen Z w eck  in 
Finnland, zu einer Z eit schwerer D epression, 63 500  Fm k ein­
gesam m elt).

Zu dieser Zeit, da äußere Errungenschaften so gut w ie aus­
gesch lossen  waren, richteten sich die Bestrebungen der gew erk­
schaftlich Organisierten mehr als j e  au f eine innere F estigung  
der Bew egung. D ie  Beiträge wurden erhöht, der organisato­
rische Zusam m enschluß benachbarter Verbände vorbereitet, F ach­
zeitschriften gegründet, B ildungskurse eingerichtet, m it ausländi­
schen, vor allem  mit den skandinavischen O rganisationen Ver­
bindungen geschaffen.

Von 1910 an besserte sich von Jahr zu Jahr d ie  w irtschaft­
liche L age und es sind daher auch ein ige äußere Erfolge des 
gew erkschaftlichen K am pfes zu erwähnen. D ie  Arbeiter des 
Buchgew erbes erkäm pften durch einen längeren Streik  (Novem ber 
1911 bis April 1912) die Erneuerung ihres Tarifvertrags und die 
Bauarbeiter in H elsingfors erlangten in derselben W eise einen  
Vertrag. E in neuer K am pf in der Bauindustrie der H aupt­
stadt im Jahre 1912 endete dagegen  mit einer N iederlage infolge  
der Streikbrecherei durch ein ige gelbe Gewerkschaften —  d. h. 
des kurz vorher gegründeten und bald w ieder verschwundenen  
„Finnischen A rbeiterverbandes“. B ei den großen Sägem ühlen in 
K otka setzte die Arbeiterschaft 1912 sogar ohne Streik Tarifver­
träge durch; ein Streik  in den Papierfabriken zu K ym i zeitigte  
dagegen eine N iederlage. —  Von 1911 an w urde überall im Land  
von den G ewerkschaftsorganisationen im A ugust ein „F est der 
A rbeit“ gefeiert, dessen  finanzielles Ergebnis der K asse der 
Landesorganisation zufloß. B ei dieser G elegenheit wurde auch 
eine w ertvolle Festschrift veröffentlicht —  erst nur in finnischer, 
nachher auch in schw edischer Sprache. Auch die vom Parteitag  
beschlossene Parteischule kam endlich im Jahre 1911 zustande  
—  freilich nur als ein unregelm äßiger Kursus von zw eim onat­
licher D au er; die Teilnahm e war sehr lebhaft, so daß der Kursus 
nach zw ei Jahren neuerdings abgehalten wurde.
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Im Septem ber 1911 fand d e r  V I I .  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  
P a r t e i t a g  in Helsingfora statt. Auch jetzt stand die Frage der 
T aktik  im M ittelpunkt der D ebatte. Berichterstatter war einer 
der vornehm sten Vertreter der m arxistischen Richtung, der R e­
dakteur 0 .  W . K ü ü s in e n , der auch die zum Beschluß erhobene 
R esolution verfaßte. D ie vom Parteitag 1909 nur in der Moti­
vierung der dam als angenom m enen R esolution angeführten A n­
träge der helsingforser O rganisation wurde je tz t in den R eso­
lutionstext selbst übernomm en, d ie so an Intransigenz und Schärfe 
gew ann. D ie  N otw endigkeit unbeugsam en W iderstandes gegen  
den russischen Im perialism us wurde nun ebenfalls ausführlicher 
formuliert. D ie  Unterordnung unter die B esch lüsse der Land­
tagsfraktion w urde deren M itgliedern zur Pflicht gem acht und die 
Fraktion selbst vor Splitterungen angesichts des gem einsam en  
F eindes gew arnt. Auch in der Steuerfrage erfolgte ein  ent­
scheidender Schritt: durch Verpflichtung der Fraktion, alle Steuer­
vorlagen abzulehnen. D as Verhältnis zum Jugendverbande w ieder 
wurde dahin abgeändert, daß die V erbandsm itglieder vom 21. Jahr 
an sich sollten  der Partei anschließen m üssen. D ie Teilnahm e an 
den G em eindewahlen w urde Parteim itgliedern freigestellt, sobald  
die Ortsgruppe sie  beschließen würde (eine Minderheit befür­
w ortete Enthaltung); doch sollte jed en fa lls ein  Zusam m engehen  
mit Bürgerlichen verm ieden werden.

D ie intransigente Richtung setzte sich auch im Hinblick auf 
das Verhältnis zur G enossenschaftsbew egung durch. E s wurde 
anerkannt, daß „die konsum genossenschaftliche W irksam keit, 
obwohl s ie  die kapitalistische A usbeutung der Arbeiter nicht auf­
halten oder die herrschende G esellschaftsordnung in eine sozia­
listische überführen kann, den Arbeitern viel Nutzen und Schutz 
zu bringen verm ag“. Die G enossenschaften sollten  aber die 
Unterstützung der k lasseubew ußten Arbeiter zu gew innen streben 
und „keine irrigen V orstellungen von einer Interessengem ein­
schaft zw ischen bürgerlichen und Arbeiterkousum enten aufkoro- 
nten la ssen “, besonders Neutralität in Kämpfen zw ischen Ar­
beitern und Ausbeutern m eiden. In den genossenschaftlichen  
Betrieben sei den A ngestellten  m usterhafte A rbeitsbedingungen  
zu bew illigen , m öglichst nur Organisierte anzustellen usw .

G egenstand lebhafter Erörterung war die Stellung des „Työ-
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m ies“ zur Partei. D ieses Hauptorgan der Partei gehörte einer 
A ktiengesellschaft, deren A ktien zum T eil Arbeiterorganisationen, 
zum T eil auch Privaten gehörten. D ie Parteim ehrheit glaubte, 
daß es einseitig  die A nsichten und Interessen der um sie  g e­
scharten, angeblich m arxistisch gesinnten  K reise vertrete, und sie  
forderte daher A bhilfe. D iese  blieb nun zunächst unentschieden. 
D agegen  wurde im H inblick auf die L ehensunfähigkeit einiger  
Parteiorgane beschlossen, d ie Entstehung unnötiger neuer Partei­
organe, sow ie die Sam m lung von Geldm itteln zugunsten leb en s­
unfähiger Parteizeitungen hintanzuhalten.

D ie  Frage einer Program m revision w ar ebenfalls so w eit fort­
geschritten, daß das vom Parteitag 1909 eingesetzte R evisions­
kom itee ein w ertvolles Gutachten über den Standpunkt der Partei 
zur Agrarfrage veröffentlicht hatte. Das K om itee kam nach um ­
fassenden Untersuchungen zum Ergebnis, daß die Erfahrung es 
„als zw eifelhaft erscheinen lasse, ob in der m odernen Landw irt­
schaft m ittels der Kleinwirtschaft, bei gleichem  Arbeits- und  
K apitalaufwand, gleich  günstige Ergebnisse w ie  in der Großwirt­
schaft zu erzielen seien  und dem gem äß eine Vermehrung der 
K leinw irtschaften im allgem einen m it dem  landw irtschaftlichen  
Fortschritt im E ink lang stehe und die V erwandlung der länd­
lichen Proletarier in K leinw irte ihnen selbst, ihren Frauen, K in­
dern und eventuellen  Hilfsarbeitern eine L inderung ihrer A rbeits­
last verschaffen w ürde“. D er Parteitag b illigte d iese T h ese und  
erklärte deshalb, daß das Agrarprogramm von 1900, w elches ein ­
seitig  die Vermehrung der K leinwirtschaften befürwortet hatte, 
einer durchgreifenden R evision bedürfe und daß die Partei vorläufig, 
bis man Klarheit über die einander gegenüberstehenden Auf­
fassungen gew onnen habe, keiner derselben sich an schließe. E ine  
A nzahl D elegierte beharrte zw ar bei der w eiten Kreisen, besonders 
halbproletarischer Elem ente, liebgew ordenen Forderung des B e­
bauungszw anges, sie  blieb aber mit 57 Stim m en gegen 36 in der 
M inderheit. E instim m ig dagegen forderte der Parteitag die Um ­
w andlung der K leinpächter in freie Kleinbauern. D iese Forderung  
widersprach nicht dem ebenerwähnten prinzipiellen Beschluß des 
Parteitages, w eil ja  die K leinpächter ohnehin schon K leinwirte 
waren und die Zahl der K leinwirtschaften also durch B eseitigung  
des Pachtverhältnisses nicht vermehrt werden würde. Endlich
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forderte der Parteitag die Schaffung einer um fassenden Schutz­
gesetzgebung zugunsten der ländlichen Lohnarbeiter.

D ie Kleinpächter, w elche noch au f ihrem III. Kongreß im  
April 1910 die Pächter zum Eintritt in  die sozialdem okratische  
Partei aufgefordert hatten, waren m it dieser Stellungnahm e des 
Parteitags und mit dem Verzicht auf den AnbauzwaDg, von dem  
s ie  eine Erweiterung ihrer Kulturfläche auf Kosten des Guts­
landes erwartet hatten, durchaus nicht zufrieden. Ihr IV. Kongreß, 
der b ald  nach dem  Parteitag von 1911 stattfand, h ielt se iner­
seits am Prinzip des Bebauungszw anges fest. Kurz, d ie U nzu­
verlässigkeit der halbproletaviscben Schichten, vom sozialistischen  
Standpunkte gesehen, begann an den T ag zu treten.

D ie  g e w e r k s c h a f t l i c h e  L a n d e s o r g a n i s a t i o n  w ieder  
erörterte auf ihrem Kongreß im Frühling 1912, bei A nw esenheit 
von 193 D elegierten, vor allem  die Organisationsform . A ls Ur- 
organisation w urde zwar im mer noch die lok ale G ewerkschaft 
anerkannt, als O rganisation höherer Ordnung der Fachverband, 
es machte sich aber auch eine g ew isse  Ström ung zugunsten des 
Industrieverbandsprinzips bemerkbar. So w urde denn ein  K om itee  
zum Studium  des Problem s eingesetzt, das dem nächsten Kongreß  
ein einschlägiges Gutachten vorlegen sollte. Zugleich sprach sich 
der Kongreß für d ie Zusam m enlegung benachbarter Verbände 
aus, verschärfte d ie älteren B eschlüsse gegen  Streikbrecher und 
protestierte gegen  die von den russischen Machthabern gefällten  
gesetzw idrigen  U rteile.

Im H erbste 1913 versam m elten sich d ie Vertreter der s o z i a l ­
d e m o k r a t i s c h e n  P a r t e i  in Tam m erfors zu ihrem V I I I .  P a r ­
t e i t a g .  A nw esend waren 94  D elegierte. D ie  Frage der T aktik  
wurde diesm al nur in einer sp eziellen  Form  erörtert. D ie L and­
tagsfraktion hatte im Frühling 1912 eines ihrer M itglieder, O sk ar  
T o k o i, zum Landtagspräsidenten gew ählt, w as heftige Kritik  
von intransigenter Seite hervorrief. Der Parteitag gab ihr recht 
und beschloß, „die sozialdem okratische Fraktion dürfe nicht das 
Präsidium  in einem  bürgerlichen Parlam ent anstreben“. Doch  
w urde d iese R esolution gleich  durch den B eisatz abgeschwächt, 
daß in einer N otlage eine A usnahm e gem acht w erden dürfe. Aber 
auch d iese A usnahm e w ieder wurde in dem  Sinne verklausiert, 
daß, w enn die „N otlage“ aufhöre, auch der sozialdem okratische



72 N . R . A r U r s in  u n d  K a r l  H . W i i k ,

Präsident aus seiner „unnatürlichen und unpassenden S te llu n g“ 
m öglichst bald befreit werden solle. —  D ieser letzte Satz wurde 
aber m it nur 45  Stim m en gegen  44  angenom m en: die Minder­
heit w ollte den einm al gew ählten  sozialdem okratischen Land­
tagspräsidenten so lange belassen , bis besondere Gründe seine  
D em ission  forderten. —  Ferner wurde die Fraktion aufgefordert, 
für die E ntw icklung der G esetzgebung in parlam entarischer Rich­
tung zu w irken, so daß die R egierung verpflichtet würde, dem  
L andtage Berichte über ihre T ätigkeit zu erstatten und die For­
derungen des L andtages zu beachten.

Am lebhaftesten aber wurde die Stellung des H auptorganes 
der Partei, des „T yöm ies“, erörtert und diesm al auch w en ig­
stens prinzipiell entschieden. D er Parteivorstand hatte gew isse, 
schon 1911 von der Preßkom m ission vorgeschlagene Maßnahmen 
befürwortet, w elche vor allem  der Partei einen stärkeren E in­
fluß au f ihr Zentralorgan dadurch sichern sollten, daß der Ab­
stim m ungsm odus in der Generalversam m lung geändert und die 
Ernennung der R edakteure dem Parteivorstand Vorbehalten würde. 
Trotz des W iderstandes der um den „T yöm ies“ gescharten D ele­
gierten w urde auch der Vorschlag des Parteivorstandes m it 51 
Stim m en gegen  39 angenom m en. Zugleich aber wurde festgestellt, 
daß dieser Beschluß vorläufig nur prinzipiell gelten, se ine Durchfüh­
rung aber auf unbestim m te Zeit verschoben werden sollte. N ichts­
destow eniger w urde er in der folgenden Z eit in den Partei­
organisationen zum T eil sogar leidenschaftlich  debattiert.

W as die übrigen Parteiorgane betrifft, so wurde die S elb ­
ständigkeit der betrelfenden V erlagsgesellschaften prinzipiell an­
erkannt, den K reisvorständen jedoch  em pfohlen, K ontrollkom ­
m issionen einzusetzen, um den Inhalt der Parteizeitungen zu 
überwachen. D ie K ontrollkom m ission und die D irektion der be­
treffenden A ktiengesellschaft sollten  zusam m en die Redakteure 
wählen, der Hauptredakteur aber von der Generalversam m lung  
a u f Grund eines Gutachtens der D irektion und der Kontroll­
kom m ission bestellt werden. G egen die W ahl der Mitredakteure 
sollte sich der Hauptredakteur bei der Generalversam m lung be­
schweren können. D ie  Aktien der V erlagsgesellschaften  sollten  
m öglichst in den Händen der Parteiorganisationen vereinigt wer­
den. D ie V erlagsgesellschaften wurden aufgefordert, Kinder,
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die nicht 15 Jahre erreicht haben, nicht zum V erteilen von Z ei­
tungen an die A bonnenten zu verw enden.

D er Parteitag erörterte und b illig te ferner den Entw urf einer  
G esetzesvorlage über die Reform des kom m unalen W ahlrechts 
und der G em eindeverhältnisse überhaupt. E benso b illig te er 
grundsätzlich einen  P lan  zur Gründung einer L ebensversiche­
rungsgesellschaft für Arbeiter und bevollm ächtigte den P artei­
vorstand, das U nternehm en finanziell zu fördern. (D asselb e kani 
jedoch  vorläufig nicht zustande.) Endlich protestierte der Parteitag  
gegen  die von den russischen Machthabern geplanten G etreide­
zölle und gegen  die sow ohl von russischer als von finnisch­
bürgerlicher Seite betriebene K lassenjustiz.

14. D ie  finnische A rbeiterbew egung war zu dieser Zeit zu be­
deutender R eife gelangt. Durch die B esch lü sse der Parteitage 
und die Verbreitung einer sehr um fangreichen sozialistischen  
Literatur schien ihr eine sichere id eelle  Grundlage gegeben. 
Ein K ader von erprobten, pflichtbewußten Parteiangehörigen  
hatte sich herausgebildet. E in  reges L eben pulsierte in den 
T eilorganisationen und auch die m aterielle S tellung der Partei 
war dank gew issenhafter V erw altung ihrer Finanzen eine starke. 
Auch die gew erkschaftliche Zentrale, die so gut w ie  säm tliche 
gew erkschaftlichen O rganisationen F innlands umfaßte, erfuhr a ll­
m ählich eine Vermehrung ihrer M itgliederzahl und w irkte nicht 
ohne Erfolg für die Verbesserung der w irtschaftlichen L age der 
Arbeiterschaft. D as Vertrauen der A rbeiterklasse in ihre zen ­
tralen K lassenkam pforganisationen war vollständig und die u n ­
verm eidlichen M einungsverschiedenheiten in bezug auf die T aktik  
störten nur w en ig  die Zusam m enarbeit für die gem einsam e Sache, 
D a kam der W eltkrieg, schleuderte die B ew egu ng aus ihrer alten  
Bahn und schuf neue, ungeahnte, verhängnisvolle Bedingungen  
für ihre künftige E ntwicklung.

II. Oie Schicksale der Sozialdemokratie Finnlands seit 1914.
15. D er W eltkrieg traf d ie finnländische Arbeiterschaft ebenso  

w enig vorbereitet w ie die internationale Arbeiterschaft im a llge­
m einen. Zuerst r ief er die größte Rat- und M utlosigkeit h erv o r; 
hatte der russische Zarism us schon in F riedenszeit die G esetze 
des L andes w en ig  respektiert, so setzte er sich jetzt ganz über
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sie  h inw eg. Jeden  T ag erschienen adm inistrative „obligatorische 
Vorschriften“ nach dem Muster der in  Rußland geltenden, d ie das 
bürgerliche L eben in F esseln  schlugen. D ie  Preßfreiheit wurde 
durch die K riegszensur vernichtet, d ie Freizügigkeit a u f das 
äußerste eingeschränkt; M assenversam m lungen waren gänzlich  
verboten und sogar d ie Versam m lungen von Vereinen oder deren 
Vorständen durften nur in A nw esenheit von Polizeibeam ten statt- 
tinden. Immerhin m ochte das a ls durch den K riegszustand be­
dingt und also als vorübergehend angesehen w erden: aber im  
H erbst 1914  erschien ein von einer am tlichen russischen Kom ­
m ission  ausgearbeitetes Programm zur Durchführung der soge­
nannten R eichsgesetzgebung, d. li. zur Vernichtung der Autonom ie  
Finnlands. B ei all dem ward aber allm ählich klar, daß die 
russischen Machthaber in der gegebenen  kritischen Z eit nicht un­
nötigerw eise d ie A rbeiterklasse herausfordern wollten. D ie Ar­
beiterorganisationen konnten, obwohl vielfach unter Schwierig­
keiten , ihre W irksam keit fortsetzen und die Führer der finnischen  
Sozialdem okratie benutzten d iese G elegenheit —  freilich nur mit 
größter Vorsicht, um nicht d ie O rganisationen zu gefährden. In­
folge der russischen B efestigungsarbeiten —  die als nötig erachtet 
wurden, um einen deutschen oder schw edischen  A ngriff abzu­
wehren —  wurde die zu B eginn des K rieges aufgetretene Ar­
b eitslosigkeit bald beseitigt und die A rbeitsverhältnisse gestalteten  
sich sogar ungewöhnlich gut. Infolgedessen  wuchs die M itglieder­
zahl der Arbeiterorganisationen, obwohl die zu den B efestigun gs­
arbeiten herangezogenen L eute zum T eil weniger* organisations­
fäh ig  waren.

A ngesichts der U nm öglichkeit freier Erörterung der T ages­
fragen wurde um so heißer die Zusam m entretung des Landtages 
ersehnt. D ie russischen Machthaber ließen sich aber, trotz der 
klaren Vorschriften der finnischen Verfassung und ungeachtet 
der besonders nach den russischen N iederlagen im Som m er 1915  
laut gew ordenen Forderungen der Finnländer nicht zur E inbe­
rufung des Landtags bew egen. Er tagte in den Jahren 1915 und  
1916 überhaupt nicht. D agegen  fanden am 1. und 3. Juli 1916  
Neuw ahlen statt. D ie A rbeiterklasse benutzte d iese m it B egei­
sterung, um ihre M einung an den T ag zu legen . A ngesichts der 
Befürchtung, es könnte dem finnischen V olke eine K riegssteuer
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au fgelegt w erden, forderten die Redner der Sozialdem okratie die 
A rbeiterschaft auf, gegen solche P läne mit dem Stim m zettel zu 
protestieren. D ie W ahlbeteiligung der bürgerlichen Parteien war 
eine schw ache. D ie Sozialdem okratie ihrerseits errang m it 3 7 6 0 3 0 ,  
d. h. 47 ,3  °/o aller Stim m en 103 Mandate und dam it —  der erste 
F all in einem  m odernen Parlam ent! —  die absolute Mehrheit. 
Zusam menberufen freilich wurde der Landtag vorläufig nicht.

Unter den Bürgerlichen war indessen  eine B ew egu ng ent­
standen mit dem Ziele, unter A nlehnung an D eutschland mit G e­
w alt für die Befreiung F innlands aus der A bhängigkeit von Ruß­
land zu wirken. E in e vieljährige Erfahrung hatte bew iesen , daß 
unter der russischen Herrschaft eine freie nationale Entw icklung  
des finnischen V olkes unm öglich war. D ie A ussicht au f künftige 
A bhängigkeit von D eutschland aber war um so w eniger geeignet, 
d ie finnische Bourgeoisie abzuschrecken, als d ie dam alige Ord­
nung in D eutschland ihren eigenen politischen Idealen entsprach. 
Zw ar waren die K reise der In telligenz mehr ententefreundlicb  
gesinnt und die Industriellen, die durch reiche K riegslieferungen  
an d ie  russische Arm ee begünstigt wurden, beobachteten eine so 
gut w ie  vollständige Loyalität. Vorherrschend war jed och  unter 
der Bourgeoisie, vor allem  unter den tatkräftigeren Kreisen ihrer 
Jugend, d ie deutschfreundliche Stim m ung, und Anfang 1915 be­
gaben sich etw a 200 finnische Studenten nach D eutschland, wo  
s ie  im Lockstedter Lager in H olstein m ilitärische A usbildung er­
hielten in der Absicht, in  d ie H eim at zurückzukehren, um dort 
einen von deutschen Truppen unterstützten Aufstand hervorzurufen  
und zu leiten . In F innland selbst wurden inzw ischen geheim e b e­
w affnete O rganisationen geb ild et und W erbebüros errichtet, w elche  
eb en fa lls geheim  20 0 0  ju n ge Bauern, Arbeiter u. a. nach D eutsch­
land brachten, die sich dort der in B ildung begriffenen finnischen  
Truppe anschlossen.

D ieses  Unternehm en — sow ie die gesam te „aktiv istische“ B e­
w egung —  rief überall in Finnland das größte Aufsehen hervor. 
Prinzipiell wurde es m eist mit Sym pathie begrüßt, vielfach  aber 
seine praktische Durchführbarkeit bezw eifelt. Zu den Zweiflern  
gehörten auch die Sozialdem okraten. Ihnen war selbstverständ­
lich ein Zusam m enwirken mit dem kaiserlichen D eutschland auch 
prinzipiell zuwider, w enngleich ein deutsches R egim ent als g e ­
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ringeres Ü bel erschien. Jedenfalls hielten sie  die Berechnungen  
der „A ktivisten“ für allzu sanguinisch. Mußte ja  erwartet werden, 
daß das traditionell gute Verhältnis zw ischen Deutschland und 
Rußland, den zw ei m ächtigsten Stützen der internationalen R e­
aktion, bald w iederhergestellt werden würde —  und in der T ät 
stellte sich später heraus, daß tatsächlich in beiden Ländern  
m ächtige K reise in d iesem  Sinne tätig waren. Daß aber im Fall 
der Versöhnung so nebensächliche Interessen w ie die Befreiung  
Finnlands unter den T isch fallen würden, lag  auf der Hand. D ie  
Sozialdem okratie w ollte also nicht alles au f eine Karte gesetzt 
w issen . Anderseits sollte auch nicht die aktivistische o d er„Jäger“- 
bew egung bekäm pft werden, da sie unter U m ständen auch Gutes 
zeitigen könnte. E in ige sozialdem okratischen K reise —  besonders 
im nördlichen Finnland, wo die aktivistische B ew egu ng auch unter 
der Bauernbevölkerung besonders stark war —  teilten aber diese  
B edenken der Führung nicht, sondern arbeiteten in der aktivi- 
stischen B ew egu ng eifrig mit, und auch einzelne hervorragendste 
Parteim itglieder unterhielten zu ihr B eziehungen. Im  G egensatz 
zu dem, w as die finnische Sozialdem okratie seit Jahrzehnten schon, 
vornehm lich aber seit der russischen R evolution von 1905, d ie eine  
vorübergehende Erleichterung in der Lage F innlands gebracht hatte, 
erhoffte: daß eine erstärkende und siegreiche russische R evolutions­
bew egung auch dem finnischen V olke volle Befreiung bringen würde.

Zwar schien d iese M öglichkeit vorläufig entfernt; immerhin 
aber entw ickelte sich während des W eltkrieges w ieder eine frei­
lich noch nicht besonders lebhafte Zusam m enarbeit der finnischen  
Sozialdem okraten mit den russischen. E inerseits erhoben die 
russischen Sozialisten, w eil den Finnen jetzt alle parlam entarische 
T ätigkeit untersagt und ihre P resse geknebelt war, in der R eichs­
duma gegen  die F innland-Politik  ihrer R egierung E insp ru ch ; ander­
seits waren die finnischen Sozialdem okraten ihren russischen Partei­
genossen  behilflich, als diese, angesichts der Absperrung der russisch­
deutschen Grenze, ihre geheim e Postverbindungen durch Finnland  
zogen, so daß M assen russisch-revolutionärer Literatur aus Schw e­
den durch Finnland eiugeführt und über Rußland verbreitet werden  
konnten. D ie russischen Sozialisten, besonders die B olschew iken, 
waren nämlich während des ganzen K rieges eifrig bemüht, die 
R evolution vorzubereiten.
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16. D ie russische M ärz-Revolution hatte eine unm ittelbare und 
durchgreifende R ückw irkung auf F innland. Kaum  drangen hier­
her Nachrichten, daß ein  Um sturz in  Petersburg im Gange sei, 
a ls sich auch sofort Vertreter aller finnischen Parteien dorthin 
begaben, um sich von der neuen L age zu unterrichten und den 
Gang der E reignisse zu G unsten F innlands zu beeinflussen. Als 
R esultat m ehrtägiger Verhandlungen m it Vertretern der neuen  
russischen Machthaber erließ denn auch die provisorische R eichs­
regierung am 20. März ein Manifest, durch w elches die der finni­
schen V erfassung w idersprechenden G esetze und Verordnungen  
aufgehoben wurden, vor allem  das „Februar-M anifest“ von 1899  
und das berüchtigte G esetz vom  30. Juni 1910, betreffend die 
sogenannte R eichsgesetzgebung, ferner sollte der finnische L and­
tag  unm ittelbar einberufen werden-, und unter dem  Einfluß der 
sozialdem okratischen Vertreter, die bei den Verhandlungen eine 
bedeutende R olle spielten, wurden endlich im M anifest mehrere 
Reformen versprochen (Erweiterung der K om petenz des Landtags, 
Presse- und Vereinsfreiheit usw.). Zugleich wurde eine allgem eine  
A m nestie für politische Verbrechen erlassen.

D ie unm ittelbare F o lge  der R evolution war außerdem, daß 
die russischen Garnisonen in F innland ihre reaktionär gesinnten  
Offiziere töteten oder entfernten und daß der Generalgouverneur 
S e y n , die M itglieder der H elsingforser R egierung und die sonstigen  
H elfershelfer des zaristischen R egim ents von ihren Ämtern frei­
w illig  zurücktraten oder verjagt wurden. D ie Zusam m ensetzung  
der neuen finnischen R egierung war schon während der Verhand­
lungen in Petersburg besprochen w orden und die Sozialdem okraten  
hatten —  ohne bei den Vertretern der russischen R egierung  
W iderspruch zu finden —  ihre A bsicht kundgegeben, die B ildung  
der R egierung zu übernehmen. In der Tat gelang  es auch, nach 
V erhandlungen mit den Bürgerlichen eine von allen  Parteien unter­
stützte K oalitionsregierung zu bilden, die j e  zur H älfte aus sozial­
dem okratischen und bürgerlichen Ministern bestand und die auch 
die B estätigung der russischen R egierung fand. An ihre Spitze  
trat der V orsitzende der gew erkschaftlichen Zentralorganisation  
O s k a r iT o k o i; die übrigen sozialdem okratischen M itglieder w aren : 
der R echtsanw alt W ä in ö  T a n n e r  als Finanzm inister, Dr. J u l iu s  
A ilio  als G ehilfe des Zivilm inisters, der ehem alige V orsitzende



78 N. E. a t  U r s in  und K a r l  H. W i i k ,

der gew erkschaftlichen Landesorganisation der Zimmerer Matti 
P a a s iw u o r i  als G ehilfe des H andels- und Industriem inisters, der 
M agister phil. W ä in ö  W ü o l ijo k i  als M inister der Lebensm ittel­
versorgung und Prof. Dr. W ä in o  W o io nm a a  als Verkehrsm inister.

E ine ungeheure A ufgabe w artete der Sozialdem okratie. W as 
au f gesetzgeberischem  w ie au f anderen G ebieten während des  
zaristischen R egim ents vernachlässigt w orden war, so llte jetzt  
nachgeholt werden.

In ungeheuren M assen strömten jetzt d ie Arbeiter zu den  
Organisationen. N iem als w ar eine A rbeiterbew egung organisato­
risch stärker als die finnische im Jahre 1917. D er 8stündige  
A rbeitstag wurde in der ganzen Industrie so gut w ie unmittelbar 
nach der R evolution durchgeführt. D ie stürmende M assenbew e­
gung folgte aber zum T eil ihren eigenen  G esetzen, und die Zen­
tralorganisationen, bestrebt, d ie Führung zu behalten und die in 
m ehreren K undgebungen vor Übermut warnten, hatten dabei nur 
teilw eise Erfolg. A llgem ein  wurde anerkannt, daß nur die S ozia l­
dem okratie im stande war, d ie gesellschaftliche Ordnung auch nur 
einigerm aßen aufrecht zu erhalten, und ihre A ufgabe wurde ein i­
germ aßen dadurch erleichtert, daß d ie a lte reaktionäre Polizei 
nach der R evolution vertrieben und, besonders in den größeren  
Städten, durch eine von den Arbeiterorganisationen gebildete  
Miliz ersetzt worden war.

Großes Entsetzen und Ärger riefen unter den Bürgerlichen  
die zahlreichen Landarbeiterstreiks hervor. D enn auch die prole­
tarischen E lem ente des flachen L andes benutzten die G elegen­
heit, um hervorzutreten und ihren A nteil am L ebensglück  zu 
fordern. D ie Sozialdem okraten in der R egierung und im Land­
tag waren eifrig bemüht, d iese Streiks, w elche das w irtschaft­
liche Leben in dem ohnehin kritischen Zeitpunkt gefährdeten, 
zu befriedigendem  Abschluß zu bringen —  wurden aber trotzdem  
von den Bürgerlichen für sie  verantwortlich gem acht.

Im Landtag benützte die Sozialdem okratie ihre freilich nur 
sehr knappe Mehrheit zur Durchführung der notw endigsten sozia­
len  Reformen. Er erledigte R egierungsvorlagen über die Stel­
lu ng der R ussen und der Juden in Finnland, w obei den letzteren 
endlich  das Bürgerrecht zuerkannt wurde, ferner über die Ver­
längerung der bestehenden Pachtverträge um ein ige Jahre, damit
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die n ötige Z eit zu endgültiger R egelung der Kleinpächterfrage 
gew onnen w erden könne. D agegen  verw eigerte der L andtag  
seine Zustim m ung zu einem  von der Regierung vorgeschlagenen  
Darlehen an den russischen Staat behufs R egelung der finnisch­
russischen Valutafrage, und zwar aus praktischen sow ohl w ie  
aus prinzipiellen Gründen, w eil d ie R eichsregierung das D arlehen  
für B efestigungsarbeiten in F innland zu verw enden gedachte. - ­
W ährend der Kriegsjahre hatte die finnische Staatsbank unter 
dem Druck der R egierung und unter M itwirkung finnischer Groß­
industrieller, deren L ieferungen an die russische Krone in Rubel 
bezahlt worden waren, den R ubel allzu hoch notieren m üssen, w o­
durch dem  finnischen Staate erhebliche Verluste zugefügt worden  
waren. D er Landtag beschloß daher eine R eso lu tion : d ie R egie­
rung so lle  den allzu großen Rubelzufluß verhindern und zu diesem  
Z w eck e alle Behörden zur Festhaltung eines sachgem äßen Rubel­
kurses anzuw eisen. —  A uf In itiative der sozialdem okratischen  
Landtagsfraktion w urde ferner die A ufhebung der strafgesetzlichen  
Norm en gegen  Gotteslästerung beschlossen, die ebenfalls als W affe 
der R eaktion gegen  die Presse ged ient hatten, und die R egierung  
aufgefordert, einen  G esetzentw urf w egen  A ufhebung der T od es­
strafe einzubringen. —  Auch d ie Verantw ortlichkeit der R egierung  
gegenüber dem  L andtage wurde festgelegt.

D as Problem aber, das dringendst und vor allem  L ösun g  
heischte, war die Frage nach der neuen staatlichen Ordnung 
Finnlands. E s galt, das Verhältnis zum neuen Rußland zu ordnen  
und dabei ein Maximum an Autonom ie durchzusetzen. Ein dahin­
gehender G esetzentw urf wurde von der finnischen Regierung im  
Einvernehm en m it der russischen ausgearbeitet und dem L and­
tage vorgelegt. D anach sollte das Beschlußrecht des K aisers in  
finnischen A ngelegenheiten  au f die finnische R egierung übergehen  
mit A usnahm e jedoch  der Fragen, w elche die russischen Interessen  
berührten; die finnische Regierung sollte vom Generalgouverneur 
ernannt w erden und das Vertrauen des Landtags genießen. D ie  
Finnländer w ollten sich aber damit nicht begnügen. E s kam  da­
her zu R eibungen zw ischen ihnen und dem Vertreter des neuen  
Rußland. D er russische Im perialism us schien nicht mit dem Zaris­
mus gestorben. D ie Sozialdem okraten waren aber bestrebt, die 
A ngelegenheit m öglichst im E inverständnis m it der russischen
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D em okratie zu regeln, wandten sich in dieser Absicht mit einem  
besonderen Schreiben an K e r e n s k i  und m achten auch ihren E in ­
fluß in der zur A bfassung der Grundgesetze bestellten  K om m ission  
geltend , wo unter Führung des hervorragenden Sozialdem okraten  
Y r jö  Mä k e l in  die w ichtigsten Arbeiten der ganzen S ession  1917  
stattfanden. E s zeigte sich aber, daß die neuen Machthaber Ruß­
lands k ein esw egs bereit waren, den Finnländern eine bedeutende  
E rw eiterung ihrer A utonom ie zuzugestehen und es m eldeten sich  
K onflikte an. Unter solchen Um ständen gew ann die Id ee völliger  
U nabhängigkeit F innlands, die anfänglich nur von den „A ktivisten“ 
propagiert w orden war, dank auch der nach der März-Revolution 
öffentlichen Agitation, sehr schnell an B oden und auch die sozial­
dem okratische Partei nahm sie  auf ihrem Parteitag im Juni 1917  
auf. Unter allgem einem  Jubel wurde sie  auch im Landtag vom  
sozialdem okratischen M inisterpräsidenten 0 .  T o k o i verfochten. 
Schien ja  auch die Arbeiterschaft mehr als die übrigen K lassen  
an der vollen  Selbständigkeit F innlands interessiert. D enn g e­
rade sie  hatte unter der —  in nicht geringem  Maße bei verschie­
denen G elegenheiten auch von der finnländischen Arbeitgeberklasse 
beeinflußten —  zaristischen R eaktion am m eisten le iden  m üssen  
und verm einte daher, daß soziale Reform en sich leichter würden  
ffurchsetzen lassen , wenn nicht mehr Petersburg als höchste In­
stanz m itzusprechen haben werde.

Darüber aber, w ie das staatliche Ideal zu verwirklichen sei, 
gingen  die M einungen der A ktivisten und der m it ihnen mehr 
«d er w eniger offen sym pathisierenden bürgerlichen Parteien einer­
se its und der Sozialdem okraten andererseits w eit auseinander. Jene 
pflegten nach w ie vor ihre deutschen Verbindungen, die Sozial­
dem okratie aber w ollte im Einverständnis m it dem russischen  
und dem internationalen Proletariat ihre W ünsche fördern. Dafür 
sprachen gleicherm aßen id eelle  w ie opportunistische Gründe und 
es schien besonders w ichtig, ein gutes Verhältnis zu dem m äch­
tigen russischen Nachbar zu bewahren.

In w iederholten Besuchen in Petersburg versuchten die Führer 
der finnischen Sozialdem okratie, die russischen Sozialisten  zu 
G unsten F innlands zu beeinflussen. D as gelang auch zum Teil. 
Besonders die B olsch ew ik en  begünstigten, um die Staatsm acht 
zu schwächen, d ie U nabhängigkeitsbestrebungen der k leinen, von
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Rußland unterdrückten Völker und widm eten den finnischen  
Sozialdem okraten w ohlw ollendes Interesse, das freilich später für 
Finnland verhängnisvoll wurde, w eil es eine der Ursachen des 
finnischen Bürgerkrieges war. W eniger entgegenkom m end waren  
d ie M enschewiken und d ie Sozialist-R evolutionäre, d ie sich mit 
dem  Rußland der März-Revolution solidarisch füh lten  und in den  
Selbständigkeitsbestrebungen der k leinen  Völker eine Gefahr für 

das neue Rußland erblickten.
Auch die Sozialisten der übrigen Länder zugunsten der U n ­

abhängigkeit ihres L andes zu beeinflussen, war die finnische 
Sozialdem okratie bemüht. A uf den internationalen Stockholm er 
Konferenzen im Frühjahr 1917 war sie  durch zw ei D elegierte, 
Y kjö S ik o l a  und K. H. W iik , vertreten UDd ihren Bemühungen  
w ar es zuzuschreiben, daß die deutsche sow ohl w ie die öster­
reichische D elegation sich für d ie U nabhängigkeit F innlands aus­
sprachen, während die nach der Seite der Entente hin orien­
tierten sozialistischen Parteien w en igsten s eine erweiterte Auto­
nom ie Finnlands innerhalb des russischen R eiches befürworteten.

17. Am 1 5 . - 1 8 .  Juni 1S17 h ielt die sozialdem okratische Partei 
in H elsingfors ihren IX . Parteitag ab. D ie Zahl der D elegierten  
betrug 130. Erschienen waren au f ihm auch ein ige ausländische 
Sozialistenparteien —  darunter die russischen Bolschew ik^ deren  
D elegierte A l e x a n d r a  K o llONTAY den G edanken von der W eiter­
entw icklung der russischen R evolution zu einer proletarischen  
W eltrevolution ausführte und unter begeistertem  Beitall erklärte, 
daß d ie B olschew iken bereit seien , die nationalen Bestrebungen  
der Finnländer bis zur völligen L oslösung F innlands vom  russi­
schen R eiche zu unterstützen.

Der Parteitag hatte d ie Frage nach der T eilnahm e der sozial­
dem okratischen Partei an der Regierung seit dem März 1917 zu 
erörtern. E ine vom Chefredakteur des „T yöm ies“ E d w a r d  W a l r a s  
geleitete O ppositionsgruppe erachtete d iese B eteiligung an der 
R egierung als Bruch des Parteibeschlusses von 1906. Der Partei­
tag  aber lehnte d iese Auflassung mit 70 Stim m en gegen  37 ab. 
W ohl aber wurde beschlossen , die W irksam keit der R egieiung  
genau zu überwachen und gegebenenfalls unter Parteidruck zu 
stellen . A uf Beschluß der zentralen Parteibehörden sollten  die 
Parteiangehörigen M itglieder der Regierung aus dieser auszutreten

Archiv f. Geschichte <1. Sozialismus XII, hrsg. v. G r t t n b e r g .
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verhalten sein, namentlich obligatorisch in dem F alle , w enn in­
folge W iderstandes der Bürgerlichen gegen  d ie von den Arbeitern 
geforderten Reform en ein w eiteres Zusam m enarbeiten m it diesen  
sich als unm öglich erw iese. Zugleich wurde festgestellt, daß, 
obsehon einige M itglieder der sozialdem okratischen Partei dem  
K abinett angehörten, die Partei nicht für die Mißstände der 
bürgerlichen G esellschaft verantwortlich gem acht werden und daß 
die Teilnahm e an der R egierung nicht den direkten K lassenkam pf 
der Arbeiterschaft schw ächen dürfe.

D ie  R esolution des Parteitags trug Kompromißcharakter. Im 
allgem einen aber kann man sagen, daß im A ugenblick unm ittel­
bar nach der R evolution die Stim m ung der Arbeiter wirklich sehr 
radikal war. D as kam auch in den anderen R esolutionen des­
selben Parteitages zum Ausdruck. So forderte dieser: die B ei­
behaltung der nach der Revolution errichteten Arbeiterm iliz bis 
zur gesetzlichen  R egelung der P olizei; die Linderung der L ebens­
m ittelnot durch A usdehnung der G etreideproduktion; die B e­
käm pfung der A rbeitslosigkeit durch N otstands-, vor allem  durch 
Eisenbahnbauten.

D ie Anregung, zur Erzwingung gew isser Reform en den G eneral­
streik anzuwenden, verw arf der Parteitag; auch warnte er vor 
lokalen politischen Streiks ohne Genehm igung des Parteivorstandes. 
D agegen  beschloß er —  w enn auch unter Bedenken der Führer —  
den Anschluß an die Zim m erwalder Internationale, der von den an­
w esenden Vertretern der Bolsehew ikenpartei eifrig befürwortet wurde.

D ie  w ichtigste Frage, die den Parteitag beschäftigte, betraf 
die staatsrechtliche Stellung F innlands. E instim m ig wurde eine  
von 0 .  W. K ü ü s in e n  verfaßte R esolution angenom m en, w elche die 
staatliche Selbständigkeit F innlands forderte und außeidem  den  
W unsch nach W iederherstellung des durch den russischen Im pe­
rialism us getrübten guten V erhältnisses zw ischen  dem finnischen  
und dem russischen V olke zum Z w ecke gegenseitiger fruchtbarer 
Beeinflussung und Unterstützung aussprach. D ie  Sache F innlands, 
hieß es in der R esolution weiter, sei eine internationale. Zur 
Sicherstellung der Unverletzbarkeit seiner F reiheit bedürfe es 
internationaler Garantien in Gemäßheit der Grundsätze der inter­
nationalen Sozialdem okratie, und die finnische Partei w ende sich 
um ihre Erlangung an die anderen Bruderparteien und insbe­
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sondere an d ie russische. D iese R esolution sollte dem bevor­
stehenden Ersten A llrussischen Rätekongreß durch vom Partei­
tag gew ählte D elegierte übeibracht werden.

18. D iese  D elegierten wurden vom A llrussischen Rätekongreß  
sehr freundlich aufgenom m en, und der Kongreß beschloß am 
4. Juli eine von dem M enschew iken A b r a m o w it sc h  und dem  
tinnischen Sozialdem okraten E w e r t  Hu t t u n e n  ausgearbeitete R e­
solution, in der eine sehr w eitgehende Erweiterung der finnlän- 
discben Autonom ie befürw ortet wurde, so daß nur Außenpolitik  
und H eer gem einsam  bleiben sollten. Außerdem anerkannte der 
Kongreß prinzipiell das Recht F innlands auf Unabhängigkeit, 
jedoch nur unter der —  von finnischer Seite nicht gebilligten  — 
Bedingung: daß die endgültige E ntscheidung hierüber der künf­
tigen russischen K onstituante Vorbehalten bleiben solle.

Durch diesen Beschluß des R ätekongresses ermutigt, schritten  
die führenden finnischen Sozialdem okraten alsbald daran, einen  
schon lange in der Kom m ission für die Grundgesetze vorliegen­
den G esetzentw urf über die Verteilung der finnischen S taatsge­
w alt zw ischen den finnischen und den russischen Behörden im  
Sinne des K ongreßbeschlusses abzuändern, und arbeiteten eine 
diesem  genau angepaßte G esetzesvorlage aus. D ie rechtsstehenden  
Gruppen im finnischen Landtag w idersetzten sich ihr: sie  w ollten  
nicht die russische R egierung reizen, hofften w ohl auch noch, sich  
gegen den allzuroten Landtag auf die Reichsregierung stützen zu 
können. A ls Vorwand machten sie aber geltend: das vorge­
schlagene G esetz hätte ja  nicht d ie ersehnte U nabhängigkeit 
gebracht und es baue — w ie man geringschätzig betonte — auf 
eine von einem  russischen Arbeiter- und Soldatenkongresse an­
genom m ene R esolution. D ie Landtagsm ehrheit nahm aber am
18. Juli das Gesetz an und dies wurde im ganzen Lande, sow ohl 
in proletarischen w ie  in bürgerlichen Kreisen, mit Befriedigung, 
ja  sogar mit B egeisterung begrüßt. Der Reichsregierung wurde 
das so verabschiedete Gesetz am tlich gar nicht mehr zur Be­
stätigung übermittelt, sondern nur in einer Zuschrift die Hoffnung 
ausgesprochen, der Landtagsbeschluß werde von der R eichsregie­
rung günstig  aufgenom m en werden.

D iese  Erwartung erfüllte sich aher nicht. Vielm ehr löste die 
R eichsregierung —  der auch Sozialdem okraten an gehörten! -—  

■ 6 *
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in einem  Manifest vom 31. Juli den Landtag au f und schrieb  
N euw ahlen aus.

D ie Sozialdem okraten verw eigerten die A nerkennung des Mani­
fests, da der Landtag eben sich u. a. das Recht arrogiert hatte, 
allein  über sein Zusam m entreten zu beschließen. D ie m eisten  
Bürgerlichen aber waren bereu, sich zu fügen, und sogar froh, 
den Landtag m it seiner roten Mehrheit loszuw erden. So beschloß  
denn die finnische R egierung unter dem Präsidium  des General­
gouverneurs Stahowitsch m it allen bürgerlichen Stim m en gegen  
die sozialdem okratischen, das M anifest zu prom ulgieren.

D iesem  nun offen Trotz zu bieten, w agte allerdings auch die 
sozialdem okratische Landtagsfraktion nicht, obwohl eine Minder­
heit der Fraktion das forderte. D er sozialdem okratische L and­
tagspräsident, K. Mä n n e r , verlas den Auflösungserlaß nicht, son­
dern begnügte sich damit, zu erklären, der Zeitpunkt der näch­
sten Sitzung w ürde von ihm bestim m t w erden. Nach Absicht 
der Sozialdem okraten sollte der Landtagspräsident eine Sitzung  
des Landtages einberufen, so bald sich die M achtverhältnisse der­
art verschoben hätten, daß d ie russische Regierung nicht mehr 
über die M acht verfügen  würde, d ie Zusam m entretung des Land­
tages zu verhindern. D iese  Verschiebung der M achtverhältnisse ließ  
aber au f sich warten und unter der Bevölkerung rief d ie m angelnde 
Standhaftigkeit der sozialdem okratischen Fraktion U nw illen  her­
vor. In den Parteikreisen w urde die Forderung laut, es sollte  
etw as getan  werden. D er Landtagspräsident berief daher den  
Landtag zum 29. August, aber die Sitzung, zu der außer den 
Sozialdem okraten nur w en ige bürgerliche R adikale erschienen, 
wurde von den russischen Behörden mit M ilitärgewalt verhindert. 
Am  28. Septem ber wurde der Versuch erneuert. In der Z w ischen­
zeit war die Autorität der R eichsregierung immer mehr gesunken, 
und in der H elsingforser Garnison hatten die Bolschew iken das 
Übergewicht. D as Militär w eigerte sich denn auch, die Sitzung  
d es L andtages zu verhindern, so daß sie  stattfinden konnte: bei 
A nw esenheit der Sozialdem okraten und einiger Bürgerlicher, die 
mehr die R olle als Zuschauer spielten. In dieser S itzung wurde 
beschlossen, ein ige schon früher vom Landtage angenom m ene 
G esetze zu bestätigen. In Betracht der veränderten V erhältnisse 
blieben aber d iese B eschlüsse ohne jed e  praktische Bedeutung.
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Auch die Sozialdem okraten hatten beschlossen, sich an den 
auf den 1. und 2. Oktober ausgeschriebenen N euw ahlen zu b e­
teiligen, obwohl sie  die W ahlausschreibung als ungesetzlich  er­
klärten. In der W ahlagitation rafften die Bürgerlichen alle ihre 
Kräfte zusam m en und nutzten d ie von der Sozialdem okratie b e­
gangenen Fehler und nicht am w enigsten  die von den allm ählich  
dem oralisierten russischen Truppen in F innland verübten A us­
schreitungen gründlich aus. Mit dem Ergebnis, daß zw ar die 
sozialdem okratische Stim m enzahl von 376 0 30  im Jahre 1916 au f 
4 4 4 6 7 0  anschwoll, die der Bürgerlichen aber in noch höherem  
Maße, so daß die Sozialdem okraten es bloß auf 92  Mandate 
brachten, also 11 M andate und damit die Mehrheit im Landtage 
verloren.

Schon vor den W ahlen waren alle sozialdem okratischen Mit­
glieder aus der R egierung ausgetreten, da sie  d ie w eitere Z u­
sam m enarbeit mit den Bürgerlichen als fruchtlos erkannten, und  
diese schlugen einen immer entschiedener bürgerlich-politischen  
Kurs ein.

19. D ie Arbeiterschaft verlor damit ihre zw ei bedeutendsten  
M achtpositionen im öffentlichen Leben und dieser Um stand ver­
stärkte selbsttätig  die auch früher schon vorhanden gew esenen  
außerparlam entarischen N eigungen. In der Tat waren die w ichtig­
sten Errungenschaften der finnischen A rbeiterklasse —  das a llge­
m eine Stimm recht 1906, nunmehr der 8stü n d ige Arbeitstag u. a. —  
Ergebnis explosionsartiger Ausbrüche; die ruhigeren Z eiten hatten  
zu w enig Erfolge gesehen , als daß sich die Bedeutung der parla­
m entarischen T ätigkeit hätte tiefer in die V olk sseele einprägen  
können. A llzueinseitig  hatte man die relative E rfolglosigkeit der 
A rbeiterbew egung während der zaristischen Z eit durch die Partei­
nahm e des Zarism us für die B ourgeoisie erklärt und sich so daran 
gew öhnt, deren eigene Kraft zur Verteidigung ihrer Interessen zu 
unterschätzen. Man hatte also die N iederwerfung der B ourgeoisie, 
da sie  keine Stütze mehr in Petersburg finden könne, als k inder­
leicht angesehen. Seit der M ärz-Revolution b eseelte  die Arbeiter­
m assen ein gärendes K raftgefühl, das nach B etätigung drängte. 
Zwar waren die Führer bemüht, es einigerm aßen zurückzudämmen', 
w eil sie  fürchteten, durch dessen  Überspannung das bisher Er­
rungene zu gefährden. A llein  ihre Autorität war eine im mer noch
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geringe. So kam cs, daß während des Jahres 1917 die Masse 
immer mehr als die wirklich treibende Macht hervortrat, oder 
daß neue Führer hervortraten, w elche deren heiße W ünsche zum 
Ausdruck brachten, ohne die M öglichkeit ihrer Verwirklichung  
näher zu erw ägen. Besonders anstachelnd wirkte auch das B ei­
sp iel und zum T eil die direkte Agitation der in F innland befind­
lichen, revolutionär gesinnten russischen Truppen.

Nachdem  im Herbste die russischen Befestigungsarbeiten in 
Finnland w egen G eldm angel eingestellt w orden waren, wurden  
große M engen von Arbeitern arbeitslos. D ies im Verein m it der 
von der bürgerlichen R egierung betriebenen unklugen L ebens­
m ittelpolitik  und dem  W iderstand der Landw irte gegen  die früher 
schon erlassenen Lebensm ittelverordnungen, verschlim m erte die 
allgem eine L age noch weiter. Überhaupt waren d ie Bürgerlichen  
noch nicht genügend davon überzeugt, daß tiefgreifende Reformen  
nötig seien , um das während des zaristischen R egim es Versäumte 
nachzuholen. E s  bedurfte im Juli 1917 riesiger M assenkund­
gebungen, um die G esetze über das allgem eine und gleiche  
kom m unale Stim m recht und den 8stü n d igen  Arbeitstag im Land­
tage durchzusetzen, und noch stand die Bestätigung dieser G e­
setze aus. D ie  B ourgeoisie begann vielm ehr sich von dem  
Schrecken zu erholen, den ihr der Aufm arsch der Arbeitermassen  
eingeflößt hatte. S ie suchte nach einer Stütze für die Käm pfe, 
die erwartet werden konnten, und stellte die „ S c h u t z k o r p s “ auf.

D iese  stam m ten von den 1915 — 16 gebildeten  geheim en Or­
ganisationen  für den dam als geplanten Aufstand. Nach der 
März-Revolution traten d iese Organisationen allm ählich ans T ages­
licht und vermehrten sich. S ie hießen „Schutzkorps“, w eil als 
eine ihrer Aufgaben der Schutz der Bevölkerung gegen  die A us­
schreitungen der russischen Soldaten galt. S ie bestand aber durch­
gehend aus bürgerlich G esinnten, ihr G eist war der bürgerlich­
patriotische, er wurde ständig sogar arbeiterfeindlicher, und es 
konnte vorausgesehen werden, daß sie  erforderlichenfalls nicht 
nur gegen  den russischen Im perialism us, sondern gegen a l l e  Feinde  
der bürgerlichen G esellschaft in  F innland sich wenden würden. 
.  Unter den Arbeitern wurde das D asein der Schutzkorps als 

D rohung em pfunden. S ie  em pfanden das Bedürfnis, sich ihrer­
seits gegen  sie  zu schützen, und an einigen Orten wurden besonders
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im H erbst 1917 spontan m ilitärisch geordnete Arbeiterkorps g e ­
bildet, deren ein ige sieb „Rote G arden“ nannten —  eine R em i­
niszenz an die Roten Garden vom Novem ber 1905. D ie  zen ­
tralen Arbeiterorganisationen fanden es nötig, in  d iese E ntw ick­
lung einzugreifen, um nicht deren Führung zu verlieren. S ie  
erließen daher im Septem ber 1917 die Aufforderung, Garden zu 
bilden, reservierten aber hiebei dem Parteivorstand und der g e ­
w erkschaftlichen Landeszentrale m aßgebenden Einfluß au f die 
Leitung der Garden. Durch deren Bezeichnung als „Ordnungs­
garden der Arbeiter“ wurde der defensive Charakter derselben  
betont. Zum  obersten Befehlshaber der Garden wurde ein be­
kannter sozialdem okratischer Journalist, A l i A a l t o n e n , ernannt.

D ie  hiernach an mehreren Orten gebildeten Garden waren m eist 
so gut w ie  unbewaffnet. Bald aber rissen in ihnen die extrém en  
E lem ente die Führung an sich, während die zentralen Parteibehörden  
immer mehr ihren Einfluß verloren. D as finnische Volk war also 
schon jetzt in zw ei feindliche m ilitärisch geordnete Lager gespalten.

20 . A ls der Landtag am 1. Novem ber zusammentrat, war die 
L age bereits sehr kritisch gew orden. E inige T age hernach brach 
d ie bolschew istische R evolution in Petrograd aus und m achte auch  
au f d ie finnischen Arbeiter einen überaus starken Eindruck. Der 
sozialdem okratische Parteivorstand und die gew erkschaftliche 
Landeszentrale kennzeichneten die L age in einer gem einsam en  
Proklam ation vom 8. Novem ber, in der es hieß: „D ie G locken  
der R evolution läuten. S ie erzählen aus Petrograd, daß die dor­
tigen revolutionären Soldaten und Arbeiter die Macht ergrillen 
haben, um die Errungenschaften der Revolution zu sichern. E ine 
Reihe großer historischer E r e ig n isse , hat also angefaugeu. S ie  
wirken sicherlich auch auf unsere \  eruältnisse zurück. D ie Ar­
beiterschaft sei also auf der H u t . . . S ie m öge ihre K altblütig­
keit und unverrückbare dem okratische Ordnung in ihrer Mitte 
bewahren. Zur Erreichung der Z iele  der revolutionären A rbeiter­
schaft ist organisierte Zusam m enarbeit vonnöten, und ungeord­
nete K rakeele sind  nur schädlich . . . Parteivorstand und G e­
w erkschaftszentrale verfolgen in naher W echselw irkung m it der 
L eitung der Ordnungsgarden der Arbeiter den Gang der E reig­

n isse . . .“
Bemüht, die Forderungen der Arbeiterschaft m it friedlichen
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Mitteln zu fördern, stellte d ie Landtagsfraktion ein Verzeichnis 
der dringendsten Arbeiterforderungen auf unter der Überschrift 
„W as w ir fordern“ und legte es in ultim ativer Form dem L and­
tage vor. In diesem  von 0 .  W. K ü u s in e n , dem hervorragendsten  
Theoretiker der Partei, verfaßten Programm wurde —  unter B e­
tonung der Solidarität mit der internationalen proletarischen F rie­
densbew egung —  die Bourgeoisie einer „Politik  der U nzurechnungs­
fä h ig k eit“ beschuldigt. S ie habe durch A nerkennung der Auflösung  
des Landtags durch die russische R egierung den W eg der „syste­
m atischen U ngesetzlichkeit“ betreten uud sich die russischen Unter­
drücker als Verbündete zugesellt. D er Landtag solle sich nun mit 
einer K undgebung an das finnische V olk w enden und bereit er­
klären: die Lebensm ittelnot und die A rbeitslosigkeit zu bekäm pfen, 
die in der Som m ersession angenom m enen G esetze über die S taats­
gew alt, das kom m unale Stimmrecht und den Sstündigen Arbeits­
tag zu bestätigen, das bürokratische System  in der Verwaltung  
zu beseitigen, die Schutzkorps aufzulösen, den K leinpächtern U n­
abhängigkeit von den Gutsbesitzern zu gew ährleisten , d ie In va­
liden- und K rankenversicherung sow ie eine Steuerreform durch­
zuführen und das Verhältnis zu Rußland zu ordnen. Nach L ösung  
dieser dringenden Aufgaben solle eine K onstituante einberufen  
werden auf Grundlage des W ahlrechtes aller über 20 Jahre alten  
finnischen Bürger.

Ein T eil der sozialdem okratischen Fraktion hätte es vorge­
zogen, die vorstehenden Forderungen nicht in Form eines Ge­
samtprogramms, sondern jed e  für sich dem L andtage vorzulegen, 
um so durch die M öglichkeit der E inzelbehandlung ihre Durch­
setzung w enigstens teilw eise zu sichern. S ie blieben aber in der 
Minorität. D ie bürgerlichen Parteien aber erklärten denn auch 
am 9. Novem ber mit 106 gegen  90 Stim m eu das „W ir fordern“- 
Programm als G anzes für unannehm bar, insbesondere aber hielten  
sie  an den Schutzkorps fest. Denn die führenden K reise der 
Bourgeoisie waren sich durchaus darüber im klaren, daß es  zu 
offenem K am pf mit Rußland oder auch mit der einheim ischen  
Arbeiterschaft kom m en könnte und w ollten dabei nicht nur auf 
die H ilfe der deutschen Truppen rechnen.

D rei T age darauf, am 12. Novem ber, trat der G ewerkschafts­
kongreß zusam m en. Er brachte d ie in der Arbeiterschaft herr­
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sehende Erbitterung in einer Proklam ation vom 13. Novem ber  
zum Ausdruck und forderte sofortige Verabschiedung und Promul- 
gierung der G esetze über die S taatsgew alt und d ie w ichtigsten  
Sozialreform en. Für den Fall der A blehnung d ieses Ultim atum s 
durch den Landtag wurde der G eneralstreik angedroht.

In der Landtagssitzung vom  selben T age verlangten dem ge­
mäß die Sozialdem okraten zunächst d ie endgültige Annahm e des 
G esetzes betreffend die S taatsgew alt, der Landtagspräsident aber 
weigerte sich aus formalen Gründen, d iesen  Antrag zur Abstim m ung  
zu bringen. Infolgedessen  wurde sofort aus Vertretern des Partei­
vorstandes, der gew erkschaftlichen Laudeszentrale, der Landtag.-.- 
fraktion und der H elsingsforser Arbeiterorganisationen ein R e v o ­
l u t i o n ä r e r  Z e n t r a l r a t  d e r  A r b e i t e r  bestellt, der für den  
nächstfolgenden Morgen den Generalstreik proklamierte, der tat­
sächlich am 14. Novem ber im ganzen  Lande einsetzte.

Am 15. Novem ber behandelte dann der Landtag die fr a g e  
der Ausübung der Staatsgew alt. Ihre, wenn auch nur provisorische, 
L ösung war um so notwendiger, w eil inzw ischen die K erensk i­
Regierung endgültig  aus der Arena verschwunden war und die 
weitere E ntw icklung der Zustände in Rußland nicht abgewartet 
werden konnte. Trotzdem  wurde der V orschlag der Sozialdem o­
kraten neuerdings verw orfen; und desgleichen der —  von den 
Konservativen unterstützte -  V orschlag des Landtagspräsidenten, 
die früheren M achtbefugnisse des Kaisers und Großfürsten aut 
die finnische R egierung zu übertragen. D agegen wurde m it 127 
(sozialdem okratischen und bauernbündlerischen) Stim m en gegen  
68  (konservative) ein Antrag des Bauernführers S. A iju o  gebilligt, 
wonach — angesichts des Sturzes der russischen Regierung der 
finnische Landtag „vorläufig se lbst die Macht ausuben sollte, 
w elche den bisherigen Satzungen gem äß dem K aiser und Groß­
fürsten zugestanden hatte“. D a s  b e d e u t e t e  d i e  t a t s ä c h ­
l i c h e  S e l b s t ä n d i g k e i t s e r k l ä r u n g  F i n n l a n d s ,  und der 
Landtag benutzte auch sofort se in e neue M achtfülle. In der 
Nacht auf den 16. Novem ber sanktionierte er, unter dem Druck 
der um das L andtagsgebäude versam m elten erregten Arbeiter­
m assen, mit 149 gegen  42  Stim m en den A chtstundentag und mit 
147 gegen  45  Stim m en das allgem eine und gleiche W ahlrecht zu 
den G em eindevertretungen.
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D er Generalstreik aber dauerte noch fort. Er nahm einen  
zum T eil unruhigen Verlauf und es wurden etw a 30 Morde ver­
übt, w elche d ie Erbitterung der Bürgerlichen auf das äußerste 
steigerten. D ie extrem en Elem ente unter den Arbeitern, an ihrer 
Spitze die rote Garde und die Arbeiter in H elsingfors, forderten, 
die Sozialdem okratie so lle revolutionär die S taatsgew alt über­
nehm en. Dem  schloß sich auch die Leitung der gew erkschaft­
lichen Landeszentrale an und auch L e n in  befürwortete es sow ohl 
durch Em issäre als auch in einem  eigenhändigen Schreiben an 
führende finnische Sozialdem okraten. Der Parteivorstand aber 
und besonders d ie Mehrheit der Landtagsfraktion waren anderer 
A nsicht. Nach ihrer M einung hatte der Streik schon bedeutende 
R esultate gezeitigt; weitere seien  nicht zu erw arten ; er so lle  also  
— am 19. Novem ber —  abgebrochen werden. D afür werde dem  
L andtage die Ernennung einer sozialdem okratischen R egierung  
vorgeschlagen werden. D iese  Parole rief unter einigen Teilen  
der Arbeiterschaft U nzufriedenheit hervor; der Streik dauerte 
mancherorten noch einige T age fort; und zum erstenmal wurde 
nun auch in Finnland die Beschuldigung laut: „D ie Führer haben  
uns verraten!“ D ie Parteileitung verlor jed en fa lls immer mehr 
ihre Autorität.

D er 'Versuch, dem Lande eine sozialdem okratische Regierung  
zu geben , wurde wirklich gem acht. Er war aber von vornherein  
zum Mißlingen verurteilt. D ie  durch die G ewalttaten infolge des 
Generalstreiks und durch A usschreitungen lum penproletarischer 
E lem en te ergrimmte B ourgeoisie schloß sich immer fester, und 
in der Sitzung des Landtages vom 26. Novem ber wurde nach 
hitziger D ebatte m it 100 bürgerlichen gegen  80 sozialdem okratische  
Stim m en eine überw iegend konservative rein bürgerliche L iste mit 
dem angesehenen Patrioten P. E. S v in h u f v u d  an der Spitze ein ­
gesetzt. D ie sozialdem okratische L iste mit 0 .  T o k o i an der 
Spitze wurde abgelehnt. D ie  Kluft zw ischen den beiden K lassen  
w urde hierdurch noch erweitert und eine friedliche L ösung der 
brennenden T agesproblem e noch mehr erschwert.

21 . D ie sozialdem okratische Landtagsfraktion war während  
der erregten T age des G eneralstreiks bem üht gew esen , die E nt­
w icklung in ruhigen Bahnen zu halten. D eshalb  hatte sie  auch 
den Vorschlag, au f revolutionärem  W ege sich der R egierungs­
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gew alt zu bem ächtigen —  m it 4 4  Stimmen gegen  33 — , abgc- 
lelint. Zugleich aber verlangte s ie  vom Parteivorstand d ie E in ­
berufung eines außerordentlichen Parteitags zur Erörterung der 
künftigen  T aktik . D ies geschah.

D ieser Parteitag trat bereits am 2 5 . - 2 7 .  N ovem ber unter 
dem Präsidium  des Vorsitzenden des Parteivorstandes K ul le r v o  
Mä n n e r , ferner A ua. L eh to s (H elsingfors), J. W uo r ist o s  (W i- 
borg) und K . A h m alas (Uleaborg) in  H elsingfors zusam men. A n­
w esend  waren 130 Vertreter. Mä n n e r  stellte in seiner Begrüßungs­
rede fest, daß sich der G eneralstreik, dessen  A bsicht eine fried­
liche gew esen  sei, zum T eil zu einer revolutionären B ew egung ent­
w ick elt habe und daß nachher die Zustände sich immer mehr
zugespitzt hätten. _

D en  ersten Punkt der Tagesordnung b ildete die überaus w ich­
tige Frage nach der T aktik , über w elche 0 .  W . K u u s in e n  refe­
rierte. O bwohl bereits selbst zu revolutionärem  Vorgehen geneigt, 
w ürdigte er objektiv d ie verschiedenen M öglichkeiten. B ei rev o ­
lutionärer Übernahm e der S taatsgew alt könnten die Arbeiter w ohl 
die Macht in den größeren Städten, besonders im Süden des 
Landes behaupten. Im nördlichen Finnland dagegen seien  die 
Bürgerlichen, au f ihre Schutzkorps gestützt, die stärkeren. W ürden 
die Arbeiter ihre Macht benutzen, um allen Staatsbürgern vom  
20. Jahr an das W ahlrecht einzuräum en, so könnten sie  künftig  
auch gesetzlich  und parlam entarisch die Macht behalten. Aber 
es sei wohl zu erw ägen, daß d ie Bourgeoisie furchtbar erregt 
sei und die G ewalttätigkeiten während des G eneralstreiks rächen 
w olle. E s sei gefährlich , ihr die Initiative zu überlassen. Doch 
dürfe nicht verhehlt werden, daß eine N iederlage noch furcht­
barere R ache und die Unterdrückung der ganzen Arbeiterbewe­
gung m it sich ziehen würde.

Iu der D ebatte traten drei R ichtungen hervor.
Für die Revolution sprachen der dam alige oberste B efeh ls­

haber der Roten Garde A u  A a l t o n e n , der spätere Führer der­
selben E ero  H a a p a l a in e n , der spätere Vorsitzende der R evo­
lutionsregierung K . Mä n n e r , und der nachm alige Kom missar des 
Auswärtigen Y r jö  S xkola. S ie erklärten die L age a ls  fiii ein 
friedliches Vorgehen nunmehr durchaus ungeeignet. D ie Bour­
geoisie  sei bewaffnet, und die Arbeiter müßten ihre T ak tik  nach
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den Tatsachen einrichten. E s se i verwerflich, die revolutionäre 
T ätigkeit der M assen zu fürchten.

G egen die revolutionären P läne sprachen die alten  bewährten  
h ührer E e t u  S a l in , T. T a in io  und S e t h  H e ik k il ä , ferner E w e r t  
H ü t t u n e n , A l e x . H a l o n e n  u . a. K. H. W iik  faßte die Gründe 
gegen  ein revolutionäres Vorgehen dahin zusam m en: E ine R evo­
lution sei berechtigt nur als geschichtliche N otw endigkeit. D iese  
Voraussetzung träfe aber nicht zu. D ie praktischen Schw ierig­
keiten würden sich h äu fen : Lebensm ittelnot, Sabotage durch die  
Fabrikbesitzer und Techniker, passiver W iderstand der Beam ten, 
staatsfinanzielle Schw ierigkeiten, U nm öglichkeit, das Lum pen­
proletariat, das während des G eneralstreikes die Freiheitsbew e­
gung der Arbeiterschaft entehrt habe, im Zaum zu h alten; außer­
dem sei zum T eil die dem oralisierte russische Soldateska, in der 
m anche eine unerschütterliche Stütze der Revolution sehen, bei 
weitem  nicht zuverlässig.

E ine nurparlam entaristische Gruppe, d ie sich schon vor dem  
Parteitag au f ein einheitliches Auftreten a u f dem selben geein igt  
hatte, trat mit einem  eigenen  R esolutionsentw urf hervor, in dem  
der G edanke an eine D iktatur des Proletariats ausdrücklich ab­
gelehnt und als Aktionsform en der A rbeiterbew egung nur die b is­
herigen — die friedliche politische, gew erkschaftliche, gen ossen ­
schaftliche, parlam entarische und kom m unale T ätigkeit   aner­
kannt wurden.

D er unter den finnischen Arbeitern überhaupt so starke Drang  
nach Zusam m enhalten zeigte sich auch diesm al, und zwar so, 
daß eine klare E ntscheidung der brennendsten Fragen ausblieb. 
K. M. E v ä , E. E lo , 0 .  E l f w in g , A. AVe s l e v  u. a . verm ittelten  
und wünschten eine R esolution, die keine der auf dem Parteitage 
repräsentierten Bestrebungen ausschloß. Auch der einflußreiche
0 .  W. K u u sin e n  schloß sich im L aufe des Parteitags diesem  
Standpunkt an. So kam  es denn, daß zunächst in einer Probe­
abstim m ung die revolutionäre Auffassung mit 59  Stim men gegen  43  
abgelehnt wurde und daß sodann die Frage in eine K om m ission  
verw iesen wurde, deren von 0 .  W. K ü u s in e n  verfaßtes Referat 
den Kompromißstandpunkt vertrat. D ie  folgende Abstim m ung  
brachte die Verwerfung des nurparlamentaristischen R esolutions­
antrags mit 59 gegen  4 4  Stim m en und weiterhin der D iktatur­
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forderung mit 67 gegen  28  Stim m en. E s siegte also der von  
der K om m ission befürw ortete Kom promißvorschlag.

D ie Sozialdem okratie —  hieß es in der angenom m enen R eso­
lution —  ist bestrebt, ihre große geschichtliche A ufgabe m it allen  
den Mitteln zu verwirklichen, die dem R echtsgefühl des V olkes  
entsprechen. S ie fordert auch für die Arbeiterschaft das Recht, 
sich w enn nötig m it bewaffneter Hand gegen  bewaffnete Gegner 
zu verteidigen. Mehr G ewalt als zur Unterdrückung gegnerischer 
Gewalt nötig ist, so ll aber nicht gebraucht w erden. Mord, Raub 
u. dergl. werden verurteilt. D ie zur Selbstverteidigung gebildeten  
Ordnnngsgarden sollen  zu zuverlässigen, unter der Kontrolle der 
Arbeiterorganisationen stehenden und ihren bewährten taktischen  
Grundsätzen gem äß w irkenden Institutionen entw ickelt w erden. —  
Betreffend die R egierungsfrage führte die R esolution aus: „Da in 
d iesen  revolutionären Zeiten Sachlagen m öglich seien, in  denen  
zur Durchführung der grundlegenden Forderungen der Arbeiter­
k la sse  nötig sein  könne, daß die Sozialdem okraten allein oder in 
K oalition m it einer bürgerlichen K abinettsm inderheit d ie S taats­
gew a lt übernehme, sollen  die sozialdem okratische Landtagsfraktion  
und der Parteirat zu jeglicher Z eit prüfen, ob von der einen oder 
der anderen dieser M öglichkeiten mehr Nutzen als Schaden und 
Gefahr für den sozialdem okratischen K lassenkam pf mit Sicher­
h eit zu erwarten sei. G elangen beide Instanzen zu dem selben  
Beschluß und diesbezüglichen Bedingungen, da se i der betreffende 
Beschluß vorläufig gesta ttet.“

D ie größte und von der Minderheit des Parteitages tie f be­
dauerte Schw äche dieser R esolution war, daß sie alle M öglich­
k eiten  offen ließ, ohne auch nur anzudeuten, in  w elche Richtung  
d ie  Partei s t r e b e n  solle. D ie künftige E n tw ick lun g der D inge  
w urde m it vulgärm arxistisch drapiertem Fatalism us dem Zufall 
überlassen und die F olge war, daß tatsächlich die Partei in den  
folgenden Monaten immer mehr die Führung auch unter den 
Arbeitern selbst verlor. N icht einm al jen e  Punkte der R esolution  
wurden verwirklicht, die von unmittelbarer praktischer Bedeutung  
g ew esen  wären, näm lich jen e, w elche sich gegen  den M utwillen der 
extrem en E lem ente der Arbeiterschaft richteten und von den Ord­
nungsgarden D iszip lin  forderten.

22. D ie  vom  Parteitag vorausgesetzte K oalitionsregierung kam
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nicht zustande. Vielm ehr wurde, noch während er tagte, vom  
Landtag das Ministerium S v in h u f v u d  gew ählt. D ie  Arbeiter­
k lasse , die sich von legalem  Einfluß auf die D inge abgeschnitten  
em pfand, wurde im mer m ehr au f revolutionäre W ege getrieben. 
D ie sozialdem okratische Parteileitung war immer w eniger im ­
stande, d ie w irkliche Führung zu behalten und d iese geriet in  
d ie H ände Extrem er, w elche hinter dem Rücken der L eitung  
direkt m it den B olschew iken zusam m enarbeiteten. D ie Partei­
leitung em pfand aber die N otw endigkeit, sich den M assen anzu­
nähern, um d iese zu beruhigen. Zu diesem  Z w eck  wurde dem  
Parteirat, der in den T agen  des 19.— 22. Januar 191S in H elsing­
fors zusammentrat, vorgeschlagen, den Parteivorstand durch einige  
neue linksgerichtete M itglieder zu ergänzen, um so der L inken  
stärkeren Einfluß im Partei Vorstände zu sichern. D as geschah  
auch. Zugleich wurde beschlossen, den Parteitag zu Mai zu­
sam menzurufen. Noch vorher schon sollte eine D elegiertenkon­
ferenz der sozialdem okratischen G em eindeorganisationen zusam ­
m entreten, damit die Meinung der Arbeiterschaft in allen  T eilen  
des L andes genau k largestellt werde. W enn man aber gehofft 
hatte, so einen Modus vivendi zu schaffen, so erw ies sich das  
sofort a ls Irrtum. D ie  neu kooptierten M itglieder des Parteivor­
standes erw iesen sich als eifrige V erteidiger der revolutionären  
Richtung und setzten eine A rbeitsteilung innerhalb des Parteivor­
standes durch, kraft deren die alten Vorstandsm itglieder sich nur 
mit den inneren w irtschaftlichen A ngelegenheiten befassen sollten, 
w ogegen  die politischen dem hauptsächlich aus den neuen, revo­
lutionär gesinnten  M itgliedern bestehenden „revolutionären K om itee“ 
zugeteilt wurden.

Auch unter den Bürgerlichen hatten inzw ischen die Intran­
sigenten  ständig an Einfluß gew onnen. D ie  deutsch-orientierte 
aktivistische Politik  wurde nunmehr nicht nur von begeisterten  
Jünglingen getragen: auch bewährte konservative Führer hatten 
sich ihr angeschlossen. Seit dem Novem ber 1917 hatten offizielle 
Verhandlungen m it dem deutschen Hauptquartier stattgefunden, 
nnd obwohl die deutschen Machthaber lange zögerten, ehe sie, 
bewaffnete Unterstützung versprachen, wurden doch sofort Waffen 
nach Finnland gesandt und dort in aller Stille an der K üste g e ­
löscht und unter den Schutzkorps verteilt.
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D ie Selbständigkeit F innlands w urde indessen international 
anerkannt. D ie deutsche R egierung, an w elche sich die finnische 
R egierung in solcher Absicht gew endet hatte, forderte die Finnen  
auf, zuerst ihr Verhältnis zu Rußland zu ordnen, und S v in h u f v u d  
sah sich gezw ungen, eben das zu tun, w as schon mehrmals die 
finnischen Sozialdem okraten ihm geraten h a tten : sieh an die  
R äteregierung zu w enden, um deren A nerkennung der S elb ­
ständigkeit F innlands zu erlangen. D iese Anerkennung wurde 
auch sofort, um die Jahresw ende 1917 /18 , und um so bereit­
w illiger erteilt, w eil der finnische sozialdem okratische Parteivor­
stand, obwohl ohne K enntnis der Maßnahmen der R egierung, eben  
zu derselben Z eit eine Deputation nach Petersburg entsandte, 
um an die L en in scIic Regierung eine ähnliche Aufforderung zu 
richten. Auch die deutschen Machthaber hatten aller W ahrschein­
lichkeit nach die Räteregierung in diesem  Sinne beeinflußt. Trotz­
dem beeilte sich die Räteregierung nicht, ihre Truppen aus F inn­
land abzuziehen. Offenbar, w eil sie  eine deutsche Landung  
fürchtete. Auch der sozialdem okratische Parteirat trug diesem  
Um stand R echnung und erklärte in seiner Januarsitzung in einer 
besonderen —  nachher als „landesverräterisch“ gestem pelten —  
R esolution, daß er den unm ittelbaren R ückzug der russischen  
Truppen nicht fordere. D ie bürgerlichen Patrioten aber w ollten  
auch nur temporär russische Truppen in Finnland nicht mehr 
dulden. Und wenn auch K rieg nicht nötig gew esen , um die  
R ussen zu vertreiben, so erschien er ihnen w ohl doch zur N ieder­
haltung der unruhigen E lem ente der einheim ischen Arbeiterschaft 
und zur Aufrichtung einer unumschränkten Herrschaft der Bour­
geo isie  erwünscht. Offenbar war jed en fa lls daß unter den g e ­
gebenen Verhältnissen ein Krieg, wenn auch als „B efreiungskrieg“ 
aufgefaßt und begonnen, unm ittelbar zum Bürgerkriege führen  
mußte.

Einem  R ate der deutschen Machthaber folgend, erm ächtigte 
der Landtag am 9. Januar 1918 gegen  den W iderspruch der 
Sozialdem okraten, w elche die schweren Folgen voraussahen, die 
R egierung, als Stütze der Staatsgew alt ein bewaffnetes Korps zn 
errichten. Und diesem  ersten Schritt folgten rasch andere. In  
aller H eim lichkeit wurde Mitte Januar in H elsingfors ein General­
stab gebildet und zum Obersten Befehlshaber der künftigen Arm ee
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wurde ein in russischen D iensten  gestandener Finnländer, der 
G eneral C. G. Ma n n e r h e im , ernannt. In einer in W asa, einer 
Stadt an der K üste des Botnischen M eerbusens, stattgefundenen  
Beratung beschloß der Stab, den K rieg sofort zu beginnen. Als 
Kern der finnischen Arm ee standen die im Norden befindlichen  
Scbutzkorps zur Verfügung, aber außerdem wurde später ein a ll­
gem eines A ufgebot erlassen.

D iese  Maßnahmen blieben zunächst den Arbeitern unbekannt. 
A llein  ein ige verfrühte B ew egungen der kam pfeslustigen  Schutz­
korps in der G egend von W iborg sow ie die auffallende D irigierung  
einer M enge von E isenbahnw agen nach dem Norden erwiesen, 
daß d ie Entscheidung bevorstand. In den führenden Arbeiter­
kreisen wurde nunmehr der Drang überm ächtig, sich gegen  die 
anstürm ende Reaktion zu verteidigen —  obwohl ein ige hervor­
ragende sozialdem okratische Führer noch im mer ihre Bem ühungen  
fortsetzten, um eine friedliche L ösung des K onfliktes herbeizu­
führen. Am 26. Januar 1918  forderten einerseits die Regierung, 
anderseits das „Revolutionäre K om itee der Arbeiter“ in dunkel 
formulierten Proklam ationen ihre Anhänger auf, sich für die bevor­
stehenden E reign isse bereit zu halten. Zugleich w urde der Krieg  
im  Norden begonnen, indem  die schon großenteils dem oralisierten  
russischen Garnisonen entwaffnet, d ie führenden Personen der 
Arbeiterorganisationen verhaftet und zum T eil ermordet, d ie Or­
gan isationen  selbst und die Arbeiterzeitungen unterdrückt wurden. 
S o gut w ie  g leichzeitig , am Sonntag den 27. Januar, wurden  
in H elsingsfors die R egierungsgebäude von den revolutionären  
Arbeitern besetzt, und zwar ohne W iderstand, denn die R egierung  
und ihre Anhänger flüchteten, sow eit m öglich nach dem N or­
d en , um sich m it der dortigen „w eißen“ Arm ee zu vereinigen. 
Am 28. erließ das R evolutionäre K om itee einen „R evolutions­
aufruf“ an das finnische Volk, in dem es h ie ß : „A lle revolutionäre 
Macht in Finnland ist nunmehr den organisierten Arbeitern und  
ihren revolutionären Organen zugefallen .“ A ls R evolutionsorgane  
so llten  gew ählt w erden das finnische Volkskom m issariat und der 
Zentralrat der Arbeiter. D ie  M itglieder des V olkskom m issariats 
w ählten sich aber tatsächlich selbst und erst nachher wurde der 
Beschluß den H elsingforser Arbeitern zur formalen Bestätigung  
vorgelegt. Vorsitzender des V olkskom m issariats wurde K u l l e b v o
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Mä n n e r . W as die einzelnen R essort-K om m issariate anbelangt, so 
übernahm en: das A usw ärtige Yit.TÖ S i r o l a ; das Innere E ero  
H a a p a l a in e n  (der zugleich  Oberster Befehlshaber der Roten  
Arm ee war) und A d o l f  T a i m i; die Justiz L a ü r i L eto n m äk i 
und A n t t i K i v ir a n t a ; das Unterrichtsw esen 0 .  W. K u u s i n e n ; 
d ie Finanzen Ja lo  K o h o n e n , der später durch Dr. E d w . G y l l in g  
ersetzt w urde; Arbeit J. L u m iw u o k k o  (später wurde aus dem  
Arbeitskom m issariat eine besondere Sozialabteilung ausgeschie­
den m it J. 0 .  A r ja n n e  und Frau H il j a  P ä r ssin e n  an der S p itze ); 
d ie  Landwirtschaft E w e r t  E lo r a n t a  ; die Lebensm ittelversorgung  
O sk a r i T o k o i; das Verkehrsw esen K o n st a n t in  L i n d q u is t ; das 
Postw esen  E m il  E lo  und Justizkanzler Matti T u r k ia . A ls K riegs­
kom m issare w irkten die beiden K om m issare des In nern ; später 
widm eten sich d iese nur den m ilitärischen A ngelegenheiten, 
während d ie A ngelegenheit des Innern von M. A ir o l a  und Frau 
H an n a  K a r h in e n  übernomm en wurde.

D ie revolutionäre R egierung stieß zunächst auf den W ider­
stand der B eam ten : d iese blieben ausnahm slos ihren Ämtern ferne 
und d iese wurden mit Revolutionären besetzt. Zu diesem  Zw eck  
wurden so gut w ie a lle disponiblen Kräfte in  der Partei ver­
w endet. Auch diejen igen  unter ihnen, w elche die R evolution m iß­
billigten, betrachteten es m eist als ihre Pflicht, jetzt, da sie  ein ­
mal begonnen war, bei ihrer Durchführung m itzuwirken, um w o­
möglich die Reaktion abzuwehren, die im F alle  eines Mißlingens 
drohte. D ie rote Garde wurde sofort gegen  Norden dirigiert und 
zwischen ihnen und den W eißen Truppen entstand eine Front, 
w elche nördlich von Björneborg am B ottnischen Meerbusen an­
ting, sich in nordöstlicher R ichtung zur E isenbahnstation W ilppula  
nördlich von Tam m erfors und von dort in südöstlicher Richtung  
in  die G egend nördlich von W iborg erstreckte.

D en 2. Februar forderte der sozialdem okratische Parteivor­
stand, der dam als so gut w ie  ganz aus denselben Mitgliedern 
bestand w ie das Volkskom m issariat, in einem  M anifest d ie Ar­
beiter der anderen Länder auf, für die internationale Revolution  
zu wirken. Am 4. Februar trat der sozialdem okratische Parteirat 
zusam m en und erließ —  angesichts der vollzogenen  Tatsachen  
eine K undgebung, in der er das V olkskom m issariat als L andes­
regierung sow ie die von diesem  erlassenen G esetze anerkannte.

Archiv i. Geschichte (¡.Sozialismus XII, hreg. V. G r i in b e rg .  7
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mit der gleichzeitigen Forderung jedoch, daß die w ichtigsten der 
letzteren durch Volksabstim m ung sanktioniert w erden sollten. In 
derselben Proklam ation warnte der Parteirat vor Anarchie, betonte 
die B edeutung hum anen A uftretens gegen die Gegner und an­
erkannte die R ote Garde —  w ie die Ordnungsgarden nunmehr 
genannt wurden —  als staatliche Institution, jedoch  unter der 
Bedingung, daß die Garde sich dem Zentralrat der Arbeiter unter­
ordne und auf rein m ilitärische Aufgaben beschränke. D ie  w ich­
tigeren Produktionszw eige sollten kontrolliert, zur Sozialisierung  
aber sollte nur mit grösser Vorsicht geschritten werden. Der 
Zentralrat sollte aus 40  M itgliedern bestehen, deren 1.5 vom  
sozialdem okratischen Parteirat, 10 von den gew erkschaftlichen  
Zentralorganisationen, 10 von der Roten Garde und 5 von den 
Arbeitern in H elsingfors gew ählt werden sollten. D ie W ahl wurde 
auch in den folgenden T agen durchgeführt.

In derselben Sitzung des Parteirates wurde ein neuer Partei­
vorstand gew ählt, der während des ganzen Bürgerkrieges au f die 
Überwachung lediglich der inneren Parteiangelegenheiten  sich  
beschränkte, da die politische Macht dem V olkskom m issariat 
zustand. Auch der Zentralrat, der die R olle eines Parlam entes 
sp ielen  sollte, hatte nur geringe praktische Bedeutung.

D ie w ichtigste aller gesetzgeberischen Initiativen der R evo­
lutionszeit war der E n tw u rf einer neuen Staatsverfassung für das 
selbständige Finnland. D erselbe wurde am 23. Februar vom V olk s­
kom m issariat veröffentlicht. Er war durchgehend au f dem okra­
tischer B asis  aufgebaut und bestim m t, d ie dem okratischen Prin­
zipien bis in ihre letzten Schlußfolgerungen zu verwirklichen. 
Von Diktatur und R ätesystem  war k eine Rede, w ie überhaupt 
die Ideologie der finnischen Arbeiterrevolution von 1918  eine  
durchaus dem okratische war. D ie kom m unistischen Prinzipien  
waren weder den führenden sozialdem okratischen Kreisen in 
Finnland bekannt noch wurden sie  von ihnen gebilligt. E s  war 
beabsichtigt, den Entwurf der Staatsverfassung nach dem m ili­
tärischen S iege der Volksabstim m ung zu unterziehen.

A uf dem  sozialen G ebiete sind einige Maßnahmen der R evo­
lutionszeit hervorzuheben.

Durch ein Dekret vom 31. Januar wurde der Versuch gem acht.
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die brennende Kleinpächterfrage zu lösen  und der R evolution die 
Unterstützung der Kleinpächter zu sichern. E s wurde ausge­
sprochen, daß d iese nunmehr von den Grundbesitzern unabhängig  
seien . —  Obwohl die Revolution nicht als eine soziale aufgefaßt 
wurde, sahen sich die revolutionären Behörden in fo lge Sabotage  
von seiten  einiger Arbeitgeber gezw ungen, in das w irtschaftliche 
Leben einzugreifen. E s wurden in den Fabriken „Fahrikkoinitees1* 
gew ählt m it einem  vom  A rbeitskom m issariat ernannten Kom m issar 
an der Spitze. —  Um  die Nutzung verlassener oder aus anderen  
Gründen beschlagnahm ter Grundstücke zu sichern, sollte in jed er  
G em einde eine sogenannte S ied lungskom m ission gew ählt w erden, — 
D ekrete betreffend kom m unale Arbeitsverm ittlung und kom m unale 
N otstandsarbeiten wurden erlassen. —  G egen E nde der K riegs­
zeit erschien —  ohne Z w eifel in  der Absicht, d ie Bauern, w elche  
die Mehrheit der W eißen Armee bildeten, günstig  zu stim m en —  
ein  D ekret, w onach die Unterhaltung der Landstraßen vom  Staate 
übernommen wurde. —  D ie Absicht, den von den Sägem ühlen­
gesellschaften  besessenen  B oden zu enteignen, gelangte nicht zur 
Verwirklichung. —  A uf dem G ebiete des Unterrichtsw esens wurde 
eine Reform des Unterrichts, besonders in  der G eschichte, ange­
ordnet; das hatte aber kaum  eine praktische Bedeutung, w eil 
die große Mehrzahl der Schulen infolge Sabotage von seiten der 
Lehrer Stillständen. —  F estgehalten  sei noch, daß gleich  zu B e­
ginn der R evolutionszeit die T odesstrafe offiziell abgeschafft wurde. 
Freilich kam en trotzdem Hinrichtungen vor, auch auf der „roten“ 
S eite der Front, aber nur in folge von Übergriffen einiger m ili­
tärischer Befehlshaber und gegen  den w iederholt und energisch  
ausgesprochenen W illen der führenden Revolutionäre. Im  
übrigen bestand die G esetzgebung der R evolutionszeit in \  erord- 
nungen betreffend: d ie Z ivilverw altung der Provinzen und G e­
m einden, das M ilizwesen, die Lebensm ittelverhältnisse, die Steuern, 
das revolutionäre G erichtsw esen u. a.

D ie  bem erkensw erteste politische A ktion  des finnischen V olk s­
kom m issariats war ein m it Rußland gesch lossener Vertrag vom  
1. März 1918. Durch denselben w urde das Verhältnis zw ischen  
Sowjetrußland und der nunmehr selbständigen R epublik Finnland  
geordnet. B eid e K ontrahenten sicherten einander für alle Zukunft
freien Zutritt zu ihren Häfen zu und versprachen, ihren beider-

7*
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seitigen  Bürgern eine begünstigte Stellung zu gewähren. Ruß­
land versprach, se ine Truppen aus Finnland zu entfernen und 
trat an Finnland ein bedeutendes Territorium an der K üste des 
E ism eers ab. E tw aige Streitigkeiten über d ie Auffassung d ieses  
A bkom m ens sollten von einem  Schiedsgericht geschlichtet werden, 
d essen  Vorsitzender von der linkssozialdem okratischen Partei 
Schw edens ernannt w erden sollte.

Gegen E nde Februar wurde H elsingfors von einer Deputation  
der schw edischen Sozialdem okratie besucht, bestehend aus dem  
Stockholm er Bürgerm eister Cak l  L in d h a g e n , dem Parteisekretär 
G u s t a v  Mö lle r  und dem Vertrauensm ann A r w id  T h o r b e r g . 
S ie sollte das finnische V olkskom m issariat zu Friedensverhand­
lungen bew egen. D er Versuch blieb aber ebenso erfolglos w ie 
ein gleichartiger Vorschlag der schw edischen R egierung an die 
in W asa residierende „w eiße“ Regierung. Auch sonstige g le ich ­
gerichtete Bem ühungen einzelner in H elsingfors wohnender, außer­
halb der revolutionären B ew egung stehender Sozialdem okraten, 
vor allem  E d w , W a l p a s , blieben vergeblich.

Indessen  häuften sich die Schw ierigkeiten, gegen  die das V olks­
kom m issariat zu kämpfen hatte. E s bewährten sich nachein­
ander die pessim istischen Voraussagen vom  Novem ber-Parteitag. 
D ie Lebensm ittelversorgung wurde immer schwerer und unzu­
länglich und daß ein nach Sibirien entsandter E isenbahuzug aucli 
wirklich nach einer abenteuerlichen R eise eine Getreideladung  
ins Land brachte, h a lf nicht viel. D ie zur Verfügung stehenden  
Vorräte wurden übrigens unparteiisch unter Arbeiter und Bürger­
liche verteilt. —  D ie finanziellen Schw ierigkeiten nötigten zur 
Fortsetzung der schon von den früheren Regierungen während  
des W eltkrieges begonnenen Papiergeldinflation. —  D ie aus Ruß­
land erwartete H ilfe blieb m eistens aus. Nur W affen erhielt man 
von dort, sonstige m ilitärische H ilte aber nicht, indem nur einige 
hundert R ussen als Freiw illige an den Kämpfen teilnahm en. 
Offenbar wurden die B olschew ik i von den D eutschen zu dieser 
Passiv ität genötigt. D ie  Rote Arm ee selbst war sehr schlecht 
gefü hrt und zu ungleich zusam m engesetzt, um einer gut durch­
dachten und energischen Aktion fä h ig  zu sein. D ie W eiße Armee 
dagegen hatte in den deutsch geschulten sogenannten Jägern vor­
zügliche Führer, und die M annschaft wurde durch die Ideologie
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des „B efreiungskrieges“ zu einem  maßlosen Haß gegen  die „Landes­
verräter“ aufgestachelt.

D ie langw ierigsten K äm pfe wurden b ei W ilppula nördlich von  
Tammerfors ausgefochten. Mitte März wurde die Rote Arm ee aus 
ihrer dortigen Position  vertrieben und zog sich gegen  Tam m er­
fors zurück, w orauf d iese w ichtige Stadt bald von den aus ver­
schiedenen R ichtungen heranstürmenden w eißen Truppen einge­
schlossen wurde. E tw as früher, Anfang März, war A land von  
einer deutschen Truppe besetzt w orden und die weißfinnisch­
deutsche Freundschaft begann endlich ihre Früchte zu zeitigen. 
D as V olkskom m issariat erhob gegen  die B esetzung der A land­
Inseln  Einspruch, w andte sich aber, durch Verm ittlung des B efehls­
habers der auf Aland befindlichen deutschen Truppen an die 
deutsche R egierung m it dem Ersuchen, im finnischen Bürger­
kriege als Schlichter aufzutreten. Auch dieser Schritt blieb er­
folglos. Am 3 . April landeten dann vom General v o n  i>kr G oltz 
geführte deutsche Truppen in H angö; die dortigen roten W acht­
posten Hohen und die Deutschen drangen, beinahe ohne W ider­
stand zu begegnen, bis in die N ähe von H elsingfors vor. Infolge 
von Verhandlungen zw ischen ihnen und den in H elsingfors be­
findlichen russischen M ilitärbehörden w urde aber den R ussen g e ­
nügend Z eit gelassen , um ihre w ertvolle F lotte aus dem Hafen 
von H elsingfors zu entfernen. E rst am 12. April rückten die 
deutschen Truppen in H elsingfors ein. G leichzeitig  erhoben sich 
die in der Stadt befindlichen W eißen, die sich in aller S tille be­
waffnet hatten, und am folgenden T ag war d ie ganze Stadt in 
ihren Händen. Tammerfors war schon ein ige T age früher von 
der MANNERHEiMschen Armee erobert worden. D iese vereinigte 
sich m it der deutschen und die R este der Roten Armee zogen  
gegen Osten, w obei ihnen zum T eil in folge der Landung einer 
deutschen Truppe b ei K otka der R ückzug abgeschnitten wurde.

Vorher schon, bereits A nfang April hatte das V olkskom m is­
sariat H elsingfors verlassen  und war nach W iborg übersiedelt, 
von wo dann die Mehrheit seiner M itglieder gegen  E nde des 
Monats nach Petersburg flüchtete. W enige T age später, am 
30. April, wurde die Stadt nach heißen Käm pfen von den weißen  
Truppen erobert und d ie roten Käm pfer gefangen. B ald  darnach 
kapitulierten die abgeschnittenen R este der Roten Arm ee in den



G egenden von K ym i, Taw astehus und an anderen Orten und am
16. Mai zog Ma n n e k h e im  an der Spitze seiner siegreichen Armee 
in  H elsingfors ein, wohin auch inzw ischen die w eiße R egierung  
übersiedelt war. D er R evolutionsversuch des finnischen Prole­
tariats war endgültig niedergeschlagen.

Einer halbjährigen Periode w eißen Terrors —  6000  Arbeiter 
wurden ermordet und 1 2 0 0 0  starben in den Konzentrationslagern  
vor H unger — , während w elcher sich die B ourgeoisie unter Führung  
der extrem en rechtsstehenden E lem ente bem ühte, nicht nur die Ar­
beiterbew egung gänzlich zu unterdrücken —  w as vorläufig ja  
gelang —  sondern auch w ichtige Errungenschaften der D em o­
kratie zu vernichten, folgte in folge der veränderten w eltpolitischen  
L age schon E nde 1918 eine Periode dem okratischen und auch 
sozialdem okratischen Aufschw’ungs. D ie  sozialdem okratische Par­
teiorganisation w urde w ieder aufgerichtet und die W ahlen brachten 
ihr glänzende S iege. D ie bald einsetzende, von Rußland aus 
geleitete kom m unistische Propaganda bereitete zwar der S ozia l­
dem okratie neue Schw ierigkeiten  und einen Rückgang, der sich  
aber schon im großen ganzen als vorübergehend erw iesen hat. 
Z ugleich hat sie  m it E rfolg ihren im mer noch großen Einfluß 
benutzt, um die Außenpolitik F innlands in friedliche Bahnen zu 
zw ingen und um soziale Reform en durchzusetzen.

*  *
*

D ie E ntw ick lung der finnischen Arbeiterbew egung war durch 
mehrere, zum T eil gew altsam e und öfters durch Einw irkung vom  
Osten hervorgerufene Schw ankungen gekennzeichnet. D ie  größten 
äußeren Errungenschaften der B ew egung —  das allgem eine poli­
tische und kom m unale W ahlrecht, der achtstündige Arbeitstag  
—  sind R esultate der revolutionsartigen Ausbrüche von 1905  
und 1917. Auch die A nschauungsw eise der finnischen Arbeiter­
schaft ist hierdurch einigerm aßen beeinflußt worden.

Seit einigen Jahren aber durchlebt die finnische Sozialdem o­
kratie eine Periode ruhigerer, organischer Entw icklung. Durch 
die staatliche U nabhängigkeit gegen  gew altsam e fremde E inw ir­
kung geschützt und auf ihre eigen e Kräfte h ingew iesen, arbeitet 
sie  für die Intensivierung des inneren Parteilebens und für g e ­
setzgeberische Reformen. S ie  ist bestrebt, in nähere Beziehungen  
zu der internationalen Sozialdem okratie zu treten, deren Meister
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  vor allem  die deutschen m arxistischen Theoretiker —  ihr auch
schon bisher als geistige Führer galten, w ährend auf dem  Gebiet 
praktischer Arbeit besonders d ie kräftige, harmonisch gestaltete  
A rbeiterbew egung Skandinaviens als vorbildlich anerkannt wird.

L it e r a t u r .
Jahresberichte des Arbeitervereins in Helsingfors 1884-1924. (1884-1895  

in schwed. und finn. Spr; sodann nur finn.)
Handlingar rörande det tilltänkta första allmänna finska arbetarmötet 

1891. Helsingfors, Päivälehtis tryckeri, 1892.
Toisen työväenyhdistysten edustajain kokouksen pöytäkirja. [Kongreß der 
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pere 1899.
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1917, 1918, 1919, 1922. (finnisch).
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Förlag: Finlands Svenska Aibetarförbund, 1907. . . .  . . . . . .
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Nuorisoliiton kustantama, 1916. •

Naiset ja sosialidemokratia Suomessa. (Geschichte der Frauenbewegung ) 
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förbund, 1903; d e r s e l b e ,  Suomen työväenliike. Historiallinen katsaus. 
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V a l p a s ,  E e d v a r d ,  Mikä menettelytapa? Työväenliikkeen taktiikasta. 
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M a r t n a ,  M., Soome, Motte kirjastus, Tallinna esthnat, 1909.
K o l l o n t a i ,  A., Finlandia i Sotschialism. 1906,
D en  15 i l r g e r k r i e g  v o n  1 9 1 8  b e h a n d e l n :
H u t t u n e n ,  E , Sosialidemokraattinen puoluejohto ja kansalaissota. O. y . 

Kansanvalta, 1918.
R y ö m ä , H a n n e s ,  Vallankumousvuoden tapahtumista. Helsingin Uusi 

Kirjapaino O. y,, 1918.
W iik ,  K a r l  H,, Kovan kokemuksen opetuksia. Kustannus o. y. Kan­

sanvalta, Helsinki 1918,
Det vita väldet i Finland. Väinö Tanners försvarstal inför rädstuvurStten 

i Helsingfors. Soc.-dem. partistyrelsens förlag, Helsingfors 1919.
Sos.-dem. puoluetoimikunnan puheenjohtajan V ä in ö  T a n n e r  in puolu­

stuspuhe puolueen vaalijulistuksen johdosta nostetussa oikeudenkäynnissä. 
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Y r j ö  S i r o l a ,  Bericht der Finnischen Sozialdemokratischen Partei an 

das Internationale Sozialistische Bureau Uber ihre Tätigkeit von Juli bis 
September 1906. (XXV/1, 715.)
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Die erste deutsche 
Arbeiterbewegung

G eschichte der Arbeiterverbrüderung 1848— 1849

Ein Beitrag zur Theorie und Praxis 
des M arxismus

von
Dr. M a x  Q u a r k

Mit einem Bildnis von Stephan Born.

VIII und 400 S. Gr. 8°. ßm. 7.50, gbd. Rin. 9.—

Das Werk ist die erste ausführliche und dokumentierte Darstellung der Arbeiter­
bewegung von 1848 mit zahlreichen Ausblicken auf die weitere Entwicklung'. 
Es beruht auf den sorgfältigsten Archivstudien und ist doch flüssig und anziehend 
geschrieben, so dass es jedem Gebildeten empfohlen werden kann, zumal sich 
häufig Parallelen mit der Jetztzeit ergeben. Der Marxismus wird in ihm auf 
sein richtiges geschichtliches Ausmass zurückgeführt, so dass das Buch auch einen 
Beitrag zu dieser jetzt noch umstrittenen Frage bildet.

I n h a l t :  Vorwort — Deutschlands wirtschaftliche und soziale Lage von 
1848 — Die Lage der Arbeiter im Vormärz — Vorboten der organisierten Arbeiter­
bewegung — Stephan Borns Entwicklung — Das Berliner Zentralkomitee — 
Das Vorparlament und die Arbeiterfrage. Ein soziales Königtum. Die Haltung 
der Eisenbakuarbeiter — Der Berliner Buchdruckerstreik und Verwandtes — Das 
„Volk“ und seine Wirkung — Die erste Arbeiterbewegung in Frankfurt a. M. — 
Die Demokratie und die Arbeiterbewegung — Die ersten Kongresse und die 
Episode Winkelblech — Der Berliner Buchdruckerstreik und der Arbeiterkongress — 
Der Bruch mit der bürgerlichen Demokratie — Die Uebersiedlung der Zentral­
leitung nach Leipzig — Die Arbeiterverbrüderung bis Jahresschluss — Die Lage 
der Arbeiter unter der beginnenden Reaktion und ihre Wirtschaftskämpfe — 
Die Ausbreitung der Arbeiter Verbrüderung und die lokalen Arbeiterkongresse — 
Die Frankfurter Nationalversammlung und die Arbeiterverbrüderung — Die letzten 
politischen und wirtschaftlichen Kämpfe — Der Anteil der Arbeiterverbrüderung 
an den Reichsverfassungskämpfen — Das fernere Schicksal der Arbeiterverbrüde­
rung — Schlusswort — Anmerkungen — Anhang.

D urch a lle  B u c h h a n d lu n g en  zu  b e z ie h e n
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Zum Abonnement empfehlen wir bestens:
■ i  ■ n  _ i ____________ ■ _ i  ■ _________

und der Arbeiterbewegung
in Verbindung mit einer Reihe namhafter Fachmänner aller Länder 

herausgegeben von
Professor D r. C arl Crrünberg

in Frankfurt a. M.
Jährlich erscheinen drei Hefte

Längere historische und theoretische Abhandlungen, urkundliches Material zur Ge­
schichte des Sozialismus, eine alljährliche Chronik der für die Entwicklung des Sozialis­
mus wichtigsten Ereignisse und eine Uebersicht über die wichtigsten Erscheinungen der 
einschlägigen Literatur bilden den Inhalt dieser Zeitschrift.

Es liegen elf kom plette Bände vor.

P r e is  p ro  B an d  Rm . 18 .— .

A usführlicher P ro sp ek t au f W unsch g ra tis  und franko.

Die Internationale 
und der Weltkrieg.

Materialien
gesam m elt von Professor D r. Carl G rün berg  in  F ra n k fu rt a . M.

1. A bteilung:
Vor dem Krieg und w ährend der ersten  

K riegsw ochen.
Sonderdruck aus Archiv für Geschichte des 
Sozialismus und der Arbeiterbewegung.

G e h e fte t  Rm. 6 .—
Die Sammlung will in erster Reihe die offiziellen Kundgebungen der politischen 

und gewerkschaftlichen Arbeiterorganisationen aller Länder wiedergeben, die geeignet 
sind, deren Haltung zum Kriege vor und nach dessen Ausbruch zu charakterisieren, 
daneben aber auch gleichgeartete besonders wichtige Artikel aus der Arbeiterpresse 
Aensserungen von Führern und Flugblättern bringen.

  W eitere Teile werden folgen. -------- -

D urch a lle  B u c h h a n d lu n g en  zu  b e z ie h e n .
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